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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Dr. Skotton: Hoher Bundes­
ratl Ich e r ö ff n e die 320. Sitzung des Bun­
desrates. 

Das amtliche P r o t 0 k 0 11 der 319. Sitzung 
des Bundesrates vom 22. Feber 1973 ist auf­
gelegen, unbeanstandet geblieben und gilt 
daher als genehmigt. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Bundes­
räte Bürkle, KrempI, Pabst, Walzer und Doktor 
h. c. Eckert. 

Ich begrüße den im Haus erschienenen 
Herrn Innenminister. (Allgemeiner Beifall.) 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 16. März 1973, Zl. 2190173, über 
meinen Vorschlag gemäß Artikel 73 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 für die Dauer der zeitweiligen Verhin­
derung des Bundesministers für Landesvertei­
digung Karl Lütgendorf in der Zeit vom 
27. März bis 2. April 1973 den Bundesminister 
für Inneres Otto Rösch mit dessen Vertretung 
betraut. 

Einlauf und Behandlung der Tagesordnung Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 

Vorsitzender: Eingelangt sind zwei Schrei- machen. 
ben des Bundeskanzlers betreffend Minister-
vertretungen. Kreisky" 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
lesung dieser Schreiben. 

"An den Herrn Vorsitzenden des· Bundes­
rates. 
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Schriftführer 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 23. März 1913, Zl. 2329/13, über 
meinen Vorschlag gemäß Artikel 13 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1 929 für die Dauer der zeitweiligen Verhin­
derung des Bundesministers für Finanzen 
Dkfm. Dr. Hannes Androsch in der Zeit vom 
25. bis 29. März 1913 den Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie Dr. J osef 
Staribacher mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Seit der letzten Bundesratssitzung ist eine 
A n f r a g e b e a n t W 0 r t u n  g eingelangt, 
die den Anfragestellern übermittelt wurde. 
Diese Anfragebeantwortung wurde vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des 
Bundesrates verteilt. 

Eingelangt sind weiters jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Vorlagen gemäß § 29 Abs. C 
der Geschäftsordnung den Obmännern der 
zuständigen Ausschüsse zur Vorberatung 
zugewiesen. Die Ausschüsse haben diese Be­
schlüsse des Nationalrates sowie einen Be­
richt, der bereits früher eingelangt ist, einer 
Vorberatung unterzogen. Die diesbezüglichen 
schriftlichen Berichte liegen vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der Geschäftsordnung 
habe ich die von den Ausschüssen erledigten 
Vorlagen sowie die Wahl der Vertreter Oster­
reichs in der Beratenden Versammlung des 
Europarates auf die Tagesordnung der heuti­
gen Sitzung gestellt. 

Eingelangt ist ferner ein Bericht der Oster­
reichischen Delegation zur Beratenden Ver­
sammlung des Europarates über die 
XXIV. Sitzungsperiode. 

Ich habe diesen Bericht dem Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten und wirtschaft­
liche Integration zur weiteren geschäftsord­
nungsmäßigeri. Behandlung zugewiesen. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 20. März· 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz. mit dem das Waifengesetz 1961 geän­
dert wird (Waifengesetz-Novelle 1913) 

(929 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Waffengesetz-Novelle 1973. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Jolanda Offenbeck. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Jolanda Offenbeck: 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl Ich 
bringe den Bericht des Ausschusses für Ver­
fassungs- und Rechtsangelegenheiten: 

Das Waffengesetz sieht als Voraussetzung 
für die Ausstellung einer Waffenbesitzkarte 
beziehungsweise eines Waffenscheines unter 
anderem die Großjährigkeit des Bewerbers 
vor. Im Hinblick auf die mit 1. Juli 1913 vor­
gesehene Herabsetzung des Großjährigkeits­
alters auf 19 Jahre schlägt der vorliegende 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates aus 
sicherheitspolizeilichen Gründen vor, daß in 
der Regel an dem bisher geltenden Mirtdest­
alter von 21 Jahren für die Ausstellung einer 
Waffenbesitzkarte beziehungsweise eines 
Waffenpasses festgehalten werden soll. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 21. März 1973 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
smuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. März 1913 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Waffengesetz 1961 
geändert wird (Waffengesetz-Novelle 1973). 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand gemel­
det. 

Im frage, ob zu diesem Tagesordnungspunkt 
jemand das Wort wünscht. - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s ti m m u n g bes chließt der 
B undesrat, gegen den Gesetzesbeschl uß des 
Nationalrates k ei n e n E j n s pr u eh zu er­
heben. 

2. Punkt: Gesetzesbesdtluß des Nationalrates 
vom 20. März 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Schieß- und Sprengmittel­
gesetz geändert wird (Schieß- und Spreng­
mitteigesetz-Novelle 1913) (930 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Schieß- und 
Sprengmittelgesetz-Novelle 1 973. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Jolanda Offenbeck. Ich bitte um den Bericht. 
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Berichterstatterin Dr. Jolanda Offenbetk: 
Hohes Haus/ Ich bringe den Bericht des Aus­
schusses für Verfassungs- und Rechtsangele­
g enheiten: 

Das Schieß- und Sprengmittelgesetz sieht 
als Voraussetzung für die Verleihung der Be­
fugnis zur Erzeugung von Schieß- und Spreng­
mitteln sowie zum Handel mit diesen unter 
anderem die Eigenberechtigung des Bewer­
bers vor. Auf Grund der mit 1 .  Juli 1973 
wirksam werdenden Herabsetzung des Groß­
jährigkeitsalters hätte eine unveränderte Wei­
tergeltung des genannten Gesetzes zur Folge, 
daß ab 1 .  Juli 1 973 die Aufnahme der im 
Schieß- und Sprengmittelgesetz geregelten 
Tätigkeiten grundsätzlich schon durch Perso­
nen in Betracht käme, die das 19 .  Lebensjahr 
vollendet haben. Der vorliegende Gesetzes­
besdlluß schlägt nun aus sicherheitspolizei­
lichen Gründen vor, daß an dem Mindestalter 
von 21 Jahren für die Verleihung der Erzeu­
gungsbefugnis und der Verschleißbefugnis 
festgehalten werden soll. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 27. März 1973 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n  t r a g , der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. März 1 973 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Schieß- und Spreng­
mittelgesetz geändert wird (Schieß- und 
Sprengmittelgesetz-Novelle 1 973), wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht­
erstatterin für ihren Bericht. 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz über 
die Ausbildungsbeiträge für Probelehrer. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Hohes Haus! Die 
Lehrer-Dienstzweigeordnung sieht als Anstel­
lungserfordernis für bestimmte Lehrergruppen 
an mittleren und höheren Schulen neben der 
Absolvierung des Hochschulstudiums aum 
eine praktische Ausbildung als Lehrer vor. 
Da durch diese sogenannte "Einführung in 
das praktische Lehramt" kein Dienstverhältnis 
begründet wird, entsteht hieraus kein Ent­
geltanspruch. für den Probelehrer. Durch. Er­
lässe der Unterrichtsverwaltung wurde jedoch 
unter bestimmten Voraussetzungen für Lehr­
amtskandidaten ein monatlicher Unterstüt­
zungsbeitrag zuerkannt. Diese Erlässe hat der 
Verfassungsgerichtshof mangels gesetzlicher 
Grundlage aufgehoben. Durch den vorliegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll 
nunmehr analog der bisherigen Regelung 
Probelehrern ein monatlicher Ausbildungsbei­
trag im Ausmaß von 60 Prozent des Anfangs­
bezuges eines entsprechenden Lehrers mit 
voller Lehrverpflicbtung bundesgesetzlich zu­
kommen. 

Nach Beratung der gegenständlichen Vor­
lage stellt der Ausschuß für Verfassungs- und 
Rechtsangelegenheiten durch mich den A n­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 21. März 1 973 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Ausbildungsbeiträge für 
Probelehrer wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Beridlt­
erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sid:J. Frau Bundes­
rat Elisabeth Sdlmidt. kh erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Elisabeth Sdllnidt (OVP): Herr 
Vorsitzender ! Herr Minister! Hoher Bundes­

Ich stelle die Frage, ob sich zu diesem ratl Im Lehrberuf besteht noch immer ein 
Tagesordnungspunkt jemand zum Wort mel- Mangel an ausübenden Käften, was allein 
det. - Das ist ebenfalls nicht der Fall. schon die vielen notwendig gewordenen Ober-

.zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. stunden des Lehrpersonals an den mittleren 
und höheren Schulen beweisen. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließ t  der 
B undesra t ,  gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nati onalrates k e i n  e n Ei n s p r u eh z u  er­
heben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschlu.8 des Nationalrates 

Um unserer studierenden Jugend für diesen 
Beruf einen entsprechenden Anreiz zu geben, 
wäre es in erster Linie notwendig, die dienst-, 
besoldungs- und sozialrechtlid:J.e Stellung des 
Lehrers zu heben. 

vom 21. März 1913 betreffend ein Bundes- Ein Lehrer an den mittleren und höheren 
gesetz über die Ausbildungsbeiträge f1ir Schulen hat heute nid:J.t nur über ein umfang-

Probelehrer (931 der Beilagen) reimes Fad:J.wissen zu verfügen, sondern muß 
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Ellsabeth Schmldt 

darüber hinaus auch ein guter Psychologe und 
Pädagoge sein. Das gut fundierte fachliche 
Wissen genügt nicht, wenn er es nicht ver­
steht, dieses Wissen in verständlicher Form 
an die Schüler weiterzugeben. 

Es ist daher zur Erwerbung der Befähigung 
für das Lehramt an mittleren und höheren 
Schulen nicht nur die Absolvierung eines 
Hochschulstudiums und die erfolgreiche Able­
gung der Lehramtsprüfung notwendig, sondern 
der Lehramtsanwärter muß sich darüber 
hinaus mit den unmittelbaren Aufgaben der 
Erziehung und des modemen Unterrichtes be­
fassen. Nur dann kann er seine Eignung zum 
Lehrberuf unter Beweis stellen. 

Die Einführung in das "praktische Lehramt" 
stellt ein Anstellungserfordernis bestimmter 
Lehrergruppen an mittleren und höheren 
Schulen dar, das in der Lehrer-Dienstzweige­
ordnung und in einigen Bundesgesetzen ver­
ankert ist. Dem Lehramtskandidaten, also dem 
Probelehrer steht dabei laut § 10 Z. 1 1  der 
Prüfungsvorschrift für das Lehramt der Mittel­
schulen noch kein Anspruch auf Entgelt zu. 

lässe das neue Gesetz beschlossen worden 
wäre. Es muß nämlich nun mit 1. 1. 1 913 rück­
wirkend in Kraft treten, damit keine Unter­
brechung in der Bezahlung des Ausbildungs­
beitrages entsteht. 

Meine Fraktion gibt dem Gesetzesbeschluß 
die Zustimmung. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist ferner Herr 
Bundesrat Remplbauer gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Remplbauer (SPO): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Verehrter Herr Bundes­
minister! Hoher Bundesrat! Wie meine Vor­
rednerin, die Frau Bundesrat Schmidt ausge­
führt hat, sieht neben der Absolvierung des 
Hochschulstudiums die Lehrer-Dienstzweige­
ordnung als Anstellungserfordernis bestimm­
ter Lehrergruppen an mittleren und höheren 
Schulen die Einführung in das praktische Lehr­
amt vor. Diese Einführung dient dazu, den 
Lehramtsanwärter mit unmittelbaren Auf­
gaben der Erziehung und des Unterrichtes 
bekanntzumachen und ihm Gelegenheit zu 
geben, seine Eignung für den Lehrberuf nach-

Das Bundesministerium für Unterricht ge- zuweisen. 
währte jedoch auf Grund einiger Erlässe den 
Lehramtskandidaten für die Dauer ihres 
Probedienstes unter bestimmten Vorausset­
zungen einen monatlichen Unterstützungsbei­
trag. Diese Erlässe wurden jedoch vom Ver­
fassungsgerichtshof im Verordnungsprüfungs­
verfahren mit Erkenntnis vom 30. Juli 1972 
mangels gesetzlicher Grundlage mit Wirkung 
vom 3 1 .  1 2. 1972 außer Kraft gesetzt. Ab die­
sem Zeitpunkt dürften also demnach keine 
Ausbildungsbeiträge mehr geleistet werden. 

Mit dem Beschluß des vorliegenden 
Gesetzesbeschlusses haben nun die Probeleh­
rer im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage 
einen Rechtsanspruch auf Gewährung eines 
monatlichen Ausbildungs- beziehungsweise 
Unterstützungs beitrages, was nur zu begrüßen 
ist, zumal dieses Gesetz im wesentlichen der 
bisher auf Erlaßbasis getroffenen Rechtslage 
gleichkommt. 

Es wäre auch undenkbar, meine Damen und 
Herren, daß man dieses seinerzeitige soziale 
Zugeständnis, das allgemein anerkannt wurde, 
aufgehoben hätte, insbesondere schon deshalb, 
um nicht noch mehr Lehramtskandidaten 
von der Ausübung des Lehrberufes abzuhal­
ten. Schließlich sind wir verpflichtet, u�sere 
Jugend im Interesse unseres Volkes zu för­
dern, denn Bildung, meine Damen und Herren, 
soll in unserem Lande tatsächlich Vorrang 
haben und nicht nur ein Schlagwort sein. 

Es wäre j edoch begrüßenswert gewesen, 
wenn sofort mit dem Außerkrafttreten der Er-

Den Probelehrern erwächst nach der Prü­
fungsvorschrift dabei - wie schon ausge­
führt - keinerlei Anspruch auf Entgelt. Auf 
Grund von Erlässen des Bundesministeriums 
für Unterricht erhielten die Probelehrer unter 
bestimmten Voraussetzungen Unterstützungs­
beiträge. Diese Erlässe wurden mit Erkennt­
nis des Verfassungsgerichtshofes vom 30. Juli 
1972 - wie bereits ausgeführt - aufgehoben. 

Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage 
besteht nun auf Grund dieser heute zu 
beschließenden Gesetzesvorlage ein echter 
Rechtsanspruch auf Gewährung eines monat­
lichen Unterstützungsbeitrages für Probeleh­
rer für die Dauer der Einführung in das prak­
tische Lehramt. Die Einführung in das prak­
tische Lehramt kann sowohl an öffentlichen 
Schulen als auch an mit Offentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Privatschulen stattfinden. Ein 
Dienstverhältnis kann durch die Einführung 
in das praktische Lehramt so lange nicht be­
gründet werden, solange die Prüfungsvor­
schrift, die ja nicht abgeändert wird, vorsieht, 
daß es sich bei der Einführung in das prak­
tische Lehramt um die Vervollkommnung der 
Ausbildung zum Lehrer handelt. 

Sehr geehrte Damen und Herren des Hohen 
Hauses I Wenn meine Informationen richtig 
sind, so legt auch in fraktioneller Uberein­
stimmung die Gewerkschaft der AHS-Lehrer 
keinen besonderen Wert auf eine diesbezüg­
liche Änderung. Ich möchte diese Meinung 
der Gewerkschaft Sektion AHS-Lehrer durch-
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aus respektieren, die zwar ihrerseits zum Aus­
druck brachte, zumindest in Besoldungsfragen, 
die hier angeschnitten wurden, nicht gerne mit 
den Ptlichtschullehrern an einem Verhand­
lungstisch zu sitzen. Doch dies nur am Rande, 
wenn auch für uns diese Haltung völlig unver­
ständlich ist. 

Der monatliche Unterstützungs beitrag soll 
unverändert wie bisher 60 Prozent der Bezüge 
eines Vertragslehrers mit voller Lehrverpflich­
tung im Entlohnungsschema I L  Entlohnungs­
gruppe I 1 erste Gehaltsstufe betragen. Zu 
diesem Unterstützungsbeitrag tritt unverän­
dert wie bisher vierteljährlich eine Zulage 
entsprechend dem 13. und 1 4. Monatsgehalt 
der Bediensteten sowie eine Haushaltszulage, 
soweit der Probe lehrer nicht schon eine Haus­
haltszulage auf Grund eines Dienstverhält­
nisses bezieht. 

Steht der Probelehrer neben seiner Einfüh­
rung in das praktische Lehramt in lehramt­
licher Verwendung oder in einem vertrag­
lichen oder in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zum Bund, so ist der Unter­
stützungsbeitrag entsprechend zu kürzen. 
Monatsentgelt aus einem Dienstverhältnis und 
Unterstützungsbeitrag zusammen dürfen das 
Monatsentgelt eines Vertragslehrers des Ent­
lohnungsschemas I L mit voller Lehrverpflich­
tung nleht übersteigen. 

Diese Bestimmung ist sinnvoll und durch­
aus berechtigt, da es sich bei der Einführung 
in das praktische Lehramt um eine besondere 
Art der Lehrerausbildung handelt. Eventuelle 
Einkommen aus Vermietung, Verpachtung 
oder selbständiger Arbeit bleiben aus verwal­
tungstechnischen Gründen außer Betramt. 
Auszahlungsmodus und Zeitraum, für den der 
Probe lehrer höchstens den Unterstützungsbei­
trag, die Sonderzahlungen und die Haushalts­
zulage erhalten kann, wird wie bisher mit 
einem Kalenderjahr festgesetzt. 

Dieses Bundesgesetz tritt, um den nahtlosen 
Ubergang zu gewährleisten, rückwirkend in 
Kraft. Mit der Vollziehung ist der Bundes­
minister für Unterricht und Kunst betraut. Ein 
finanzieller Mehraufwand ist durch dieses 
Bundesgesetz nicht gegeben. Ziel dieses Ge­
setzes ist es, die bisherige Regelung der 
Unterstützungsbeiträge auf eine gesetzliche 
Basis zu stellen. 

Zu dieser Gesetzesvorlage haben im Natio­
nalrat Sprecher aller drei Fraktionen Stellung 
bezogen. Wenn der Abgeordnete Harwalik 
von der tJVP meinte, daß dieser Gesetzent­
wurf "Gefrierpunkte" - wie er sich aus­
druckte - enthalte, weil beispielsweise kein 
Dienstverhältnis begründet wird, so darf ich 
für meine Fraktion festhalten : 

Die OVP und ihre Unterrichtsminister haben 
es seit Bestehen der Zweiten Republik unter­
lassen, solche "Gefrierpunkte" zu beseitigen. 
Der Abgeordnete Harwalik dürfte übrigens 
die Auffassung der AHS-Gewerkschaftssek­
tion mindestens genauso gut kennen wie ich 
und daher wissen, daß diese Frage keine 
fraktionelle ist. 

Ich darf daher feststellen, daß die OVP 
sowohl zur Zeit der Koalition wie auch ihrer 
Alleinregierung in der Zeit von 1966 bis 1970 
immer Gelegenheit gehabt hätte, hier initiativ 
zu werden. Die tJVP wird gewußt haben, 
warum sie in dieser Hinsicht nicht initiativ 
geworden ist. 

Wenn der Abgeordnete Harwalik die Gele­
genheit benutzte, darauf hinzuweisen, daß 
nicht nur die Probelehrer, sondern alle Lehrer­
gruppen einschließlich der Schulaufsicht in 
Osterreich zurzeit eine besoldungsrechtlich 
diskriminierte Gruppe - wie er sich aus­
drückte - darstellen, vor allem im Hinblick 
auf die nicht gewährte Verwaltungsdienst­
zulage beziehungsweise Nichtgewährung einer 
analogen Schuldienstzulage, und sich dabei 
so weit versteigt und von einem Bruch des 
Stillhalteabkommens seitens der Regierung 
spricht, ja sich noch zum Sprecher auch der 
sozialistischen Gewerkschaftsfraktion macht, 
so muß ich diese Art hier im Hohen Hause 
zurückweisen. 

Selbstverständlich treten wir alle für die 
besoldungsrechtliche Besserstellung unserer 
Kollegenschaft ein. Einem Streikbeschluß der 
Bundessektion Ptlichtschullehrer hat jedoch die 
sozialistische Fraktion aus staatspolitischem 
Verantwortungsgefühl nie zugestimmt. Dies 
auch deshalb nicht - das sage ich hier ganz 
offen -, weil wir als verantwortungsbewußte 
Gewerkschaftsfunktionäre einem politischen 
Streik nicht zustimmen können. 

So wie die jetzige OAAB-Fraktion damals 
bei den Verhandlungen um die Anhebung der 
Lehrerbezüge haben auch wir sozialistischen 
Gewerkschaftsfunktionäre versucht, die frak­
tionellen Möglichkeiten voll auszuschöpfen. 
Dieser Weg, so glaube ich, ist der einzig ziel­
führende. Das ist der Weg, den die Kollegen­
schaft wünscht und den die Kollegenschaft von 
uns erwartet. Dieses Prinzip, daß nicht ge­
streikt wird, solange verhandelt wird, hat auch 
heute unter geänderten Verhältnissen selbst­
verständlich Gültigkeit. 

Ich bin überzeugt davon, daß am Ver­
handlungstisch bessere Ergebnisse für die Kol­
legenschaft erzielt werden können als durch 
einen Streik, der uns allen nichts bringt und 
die Lehrerschaft tJsterreichs in der öffent­
lichen Meinung nicht ins bessere Licht rückt. 
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Schließlich soll auch anerkannt werden, daß 
auf Grund verlängerter Ausbildung an päd­
agogischen Akademien die Gehaltssdlemata 
der Pflichtschullehrer auch für Zehntausende 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz über 
die Förderung der Erwachsenenbildung und 
des Volksbüchereiwesens aus Bundesmitteln. 

Lehrer, die auf keine verlängerte Ausbildung Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
verweisen können, und für alle Lehrerpen- Anna Demuth. Ich erteile ihr das Wort. 
sionisten angehoben wurden. 

Abgeordneter Radinger hat zu Recht in der 
Diskussion zum Probejahr im Nationalrat 
darauf hingewiesen, daß die Einführung in 
das praktische Lehramt eine sehr späte Kon­
taktnahme mit der Schulwirklichkeit bedeutet, 
in vielen Fällen eine zu späte. 

Meine Damen und Herren! Künftig werden 
die Probelehrer einen Rechtsanspruch auf die 
Gewährung des Ausbildungsbeitrages erhal­
ten. Bei der Lehrverpflichtung von 40 Pro­
zent - das sind sieben bis zehn Unterridlts­
stunden - kommt der Probelehrer bereits in 
den vollen Genuß des Anfangsbezuges. 

Wenn im Nationalrat kritische Worte über 
das System der Probelehrer gefallen sind, so 
darf ich in aller Deutlichkeit noch einmal fest­
halten: Dieses kritisierte System hat jahr­
zehntelang in jener Zeit gegolten, in der die 
OVP die Unterrichtsminister gestellt hat. 

Zurückkommend auf das zu beschließende 
Gesetz verweise ich abschließend darauf, daß 
es sich beim Probejahr um eine Zeit der Aus­
bildung handelt. Solange diese Regelung Gül­
tigkeit hat, kann dieses Ausbildungsj ahr nicht 
als Dienstverhältnis gewertet und gestaltet 
werden. 

Meine Fraktion wird diesem Gesetzes­
beschluß die Zustimmung erteilen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich stelle die Frage, ob zu diesem Tages­
ordnungspunkt noch jemand das Wort 
wünscht. - Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Beridüerstatter ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist auch nicht 
der Fall. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschl ießt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
National rates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu er­
heben. 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. März 1973 betreUend ein Bundes­
gesetz über die Förderung der Erwachsenen­
bildung und des Volksbüdtereiwesens aus 

Bundesmitteln (932 der Beilagen) 

Berichterstatterin Dr. Anna Demuth: Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates sollen Vereinigungen auf dem Ge­
biete der ErwaChsenenbildung oder des Volks­
büchereiwesens im Rahmen der Privatwirt­
schaftsverwaltung des Bundes gefördert wer­
den. Eine Förderung erfolgt nur über Antrag. 
Sie hat zum Beispiel durch Zuschüsse zum 
Personal- und Sachaufwand, Schenkungen, 
Leihen, sonstige Zuschüsse, Darlehen und der­
gleichen zu erfolgen. Der Bund kann auch 
Institute zur Aus- und Fortbildung von Er­
wachsenenbildnern und Volksbibliothekaren 
errichten sowie zur wissenschaftlichen Bear­
beitung einschlägiger Probleme Schriftenrei­
hen und Zeitschriften herausgeben. 

Namens des Ausschusses für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten stelle ich den A n­
t r a g, gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht­
erstatterin für ihren Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Heinzinger. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Heinzinger (OVP): Hoher Bundes­
rat! Herr Vorsitzender! Herr Minister! Meine 
Damen und Herren! Mit diesem Bundesgesetz 
ist es möglich, die Erwad:Lsenenbildung noch 
wirksamer zu fördern. Die Beurteilung dieses 
Gesetzes und dieser Regierung, ob sie der 
Erwachsenenbildung jenen hohen Rang bei­
mißt, wie dies in der Regierungserklärung 
gesagt wurde, ist an der Höhe der Mittel, 
die für die Erwachsenenbildung bereitgestellt 
werden, am ehesten abzulesen. 

In den Erläuterungen zu diesem Bundes­
gesetz ist richtig vermerkt, daß die Erwach­
senenbildung ebenso wichtig ist wie die 
Schule und die Hochschule. So richtig dieser 
Satz ist, so müßte aber bei einer konsequenten 
Verfolgung dieses Prinzips eine noch wesent­
lich bessere Förderungsrelation angesetzt wer­
den. 

kt. möchte daher gleich am Beginn meiner 
Ausführungen den Herrn Bundesminister für 
Unterricht ersuchen, seine Aufmerksamkeit 
ganz besonders auf die Höhe der Förderungs­
mittel für die Erwachsenenbildung zu kon­
zentrieren. Rein perzentuell gesehen ist die 
Steigerung in den letzten zwei Budgets sicher-
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lich beachtlich. Wenn wir aber dem die große 
Problematik der Erwachsenenbildung gegen­
überstellen, so kann es sich nur um besChei­
dene Ansätze handeln, insbesondere auch 
dann, wenn man die Erkenntnis, daß Erwach­
senenbildung eine völlig neue Dimension be­
kommen muß, zu Rate zieht. 

Hohes HausI Meine sehr geehrten Damen 
und HerrenI Schon bisher gibt es in Ost erreich 
viele praktische Beispiele der Erwachsenen­
bildung. Verschiedene Institutionen und Ver­
einigungen, zusammengefaßt in der Konfe­
renz der Osterreichischen Erwachsenenbildung, 
haben mit viel Liebe und Fleiß, mit Idealismus 
und unter Aufwendung beträChtliCher Mittel 
pionierhaft Erwachsenenbildung betrieben. 
Ich glaube, daß diesen vielen Funktionären 
Dank und Anerkennung auszusprechen ist, 
insbesondere deshalb, weil sie schon durch 
Jahrzehnte, als die Erwachsenenbildung noch 
nicht modem war, ihre Freizeit in den Dienst 
dieser großartigen Sache gestellt haben. 

Die Erfolge dieser Bemühungen sind leider 
eher bescheiden. Nur ein geringer Teil der 
österreichischen Bevölkerung - man spricht 
von 5 bis 6 Prozent - nützte bisher diese Ein­
richtungen. Einer Statistik über die einge­
sChriebenen Volkshochschulhörer in Wien ist 
zu entnehmen, daß die Hörerzahl zum Bei­
spiel 196 1/62 98. 1 33 betrug und zehn Jahre 
später, nämliCh 1 971172, praktisch gleichgeblie­
ben war, nämlich 98. 122 betrug, trotz der star­
ken Diskussion über die Bedeutung der Bil­
dung und obwohl sich alle Medien immer 
wieder mit diesem Fragenkomplex ausein­
andersetzen. 

Stellt man diesen Zahlen noch die große 
Aufgabe, ja die faszinierende Möglichkeit 
eines kontinuierlichen Bildungsganges gegen­
über, muß man viel, viel mehr Anstrengungen 
unternehmen, um die Erwachsenenbildung aus 
ihrer isolierten Position idealistischer Bemü­
hungen herauszuheben. Ich glaube, daß alle 
Instrumente der Bildungsforschung zu nützen 
wären, um die Erwachsenenbildung völlig neu 
im Rahmen der gesamten Bildung zu ordnen. 

In diesem Zusammenhang scheint es mir 
sehr bedauerlich, daß die Entwicklung der Bil­
dungshochschule in Klagenfurt so schleppend 
weitergeht und höchst verworren scheint. 
Gerade von dieser Hochschule hätten wir mit 
Recht erwarten dürfen, daß sie den Problemen 
der Erwachsenenbildung ganz besonders ihr 
Augenmerk zuwendet. 

Die bisherigen Anstrengungen auf dem Ge­
biete der Erwachsenenbildung sind in der 
beruflichen Fortbildung am erfolgreichsten. Im 
Bereiche der Freizeitgestaltung gelangte man 

über den Charakter von Hobbyanleitungen 
leider nicht wesentlich hinaus. Daneben gibt 
es einen bunten Kranz von Vorträgen, die als 
einzelne Tat sicherlich zu begrüßen sind, aber 
einen Aufbau oder eine zusammenhängende 
Darstellung vermissen lassen. 

Die Erwachsenenbildung möchte ich in drei 
große Aufgabengruppen gliedern: eine berufs­
orientierte Bildung, eine gesellschaftlich orien­
tierte Bildung und eine persönlich und privat 
orientierte Bildung. 

Heute weiß jeder Berufstätige, daß er sich, 
um seine Aufgabe am Arbeitsplatz erfüllen 
zu können oder je nach Arbeitsmöglichkeiten 
auf diesem Platz ein erfülltes Leben zu finden, 
ständig weiterbilden muß. Es ist daher 
schade, daß die innerbetriebliche Berufsfort­
bildung und -ausbildung nach diesem Bundes­
gesetz nicht förderbar ist. 

Der zweite Bereich, die gesellschaftlich 
orientierte Bildung, scheint mir ganz beson­
ders wichtig. Das Zusammenleben in unserer 
staatlichen Gemeinschaft wird immer kompli­
zierter. Ein Dschungel von Paragraphen, der 
Fachleute mitunter sehr ertragreich beschäf­
tigt und von den politischen Parteien manch­
mal aus sehr vordergründigen Motiven mehr 
verschleiert als erhellt wird, weckt im Staats­
bürger ein steigendes Mißtrauen und Unbe­
hagen. 

In extremen Positionen führt dies einerseits 
zu jenem Fatalismus, der da sagt, man könne 
ohnehin nichts gegen die Apparate des Staates 
tun, und andererseits zu Aggressionen anar­
chistischen Ausmaßes, wie, die Uberwucherung 
der Macht in gesellschaftlichen Einrichtungen 
müsse zerschlagen werden, denn es könne 
ohnehin hintennach nur besser werden. 

Es wäre daher eine besonders wichtige Auf­
gabe der Erwachsenenbildung, allen Bürgern 
dieses -Landes ihre demokratischen Einrichtun­
gen, wenn schon nicht zu lieben, so doch zu 
verstehen und zu handhaben zu lernen. Nur so 
kann eine Verbreiterung einer bedenklichen 
Kluft zwischen Staatsbürgern und politischen 
Einrichtungen verhindert werden. 

Die dritte Gruppe, die persönlich und privat 
orientierte Bildung, ist den ersten beiden min­
destens gleiChrangig. Durch den wirtschaft­
lichen Fortschritt werden wir immer mehr Zeit 
gewinnen, unseren persönlichen Lebensraum 
zu gestalten. Die konsumorientierte Freizeit 
findet früh ihre Grenzen in Einkommens­
beschränkungen. Die Vielzahl der Wünsche 
kann nicht erfüllt werden; zurück bleibt Ent­
täuschung, mitunter Mißgunst und Neid, auf 
denen zuweilen sehr erfolgreiCh auCh politi­
sche Süppchen gekocht werden. Wir sollten 
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im Bereiche der Erwachsenenbildung aufzei­
gen, daß es neben der Pflege des Gaumens 
auch noch die Pflege des Geistes und der 
Gefühle und wohl auch der Seele gibt. 

Aus dem Entwurf, wie er uns heute zur 
Beschlußfassung vorliegt, darf ich nun einige 
Punkte herausgreifen, weil sie weitreichende 
Interpretationen zulassen. Ich möchte dabei 
nicht auf verfassungsmäßige Bedenken ein­
gehen; dies scheint im Nationalrat ausführlich 
geschehen zu sein. 

Obwohl der für dieses Gesetz zuständige 
Bundesminister Dr. Sinowatz bisher ein eher 
demokratischer Gesprächspartner war - so 
hört man es zumindest aus Kreisen seiner 
Kollegen des Burgenlandes -, könnten 
schlechte Vorbilder im Ministerrat Schule 
machen. Daher möchte ich auf diese Gefah­
rensteIlen . .. (Bundesminister Dr. S i  n 0-
w a  tz schüttelt den Kopf.) Ich bin sehr froh, 
Herr Minister, daß Sie mit dem Kopf nicken, 
weil ich meine, daß Sie den Vorbildern nicht 
nacheifern werden, nicht, daß es sie nicht 
gäbe. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Im § 6 wird die Unabhängigkeit der Förde­
rungsempfänger garantiert. Trotzdem gibt es 
nun eine Reihe von Paragraphen, bei denen 
die Grundsatzerklärung des § 6 durchlöchert 
werden könnte. Es heißt im § 1 Abs. 4: 

"Vor der Erstellung des Jahresplanes ist mit 
den gesamtösterreichischen Einrichtungen", die 
sich mit diesem Fragenkomplex beschäftigen, 
"ein Einvernehmen anzustreben." 

Nun ist es aber durchaus denkbar, daß die­
ses anzustrebende Einvernehmen schwer er­
zielbar ist, und zwar nicht nur deshalb, weil 
man mit der Ministerialbürokratie nicht zu 
Rande käme, sondern weil es sich hier um 
eine sehr heterogene Gruppe von Erwach­
senenbildnern handelt, bei der bei nicht sehr 
großen Schwierigkeiten die Uneinigkeit zutage 
treten ka.nn oder man diese veranlassen 
könnte. Das würde bedeuten, daß dann be­
stimmt wird, wie, wo und wieviel die einzelne 
Gruppe an Förderungen erhält, und die 
Wohlmeinung aus dem Gesetzestext, daß 
Einigkeit anzustreben wäre, kommt nicht zum 
Tragen. 

Ein weiterer Punkt in diese Richtung sind 
die Förderungsstellen des Bundes für Erwach­
senenbildung, was bisher die bundesstaat­
lichen Volksbildungsreferenten waren. Auch 
hier ist der Leiter durch das Bundesministe­
rium zu bestellen, und es ist eine einvernehm­
liche Lösung mit dem zuständigen Landes­
hauptmann anzustreben, aber nicht vorge­
schrieben. Dasselbe kann auch für diesen Be­
reich gesagt werden, und es gibt ja klassische 

Beispiele aus jüngster Zeit, bei denen in Per­
sonalfragen plötzlich von guten Sitten und 
vom Gebrauch - ich darf in diesem Zusam­
menhang an die Verfassungsrichtersache er­
innern - abgegangen wird. 

Dazu kommt noch, daß im § 10 Z. 2 c fest­
gehalten ist, daß die Förderungsstelle Ver­
anstaltungen anzuregen und zu fördern hat. 
Das bedeutet also, daß wir einen Bereich der 
Förderung haben, in dem mit den Organisatio­
nen ein Einvernehmen zu erzielen ist, und 
einen zweiten Bereich der Förderung, nämlich 
daß durch diese Förderungsstelle individuell 
� wir wollen hoffen: sehr gezielt und objek­
tiv - gefördert werden kann. 

Die Anregung aus dem Kreise der Erwach­
senenbildung, den Dachorganisationen einen 
bestimmten Prozentteil der Förderungsmittel 
zuzusichern, wurde leider nicht aufgenommen. 
Ein solcher Weg hätte sehr deutlich das Ein­
vernehmen bekundet. 

Auch die besondere Fixierung des Bundes 
als Errichter und Erhalter von Institutionen 
für Ausbildung und Fortbildung der Erwach­
senenbildner birgt die Gefahr einer einge­
engten, weniger vielfältigen Ausbildung in 
sich und im weiteren, daß diese dann durch 
die Förderungsstellen des Bundes. für Erwach­
senenbildung zunehmend ein deutliches 
Schwergewicht zentraler Vorstellungen ent­
wickeln. 

Es wäre durchaus vertretbar, ja wünschens­
wert gewesen, wenn sich Organisationen der 
Erwachsenenbildung auch zusammenschließen 
hätten können, um eigene wissenschaftlich 
besonders qualifizierte Ausbildungsstätten für 
Erwachsenenbildner einrichten zu können. 

Nun ist das sicherlich durch dieses Gesetz 
nicht verboten, aber doch so, daß durch die 
Förderungsbedingungen in § 8 Abs. 3 das 
alles wieder eingeschränkt wird, denn dort 
heißt es, daß nur gefördert werden darf, wenn 
Bedarf vorhanden ist, was ja grundsätzlich 
richtig wäre. 

Wenn der Bund nun - da darf ich den § 1 1  
zitieren - im Gesetz ausdrücklich vorsieht, 
solche Ausbildungsstätten im Rahmen der 
Bundeskompetenzen zu errichten, kann daraus 
sehr einfach die Bedarfsdeckung definiert wer­
den, sodaß eine Förderung für eine solche 
Einrichtung der traditionellen Erwachsenen­
bildnerinstitutionen nicht möglich ist. Dazu 
noch ist im § 2, wo eine Reihe von Förde­
rungsmöglichkeiten in einer Bandbreite taxa­
tiv aufgezählt sind, eine solche Förderung nicht 
vorgesehen. 

Hohes Haus I Meine sehr geehrten Damen 
und Herren I Die allgemeine Erkenntnis, Er-

804 
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wachsenenbildung für die gesamte Bevölke­
rung zu betreiben und nicht nur für eine 
elitäre Minderheit bildungswilliger Gruppie­
rungen, ist verhältnismäßig jungen Datums. 
Es ist daher der Regierung kein Vorwurf zu 
machen, daß dieses Gesetz erst heute hier 
beschlossen wird, wenngleich es zum Beispiel 
in den Vereinigten Staaten, in Finnland und 
in England schon brauchbare oder brauch­
barere Vorbilder gegeben hätte. Es ist 
aber dabei anzuerkennen, daß ein erster 
Schritt gemacht wird. Wir dürfen nicht über­
sehen, daß es sich bei diesem Gesetz vor­
nehmlich - ich möchte das noch einmal beto­
nen - um eine Anleitung zur Mittelvertei­
lung handelt. 

Es gibt eine Menge verschiedenster Lehr­
pläne für alle möglichen Sdmltypen, und es 
gibt in Osterreich sehr beachtenswerte An­
strengungen bei der Ausbildung der Lehrer­
schaft. Für die Erwachsenenbildung gibt es 
keinerlei entwickelte gemeinsame Zielvorstel­
lungen und noch weniger ausgebildete Er­
wachsenenbildner. 

Es ist beinahe eine Groteske, wenn ich in 
diesem Zusammenhang erwähnen darf, daß 
der erste Lehrgang für Erwachsenenausbild­
ner, der in vier Teilen stattfinden hätte sol­
len, vor ungefähr zwei Jahren nach drei Tei­
len abgebrochen werden mußte, weil der dafür 
zuständige Ministerialrat verstorben ist und 
somit das ganze Unternehmen abgebrochen 
werden mußte. 

Ich glaube, daß für die Erwachsenenbildung, 
für die Entwicklung von Zielvorstellungen für 
die Ausbildung der Erwachsenenbildner dem 
Unterrichtsministerium ein sehr breites Betä­
tigungsfeld offensteht. Ich darf hier um eine 
enge Kooperation mit den bestehenden Ein­
richtungen der Erwachsenenbildung ersuchen 
und auch darum, daß insbesondere die Er­
kenntnisse der Wissenschaft auf diesem Ge­
biete zu Rate gezogen werden. 

Ich habe mir daher mit meiner Fraktion 
erlaubt, Ihnen einen E n t s c hi i e ß u n g s­
a n t r a g  vorzulegen, und darf Ihnen den kurz 
zur Kenntnis bringen: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Unterricht und 
Kunst wird ersucht, im Rahmen einer not­

bau der regionalen Bildungszentren und die 
Koordination regionaler Teilpläne mit dem 
Gesamtkonzept ; 

b) über die Effizienz der Methoden der 
Erwachsenenbildung sowie deren Kontrolle, 
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der 
notwendigen Mobilität des Systems, um auf 
aktuelle Bildungsbedürfnisse rasch und 
gründlich reagieren zu können. Dabei soll 
die Entwicklung der Gemeinwesenarbeit 
(community development programs) beson­
dere Beachtung finden. 

Diese Studie soll publiziert und den Ab­
geordneten zum Nationalrat und den Mit­
gliedern des Bundesrates zugänglich 
gemacht werden. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Je mehr wir den Bürgern unseres 
Landes helfen, ihren Staat, ihre Umwelt, ihre 
Mitmenschen mit Kopf und mit Herz zu ver­
stehen, desto eher werden wir kleine Beiträge 
zu einem glücklicheren Leben unserer Staats­
bürger leisten können. Danke. (Bei fall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Hoher Bundesrat I Der Ent­
schließungsantrag der Bundesräte Heinzinger 
und Genossen wurde eingebracht, ist genü­
gend unterstützt und steht demnach mit zur 
Verhandlung. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist Frau 
Bundesrat Dr. Hilde Hawlicek. Ich erteile ihr 
das Wort. 

Bundesrat Dr. Hilde Hawlicek (SPO) : Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Minister! Zuerst 
möchte ich meiner Freude darüber Ausdruck 
geben, über diese Gesetzesvorlage, über die 
Förderung der Erwachsenenbildung und des 
Volksbüchereiwesens aus Bundesmitteln, spre­
chen zu dürfen. 

Nachdem ich mich als "kleiner Präsident" 
einer kleinen Volkshochschule in Wien-PIo­
ridsdorf auch zu den Erwachsenenbildnern 
zählen darf, weiß ich um die Zustimmung, die 
bei den Erwachsenenbildnern und Organisa­
tionen und überhaupt bei allen an der Erwach­
senenbildung interessierten - Menschen über 
dieses Gesetz herrscht. Diese Genugtuung ist 
auch bei der Debatte im Nationalrat zum Aus� 
druck gekommen, und dieses Gesetz wurde 
einstimmig beschlossen. 

wendigen Grundlagenforschung über Fragen Es wurde in der Debatte zum Ausdruck 
der Erwachsenenbildung ein Studienprojekt gebracht, daß es trotz der komplexen verfas­
in Auftrag zu geben sungsrechtlichen Kompetenzlage endlich nach 

a) über die notwendigen Ziele und die 
geplanten Funktionen einer in ein Gesamt­

jahrelangen Bemühungen gelungen ist, die 
Volksbildung gesetzlich zu regeln. 

bildungssystem integrierten Erwachsenen- Uns sozialistische Abgeordnete freut es wie­
bildung, vor allem im Hinblick auf den Aus- der einmal mehr, bei der Beschlußfassung 

320. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 62

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 320. Sitzung - 29. März 1973 9409 

Dr. Hilde Hawllcek 

eines Gesetzes darauf hinweisen zu können, 
daß wir hier in zweifacher Weise das realisie­
ren konnten, was wir uns vorgenommen 
haben. Wir erfüllen mit der gesetzlichen Re­
gelung der Erwachsenenbildung erstens eine 
der wichtigsten Forderungen des Erwachse­
nenbildungsprogramms der SPO und zweitens 
ein Versprechen der Regierung Kreisky. Ich 
sehe darin wiederum einen Beweis dafür, daß 
wir unsere Informationswelle, die dieses Jahr 
in ganz Osterreich abrollt, zu Recht unter dem 
Titel "Versprochen und gehalten" führen. Ich 
sehe darin wieder eine Bestätigung, daß wir 
unser Regierungsprogramm Zug um Zug ver­
wirklichen. (Bei fall bei der SPO.) 

Nachdem sich am 21 . April der Jahrestag 
der Regierung Kreisky zum dritten Mal j ährt, 
sei mir nur als ganz kleiner Exkurs ein Zitat 
gestattet, das ich nämlich erst vor einer Woche 
bei Konfuzius, dem chinesischen Weisen, der 
vor zweieinhalbtausend Jahren gelebt hat, 
gefunden habe. Konfuzius hat nämlich von 
sich behauptet: 

"Würde ich mit der Führung einer Regie­
rung betraut, nach Ablauf von zwölf Monaten 
hätte ich schon mancherlei zuwege gebracht, 
und nach drei Jahren wäre alles in Ordnung." 

Es ist selbstverständlich, daß ich mich dieser 
Behauptung nicht anschließen kann und hier 
zum Ausdruck bringen möchte, daß jetzt nach 
drei Jahren bereits alles in Ordnung ist. In 
unserer dynamischen demokratischen Gesell­
schaft wird es ja in dieser Hinsicht niemals zu 
einer endgültigen Ordnung kommen, aber ich 
kann mich getrost der ersten Bemerkung an­
schließen, daß wir nämlich schon einiges 
zuwege gebracht haben. 

Aber nun zurück zur Erwachsenenbildung. 
Die Notwendigkeit der Erwachsenenbildung 
ist bei allen unbestritten. Die rasch sich ver­
ändernde Gesellschaft, der ständige Wandel 
in Wissenschaft und Technik haben eine Wis­
sensexplosion mit sich gebracht. Und das alles 
bedingt, daß die Bildung nicht mehr mit einer 
bestimmten Altersstufe abgeschlossen werden 
kann. Die Notwendigkeit der education per­
manent, der lebenslangen Erziehung, der stän­
digen Weiterbildung wird von allen aner­
kannt. 

Das Ziel der Erwachsenenbildung ist es, den 
Menschen den Zugang zu dieser ständigen 
Weiterbildung zu erleidltern und zu ermög­
lichen. Es genügt dabei nidlt mehr, die Schul­
bildung zu ergänzen, Wissenslück:en auszu­
füllen und die Mängel des klassischen Bil­
dungs systems zu beseitigen. Es geht darum, 
völlig neue Strukturen zu schaffen, und es 
geht darum - das wurde von allen Rednern 
bisher betont, auch von meinem Vorredner 

Abgeordneten Heinzinger -, die Erwachse­
nenbildung in das gesamte Bildungssystem 
von Schule, Berufsausbildung . und Hochschule 
zu integrieren. 

Solange die Erwachsenenbildung nicht die 
ihr gebührende Stelle im gesamten Bildungs­
system einnimmt, verdient sie allerdings noch 
besondere Beachtung. Es wird aber auch die 
Erwachsenenbildung erst im Rahmen einer 
umfassenden Schulreform ihren richtigen Platz 
finden können. 

Die Schule kann nämlich heute nicht m e hr 
das geistige Rüstzeug für das ganze Leben 
mitgeben, sie kann nur mehr Grundwissen 
vermitteln und hat als wichtigste Aufgabe, 
dem einzelnen die Fähigkeit und die Bereit­
schaft zur Weiterbildung mitzugeben. Damit 
bereitet die Schule auch die Erwachsenenbil­
dung vor. Die Schule ist da her nur mehr als 
erste Stufe im Bildungsgang des Menschen zu 
verstehen. 

Die Schranken zwischen formeller und in­
formeller Bildung werden fallen müssen, um 
zu dieser notwendigen Integration der Erwach­
senenbildung zu kommen. Bis dahin wird es 
- und das wissen wir alle, Kollege Heinzin­
ger - noch lange dauern. Sie haben ja auch 
zum Ausdruck. gebracht, daß mit diesem Gesetz 
ein Anfang gemacht wurde. kh möchte etwas 
näher darauf eingehen. 

Auf Grund der komplexen Situation der 
Erwachsenenbildung hat der Gesetzgeber von 
einer exakten Definition der Erwachsenenbil­
dung abgesehen. In den Erläuternden Bemer­
kungen wird klargelegt, daß man sich bewußt 
darauf beschränkt hat, die Bestrebungen zu 
umreißen; im § 1 werden bloß die Bestrebun­
gen der Erwachsenenbildung definiert. Und 
man hat ;sich auch darauf beschränkt, im § 2 
die förderungswürdigen Aufgaben in einem 
Positiv- und Negativkatalog demonstrativ und 
nicht taxativ aufzuzählen. Der Gesetzgeber hat 
sich eine Definition versagt, die bisherigen 
Redner zu diesem Thema aber nicht, und auch 
ich möchte hier keine rühmliche Ausnahme 
machen, sondern den Versuch unternehmen, 
die Aufgaben der Erwachsenenbildung zu um­
reißen. Ich möchte die Aufgaben von zwei 
verschiedenen Standorten aus definieren, von 
dem der Gesellschaft und dem des Indivi­
duums. Und resultierend aus den Anforde­
rungen der Gesellschaft an die Bildung wer­
den sich die Aufgaben der persönlichen Wei­
terbildung ergeben. 

Lassen Sie mich vier Punkte unterscheiden � 

Erstens: Für die wirtschaftliche Entwicklung 
der Gesellschaft ist die berufliche Qualifizie­
rung, die schulische Bildung der Bevölkerung 
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entscheidend. Wir alle wissen, daß ein ent- Modellen des unbegrenzten Wachstums zu 
scheidender Faktor für das Wirtschaftswachs- zyklischen Modellen, zur Beschränkung gelan-
turn der Bildungsgrad der Bevölkerung ist. 

Als zweites die soziologische Entwicklung 
der Gesellschaft. Wir wissen ebenfalls, daß 
heute die soziologischen Aufstiegschancen 
nid1t mehr in erster Linie nad1 Herkunft, 
Besitz und Klassenzugehörigkeit vergeben 
werden, sondern nach dem Bildungsgrad des 
einzelnen. Die Ausbildung des einzelnen, 
seine persönlid1e Leistung bestimmen seinen 
sozialen Aufstieg. 

Diese beiden ersten Punkte werden den 
Anforderungen gerecht, die die Industriegesell­
schaft, die profitorientierte Konsumgesellschaft 
an die Bildung stellt. Als Leitbild gilt die 
Gleichung "Wachstum ist gleich Fortschritt". 
Die Frage nach dem Wohin unterbleibt, man 
hat fast den Eindruck, sie wird unterdrückt. 

Mir ist bei diesen Gedankengängen ein 
Song - den Sie sicherlich noch in Erinnerung 
haben werden - von Qualtinger mit dem 
Titel "Der Wilde auf seiner Maschin" ein­
gefa1 len, wo es in einer Zeile heißt: "I was 
zwar net, wo ich hinfahr, dafür bin i 
gschwinda durt." 

Also dieses "Man weiß zwar nicht, wohin 
das Wachstum führen wird, aber es soll nur 
möglichst schnell vor sich gehen", diesen Ge­
danken, der schon vor Jahren sehr populär 
ausgedrückt wurde, gibt es noch immer. Wir 
beschleunigen die Abläufe und füllen die 
Lebensräume immer mehr aus. 

Ich möchte hier ein kurzes Zitat bringen. 
Herr Dr. Jocher vom Europarat hat anläßlich 
einer Konferenz "Erwachsenenbildung in der 
Industriegesellschaft" 1 972 in Wien folgendes 
ausgeführt : 

"Wir füllen den Bauch mit Nahrung, das 
Hirn mit Massenmedienkultur und Massen­
medienplunder, die Straßen mit Autos, die 
Luft mit Flugzeugen. Wir füllen die Landsmaft 
mit Häusern an und die Häuser mit Men­
schen. Schließlich fragen wir, ob die Welt des 
Uberflusses eine überflüssige Welt sei. Und 
mit dieser Frage beginnt vielleicht eine neue 
Bildung. Wir gehen nun daran, den Abfall, 
den giftigen Industriemist zu verarbeiten. Das 
kostet Geld. Der Uberfluß wird verringert. Das 
ökologische Problem zwingt die Wirtsmafts­
wissenschaftler, zyklische Modelle zu entwer­
fen. Der Pfeil in die Zukunft biegt sozusagen 
ein ;  der Strahl krümmt sim." 

Hier finden wir ähnliche Gedanken, wie im 
sie bei meiner letzten Rede hier im Bundesrat 
ausführen konnte, wie sie eben vom Klub von 
Rom erarbeitet wurden, die also auch von den 
exponentiellen Wachstumsmodellen, von den 

gen. 

Jocher führt an späterer Stelle weiter aus: 

"In der postindustriellen Gesellschaft setzt 
die Gegenbewegung des Pendels ein. Zum 
Dilemma der education permanent gesellt sich 
der Uberdruß am Konsumierbaren. Der Fort­
schritts- und Leistungsparameter wird von der 
neuen Priorität der Chancengleichheit ver­
drängt." 

Damit sind wir bei einem Punkt, der für uns 
Sozialisten entscheidend ist. Die Bemühungen 
der Sozialisten sind ja eindeutig, die Priorität 
der Chancengleichheit zieht sich wie ein roter 
Faden durch all unsere bildungspolitischen 
Bemühungen, "roter" Faden im wahrsten Sinne 
des Wortes. Auch im Kulturprogramm der 
Volkspartei, das Sie vor den Wahlen 1910 
erarbeitet haben, findet sich in einem Zwi­
schentitel - Erwachsenenbildung, die Chance 
für jeden - auch dieser Gedanke ausgedrückt. 

Es dringt immer mehr in das Bewußtsein 
aller Mensdlen, daß der Ubergang von der 
Konsumgesellschaft zur Bildungsgesellschaft 
raschest voranzutreiben ist. Und damit bin ich 
schon bei den bei den anderen Anforderungen 
der Gesellschaft an die Bildung, nämlich bei 
der kulturellen und der demokratischen. 

Die kulturelle Entwicklung soll die Frage 
nach dem Wohin beantworten, nach dem Sinn 
des Lebens. Die kulturelle Bildung trägt ent­
scheidend zur vielzitierten Verbesserung der 
Qualität des Lebens bei. Sie schließt das 
eigentliche Ziel des demokratischen Sozialis­
mus ein : die freie Entfaltung der menschlichen 
Persönlichkeit. Diese freie Entfaltung ist aber 
nur möglich in einer freien demokratischen 
Gesellschaft im Zusammenhang mit einer dau­
ernden Demokratisierung der Gesellschaft, und 
damit bin ich sd10n beim vierten Punkt. 

Das Engagement, die Mitwirkung der Staats­
bürger am demokratischen Geschehen kann 
durch die traditionelle staatsbürgerliche Er­
ziehung nicht erreicht werden. Das schon vor 
etlichen Jahren aufgezeigte Unbehagen in der 
Demokratie gibt es noch immer. Dieses Unbe­
hagen hat j etzt nur neue Ausdrucksformen 
gefunden: die Forderung nach Mitbestimmung, 
nach Demokratisierung aller Bereiche, nadl 
Partizipation, das Entstehen von Bürger­
initiativen. 

Wir alle wissen um die Gefahren der Mani­
pulation durch Rundfunk, Fernsehen und 
Presse. Nur der informierte Staatsbürger, der 
zum kritischen Denken Fähige, kann der Mani­
pulation entrinnen und wird imstande sein, 
verantwortungsvoll bei demokratischen Ent-
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smeidungsprozessen mitzuwirken. Aufgabe 
der Erwachsenenbildung wird es sein, ihm da­
bei zu helfen. 

Aus diesen Anforderungen der Gesellschaft 
an die Erwachsenenbildung ergeben sich die 
korrespondierenden Aufgaben für den einzel­
nen. 

Zur ökonomischen und soziologischen Bil­
dung ist nötig die berufliche Weiterbildung, 
die Umschulung, die Höherqualifizierung, die 
Wiedereingliederung in den Beruf - ich denke 
hier vor allem an die Frauen, die eine Zeit­
lang aus dem Berufsleben ausscheiden -, mit 
einem Wort der Mobilität der Berufswelt ge­
recht zu werden und gerecht zu werden der 
Tendenz, daß immer neue Berufe entstehen, 
alte Berufe aussterben; die Vertiefung und 
Erweiterung der Grundbildung, die Einführung 
in die Lerntechnik und die Technik der geisti­
gen Arbeit. Diese persönlichen Aufgaben für 
den einzelnen simern seinen beruflichen und 
soziologischen Aufstieg. 

Zum dritten Punkt, der Entfaltung der Per­
sönlkhkeit durch kulturelle Bildung : Mit zu­
nehmender Freizeit hat der einzelne Mensch 
auch mehr Möglichkeit, seinen Interessen 
neben seinem Beruf gerecht zu werden. Wir 
wissen aber auch, daß die zunehmende Frei­
zeit Schwierigkeiten mit sich bringt, daß es 
jetzt das Problem ist, wie diese Freizeit ge­
stalten und nicht von der Konsumgesellschaft 
dabei aufgefressen zu werden. 

Es ist hier notwendig, vor allem die schöpfe­
rischen und musischen Kräfte der Menschen 
zu entwickeln; Hobbykurse für das Erlernen 
von Fertigkeiten, Entwicklung von liebhabe­
reien. Dazu gehört als wichtigster Punkt, 
Lebenshilfen besonders den Randgruppen der 
Gesellschaft zu gewähren, die nicht mehr un­
eingeschränkt konsumieren können. Im denke 
hier vor allem an die jungen Menschen, an 
die j ungen Familien, besonders an die jungen 
Mütter i hier sind die Fragen der Sexualerzie­
hung, Familienplanung, die Bewältigung der 
Erziehungsaufgaben entsmeidend. Ich denke 
dabei an die älteren Menschen, die in die 
Isolation gedrängt werden, und ich denke da­
bei auch als vierte Gruppe an die Gastarbei­
ter, die wir in unsere Gesellschaft integrieren 
müssen. 

All diese Faktoren, von der smöpferischen 
Entfaltung angefangen bis zu den Lebenshil­
fen, tragen dazu bei, die Lebensbedingungen 
des einzelnen und der Gesellschaft und damit 
die Qualität des Lebens zu verbessern. 

Zum vierten und letzten Punkt, dem der 

Bildung. Seit nämlich die Gesellsmaftsordnung 
zum Anliegen aller Mitglieder der Gesellschaft 
wurde, kann man die Erwachsenenbildung als 
politische Bildung bezeichnen. 

Die Tatsame, daß der Ausdruck "politische 
Bildung" immer häufiger auftauCht, ist Beweis 
dafür, daß sich hier einiges gewandelt hat. 
Ich denke an die Vorbereitungen zur Grün­
dung eines Instituts für politische Bildung im 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst. 
und ich denke an die SchulversuChe, an den 
allgemeinbildenden höheren Schulen einen 
Gegenstand "Politische Bildung" einzuführen. 

Diese Bestrebungen resultieren aus der Er­
kenntnis, daß es eine wertfreie politische Bil­
dung ganz einfach nicht gibt, daß die traditio­
nelle staatsbürgerliche Erziehung, die sich dar- · 
auf beschränkt hat, den Schülern die Verfas­
sung, die Remte und Pflichten des Bundes­
präsidenten, die Gewaltenteilung und so wei­
ter beizubringen, nicht mehr ausreicht. 

Es geht heute vielmehr darum, die bestehen­
den Konfliktsituationen in der Gesellschaft 
offen darzulegen und nicht zu verschleiern, 
die Stellung der Parteien als Träger der Demo­
kratie, ihre versChiedenen Programme und 
Aktivitäten in unserer pluralistischen Gesell­
schaft begreiflich zu machen und die Macht­
strukturen und EntsCheidungsprozesse zu 
durchleuchten. 

Das Gesetz über die Förderung der staats­
bürgerlichen Bildungsarbeit der politischen 
Parteien war ein bedeutender Schritt, um mit 
dem noch immer bestehenden Vorurteil "ein 
politisch Lied - pIui, ein garstig Lied" auf­
zuräumen. 

Ich glaube, hier sind wir uns alle in diesem 
Haus einig, daß die politische Bildung eine 
der wichtigsten Aufgaben der Erwachsenen­
bildung ist. Sie soll dem Staatsbürger die 
Informationen liefern und seine kritisChe 
Denkfähigkeit schulen, damit er frei von Mani­
pulation seiner politischen Aufgabe in der 
Demokratie gerecht werden kann. 

Außer diesen vier Punkten möchte ich noch 
auf eine Aufgabe hinweisen, nämlich die Er­
wachsenenbildung als Faktor der Bildungs­
demokratisierung. Der Generaldirektor der 
UNESCO Rene Maheu hat in seiner Eröff­
nungsrede bei der 3. Internationalen Konfe­
renz der UNESCO vergangenes Jahr in Tokio 
darauf hingewiesen, daß die Erwachsenenbil­
dung durch ihre eigenen Entdeckungen und 
Erfordernisse zur Förderung der Erneuerung 
der Bildungsmethoden an Schulen beitragen 
kann. Ich darf zitieren: 

politischen Bildung: In gewissem Sinne ist die "Dieser Beitrag zeigt sich meines Erachtens 
gesamte Erwamsenenbildung eine politische besonders bei der Demokratisierung der Bil-
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dung. Die Bildungsempfänger dürfen nicht 
länger passive Elemente im Bildungsprozeß 
darstellen ; es muß ihnen vielmehr die Mög­
lichkeit einer vollen Teilnahme geboten wer­
den, besonders bei Entscheidungen hinsichtlich 
Inhalt und Methoden der Bildung. Meiner 
Meinung nach würde sich daraus eine ver­
besserte Anpassung der Lehrpläne und der 
Bildungsmethoden an die Anforderungen, 
Interessen und Ziele derjenigen ergeben, 
welche lernen und Neues kennenlernen wol­
len. Besser als jede andere Bildungsform eig­
net sich die Erwadlsenenbildung dazu, die 
traditionellen Mauern zwischen Lehrer und 
Lernendem niederzubrechen und die noch 
immer häufig anzutreffende hierarchische Be­
ziehung durch eine neue der Zusammenarbeit, 
ja sogar der gegenseitigen Bildung zu erset­
zen." 

Hohes Haus ! Zum Absdlluß möchte ich noch 
bei allem Optimismus, den bisher meine Rede 
ausgestrahlt hat, auf einen Punkt hinweisen, 
nämlich den der Krise der Bildung. 

Abgeordneter Heinzinger hat bereits darauf 
hingewiesen, daß es leider eine Tatsache ist, 
daß in den meisten Ländern die Erwachsenen 
- in einer UNESCO-UntersuChung wird von 
5 Prozent gesprochen - keinen ausreichenden 
Drang zur Bildung verspüren. 

Darf ich vielleicht inhaltlich dazu noch eine 
Bemerkung machen : Mir erscheint es persön­
lich wichtiger, bevor man, wie Sie es in Ihrem 
Entschließungsantrag vorgesehen haben, über 
die notwendigen Ziele eine Untersuchung 
macht, sich eben zuerst mit der Frage der 
Krise der Bildung zu beschäftigen, denn mei­
ner Ansicht nach werden siCh dann die Ziele 
daraus ergeben. 

Ich finde es außerdem nicht sehr zielführend, 
wenn eine solche Studie nur den Abgeord­
neten des Nationalrates und des Bundesrates 
sozusagen exklusiv zugeht. Es würde viel 
nützlicher sein, wenn die Praktiker der Er­
waChsenenbildung, also alle, die in der Er­
wachsenenbildung stehen, mit solchen Resul­
taten vertraut gemacht werden. 

Um die Krise der Bildung zu überwinden, 
ist es aber ebenso notwendig, wie Unter­
suchungen zu machen, die Offentlichkeit zu 
informieren. Ich möchte darauf hinweisen, daß 
erstmals in diesem Jahr in ganz asterreich 
eine Werbeaktion für die Erwachsenenbildung 
unter dem Titel "Aufwachen - Weiterbilden" 
gestartet wird. Sie wurde von der koordinie­
renden Stelle der Erwachsenenbildung, der so­
genannten Ständigen Konferenz der Erwach­
senenbildner OsterreiChs vorbereitet, in der 
die Verbände der Erwachsenenbildung vertre-

Abgeordneter Blecha konnte im Nationalrat ten sind. 
scherzhaft bemerken, daß man aus der Reprä- Hier noch eine Bemerkung zum Entschlie­
sentanz der Abgeordneten im Nationalrat eine ßungsantrag. Ich würde es auch sinnvoller 
ebensolche Prozentzahl errechnen könnte. Ich finden, eben um diesem neuen Gremium Ge­
muß hier den Mitgliedern des Bundesrates I legenheit zur Zusammenarbeit zu geben, daß 
das Kompliment maChen, daß Sie also, was man solche Projekte dort zuerst bespricht und 
unsere Bildungsbeflissenheit betrifft, überre- nicht durch Entschließungsanträge aus dem 
präsentativ für die gesamte Bevölkerung sind. Parlament sozusagen anordnet. 

Es wird, und damit stimme ich mit Kollegen 
Heinzinger überein, notwendig sein, dieses 
Phänomen der Krise der Bildung soziologisch, 
psychologisch und bildungspolitis� zu unter­
suchen, um ein solides Fundament für die Neu­
gestaltung von Inhalt, Formen und Methodo­
logie der Erwachsenenbildung zu bieten. 

Ich kann mich aber seinem Entschließungs­
antrag nicht ansdlließen und möchte hier die 
Ablehnung meiner Fraktion deponieren, weil 
unserer Ansicht nach die Grundtendenz, die 
in diesem Entschließungsantrag zum Ausdruck: 
kommt, in § 1 2  des vorliegenden Gesetzes 
enthalten ist. Hier wird nämlich der Bund er­
mächtigt, Schriftenreihen und Zeitschriften zur 
wissenschaftlichen Bearbeitung von Problemen 
der Erwachsenenbildung herauszugeben. Dem 
Bundesminister wird die Möglichkeit gegeben, 
Stipendien zur Unterstützung der wissenschaft­
lichen Bearbeitung von Anliegen der Erwach­
senenbildung zu gewähren und Geldpreise zu 
vergeben. 

Diese Werbe aktion konnte bereits einen 
ersten Erfolg verzeichnen. Ich habe mich infor­
mieren lassen, daß bereits 5000 Interessenten 
die Broschüre "Wegweiser in die Erwachsenen­
bildung" angefordert haben, die man also 
brieflich mit einem Kuponabschnitt bei dieser 
Aktion anfordern kann. 

Als zweiten wichtigen Ansatzpunkt, die 
Krise der Bildung zu überwinden, sehe ich die 
Zusammenarbeit der Erwachsenenbildung mit 
Rundfunk und Fernsehen; die geplante Schaf­
fung eines Multimediaverbandes wird die Er­
wadlsenenbildung ein Stück voranbringen. 

Um Ihre pessimistischen Volkshochsdml­
hörerzahlen ein wenig optimistischer zu ge­
stalten, möchte ich erwähnen, daß sich jetzt 
bereits nur im Raum Wien 385 Menschen für 
den Managementlehrgang des Fernsehens an­
gemeldet haben, die nämlich diesen Mana­
gementlehrgang in Kollegtagen an den Volks­
hochschulen und dem Berufsförderungsinstitut 
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nachbereiten wollen. Also eine so hohe Hörer­
zahl für einen Kurs hat es schon lange nicht 
gegeben. Hier sieht man, wie entscheidend 
hier das Fernsehen und die Massenmedien mit­
helfen können. 

Ich glaube, man kann wohl sagen, daß eine 
neue Ära der Erwachsenenbildung in Oster­
reich begonnen hat. Wir haben die rechtlichen 
Grundlagen geschaffen, es stehen Förderungs­
mittel zur Verfügung. 

Kollege Heinzinger, Sie haben von beschei­
denen Anfängen gesprochen. Damit meinen 
Sie wohl die Anfänge der OVP-Regierung, 
denn im Jahre 1969 sind nur 19 Millionen 
zur Verfügung gestanden, währenddessen in 
diesem Budget fast 50 Millionen für die Er­
wachsenenbildung zur Verfügung stehen. 

Es ist jetzt die Aufgabe aller an der Er­
wachsenenbildung interessierten Menschen 
und Organisationen, den großen Anforderun­
gen, die unsere Gesellschaft an die Erwach­
senenbildung stellt, gereCht zu werden und 
an die Arbeit zu gehen. Danke sChön. (Beifall 
bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Herr Bundesminister Dr. Sinowatz. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Vorsitzender I Hoher Bun­
desrat l Es sind einige Fragen aufgeworfen 
worden, zu denen ich gerne mit Ihrer Erlaub­
nis Stellung nehmen möchte. 

Vorerst eines: Tatsache ist, daß wir jahre­
lang nicht die Möglichkeit hatten, ein Erwach­
senenbildungsförderungsgesetz zu beschließen, 
daß es nicht möglich gewesen ist, die Erhöhung 
der Förderungsmittel vorzunehmen, daß auch 
ein gemeinsames Vorgehen bei den freien 
ErwachsenenbildungseinriChtungen in Oster­
reich auf größte Schwierigkeiten gestoßen ist 
und daß etwa die Aufnahme, und zwar die 
bewußte Aufnahme der politischen Bildung 
nicht möglich war deswegen, weil eine allge­
meine Diskriminierung der politischen Bildung 
in Osterreich sehr, sehr lange und meiner 
Meinung nach zu lange angehalten hat. 

Es gibt verschiedene Gründe dafür, und 
zweifellos ist ein wesentlicher Grund der von 
Ihnen, Herr Abgeordneter, genannte, nämlich 
die isolierte Position der Erwachsenenbildung, 
die wir verlassen müssen. Wir haben uns in 
den letzten Jahren bewußt bemüht, diese iso­
lierte Position zu verlassen, nicht nur im Be­
reich der ErwaChsenenbildung, sondern im gro­
ßen Bereich der Bildungs- und Kulturpolitik 
überhaupt. Wir befinden uns hier nicht in 
einem preziösen Gedankengebäude, nicht in 

einem elfenbeinernen Turm, wie man das viel­
fach und sehr lange bewußt dargestellt hat, 
sondern Bildungs- und Kulturpolitik ist ein 
sehr handfester Teil der Gesamtpolitik und 
muß in das politische, gesellschaftliche Gesche­
hen unserer Zeit voll integriert sein. 

Ich weiß nicht, wieviel Schuld einer man­
gelhaften Bewußtseinsbildung zugeschrie ben 
werden muß, und ich kann auch nicht absdtät­
zen, wie sehr auch die politische Einsatzbereit­
schaft dafür gefehlt hat. Jedenfalls :  1 973 kön­
nen wir sagen, daß das Erwachsenenbildungs­
förderungsgesetz beschlossen ist. Und zwar 
deswegen, weil wir uns entsChlossen haben, 
den langjährigen Streit zu beenden, ob zuerst 
die Kompetenzfrage gelöst werden soll oder 
ob das Erwachsenenbildungsförderungsgesetz 
mit der, ich möchte sagen, pragmatisChen Lö­
sung angegangen wird, nämlich daß die 
schwierige Frage der Kompetenz zurückgestellt 
wird und daß zuerst das Erwachsenenbildungs­
förderungsgesetz als erster SChritt besChlossen 
werden soll. Wir haben aber in dieser Zeit 
- das ist schon gesagt worden - fast eine 
Verdoppelung der Förderungsmittel erreichen 
können. 

Uber die Konferenz der Erwachsenenbildner 
Osterreichs ist es möglich geworden, erstmals 
eine Zusammenarbeit der freien ErwaChsenen­
bildungseinrichtungen in Osterreich zu statuie­
ren. Wir sind dabei, ein Institut für politisChe 
Bildung zu errichten, also eine Servicestelle 
für die freien ErwachsenenbildungseinriChtun­
gen in OsterreiCh, deren Tätigkeit ich so wie 
Sie, Herr Abgeordneter Heinzinger, für die 
Zukunft sehr hoch einschätze. 

Es ist sChon von der Frau Abgeordneten 
Hawlicek darauf hingewiesen worden, daß wir 
wieder gemeinsam mit allen ErwaChsenenbil­
dungseinriChtungen Osterreichs eine große 
Werbekampagne gestartet haben. Und auch 
ich möchte sagen, ein erster Erfolg des "Auf­
wachens" ist es, daß heute im Bundesrat fast 
alle Mitglieder versammelt sind, während bei 
der Beschlußfassung dieses Gesetzes im Natio­
nalrat - allerdings in der Mittagspause -
nur eine sehr geringe Frequenz zu verzeiChnen 
gewesen ist. 

Wir sind auCh, was die geplante ORF-Aka­
demie betrifft, sehr weit. Im Grunde genom­
men sind wir im Sachlichen mit den Verhand­
lungen zu Rande gekommen. Es wird . dies eine 
große Chance für die Erwachsenenbildung in 
Osterreich sein, und ich bin davon überzeugt, 
daß dieses Massenmedium Rundfunk-Fern­
sehen, eingesetzt für die Erwachsenenbildung 
in Osterreich, zweifellos von großem Vorteil 
sein wird. 
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Also noch nie so viele materielle Mittel, 
noch nie soviel politischer Einsatz und noch 
nie soviel - und das ist das Bedeutsame, 
meine Damen und Herren - an kooperativer 
Koordination. Und damit möchte ich auf eini­
ges erwidern, Herr Abgeordneter, was Sie in 
der Sorge um die Objektivität hier angeführt 
haben. 

vor sich sieht, dann muß man sich auch auf 
der anderen Seite dazu bekennen, daß man 
nicht allen nach dem Mund reden kann, in 
diesem Fall nicht allen Erwachsenenbildungs­
einrichtungen, sondern daß hier eine gewisse 
Koordination notwendig ist. 

Zuletzt zur Grundlagenforschung : Meine 
Damen und Herren! Ich war selbst überrasdlt 

Das Einvernehmen auf dem Gebiete der Er- darüber, ich sage es ganz offen, daß wir im 
kulturellen Bereich und im Bereich der Erwach­

wachsenenbildung herzustellen, ist eine abso-
lute Notwendigkeit deswegen, weil wir - der 
Bund - nicht selbst Erwachsenenbildung be­
treiben, sondern weil wir j a  nur fördern und 
weil wir, wenn wir das Einvernehmen her­
stellen, zu dieser kooperativen Koordination 
vorstoßen können, die ich für so bedeutsam 
halte. Gerade vor den Ländervertretern möchte 
ich sagen, daß diese Kooperation innerhalb 
der Länder eine Voraussetzung für das Gelin­
gen unserer weiteren Absichten auf dem Ge­
biete der Erwachsenenbildung darstellt. 

Diese Förderungsstellen des Bundes, die Sie 
genannt haben, Herr Abgeordneter, sind ja 
nur ein Teil des Versuches, eine bewußte Hilfs­
stellung des Bundes in den Ländern für die 
Erwachsenenbildung zu geben. Wenn Sie den 
Entwurf Ihrer Partei für ein Erwachsenenbil­
dungsförderungsgesetz kennen - Sie kennen 
ihn ganz sicher -, dann werden Sie sehen, 
daß diese Förderungsstellen des Bundes in 
Ihrem Entwurf weitaus fixierter, klarer, ein­
deutiger, stärker dargestellt sind als in dem 
Entwurf, den Sie jetzt auf diesen Passus hin 
kritisch beleuchtet haben. 

Ich muß sagen, ich bekenne mich zu diesen 
Förderungsstellen nicht allein aus meiner Er­
fahrung aus dem Burgenland, wo der große 
Versuch, der überall starke Beachtung gefun­
den hat, die politische Bildung in einem sehr 
modemen Modell zu verbreiten, nicht möglich 
gewesen wäre, wenn nicht der bundesstaat­
liehe Volksbildungsreferent gemeinsam mit 
den Stellen im Lande vorgegangen wäre. 

Daß wir keinen Schlüssel bei der Verteilung 
der Förderungsmittel eingeführt haben, dazu 
bekenne ich mich voll und ganz. Man kann 
nicht nach zwei Seiten hin immer offen sein. 
Man kann nicht einerseits mehr geistige Kon­
zeption in der Erwachsenenbildung verlangen, 
mehr Kooperation, mehr gemeinsames Vor­
gehen, mehr Einbinden in die gesamte Bildung 
und auf der anderen Seite etwa nur dem Gieß­
kannenprinzip bei der Förderung, bei der Aus­
gabe der Mittel, die zur Verfügung stehen, 
huldigen. 

Ich glaube, daß dieser Weg nicht gangbar 
ist. Wenn man politisch ehrlich ist und man 
sich zu dem bekennt, was man als Zielsetzung 

senenbildung so lange Zeit ohne jede Planung, 
ohne j ede Grundlagenforschung ausgekommen 
sind. Gerade deswegen haben wir erst vor 
kurzer Zeit einen großen Auftrag zur Grund­
lagenforschung auf dem Gebiet der Kultur, 
der Kulturpolitik vergeben mit der Zielset­
zung, nun objektive Grundlagen für eine ver­
nünftige, planvolle, zeitgemäße Förderungs­
politik zu bekommen. 

Dasselbe gilt für die Erwachsenenbildung. 
Wir sind ja schon lange dabei, auch hier jene 
Voraussetzung zu schaffen. die uns und die 
den Erwachsenenbildungseinrichtungen dann 
die Möglichkeit geben wird. eine planvollere, 
vor allem eine zeitgemäßere Arbeit zu leisten. 
Es wird Sache der Konferenz der Erwachsenen­
bildner Osterreichs sein. über diese Entwick­
lung, über diese von uns vorgelegte Konzep­
tion zu befinden und j ene Grundlage zu schaf­
fen, die uns in den nächsten Jahren die Mög­
lichkeit geben soll, eine größere Effizienz in 
der Erwachsenenbildung zu erreichen. 

Ich möchte zum Abschluß sagen: Das Gesetz 
ist ein erster Schritt. Ich möchte nur darauf 
hinweisen, daß es das erste Gesetz ist. in dem 
der Begriff .. Erwachsenenbildung" gesetzlich 
verankert wird. ein Begriff, den wir heute in 
unserer Arbeit ununterbrochen verwenden. 

Die zweite Frage wird sein. mit den Ländern 
gemeinsam - wir haben bereits das Gespräch 
mit den Kulturreferenten der Länder aufge­
nommen - über die Frage der Kompetenz zu 
verhandeln. 

Das dritte wird sein, von dieser Kooperation 
zur Konzeption vorzustoßen, nämlich zur Ein­
bindung der Erwachsenenbildung in das ge­
samte BiIdungssystem in Osterreich. Aller­
dings, wenn man von Schritten redet. würde 
ich sagen: Es werden einige Kilometer an 
Schritten notwendig sein. um dieses weitge­
steckte Ziel zu erreichen, das wir uns hier 
gesetzt haben. 

Aber ich bin auch wie die Frau Abgeordnete 
der Meinung - und damit möchte ich schlie,. 
ßen -: Zwei Zielsetzungen hat unsere Bil­
dungspolitik und damit auch die Erwachsenen­
bildung. 

Die erste ist, die Qualität des Lebens nicht 
nur vom Materiellen her zu sehen, auch nicht 
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nur von der Sozialpolitik her zu beurteilen, 
nicht allein vom Okonomischen, von der Wirt­
sc..1Jaftspolitik, vom Wirtschaftswachstum und 
von all dem, was heute im Mittelpunkt steht, 
sondern darüber hinaus auch vom Geistig­
Kulturellen her möglichst alle Menschen in die 
Lage zu versetzen, mehr Qualität im Leben zu 
finden. 

Die zweite ist - und das ist das Gesell­
schaftspolitische, das Sie auch angeführt 
haben -, daß wir über die Bildung zu der 
Möglichkeit vorstoßen müssen, daß so wie 
bisher die dialektischen Prozesse, die politi­
schen Auseinandersetzungen nicht mit Erschüt­
terungen verbunden sein müssen, nicht mit 
Auseinandersetzungen, die weit in das 
Menschliche hineinreichen, sondern daß ge­
rade der notwendige dialektische Prozeß, den 
die Gesellschaft zum Fortschritt immer benö­
tigt, auf einer höheren geistigen Ebene huma­
nisiert, vermenschlicht wird. 

zung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes er­
folgen. Neben einer Anpassung der Dienste 
der Arbeitsmarktverwaltung an die Erforder­
nisse eines zeitgemäßen Kundendienstes soll 
dabei insbesondere die Mobilität der Arbeits­
kräfte gefördert werden. Bei den Instrumenten 
zur Arbeitsbeschaffung dominierten bisher Zu­
schüsse. Künftig sollen hiezu auch Darlehen 
und Zinsenzuschüsse treten. Weiters sollen 
die Möglichkeiten zur Eingliederung Behin­
derter in den Arbeitsprozeß erweitert werden. 
Vorgesehen ist ferner eine Regelung, durch 
die die rasche und ausreichende Finanzierung 
von Maßnahmen aus Mitteln des Reservefonds 
sichergestellt werden soll, wenn unvorherge­
sehene lokale oder regionale Schwierigkeiten 
auftreten. 

N amens des Ausschusses für soziale Ange­
legenheiten stelle ich den A n  t r a g, gegen 
diesen Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu 
erheben. 

Das sind die Zielsetzungen unserer Bildungs- Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht-
politik, zu der das Erwachsenenbildungsför- erstatter für seinen Bericht und begrüße den 
derungsgesetz sicherlich einen Beitrag liefern im Haus erschienenen Herrn Vizekanzler Ing. 
wird. (Allgemeiner Beifall.) Häuser. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich frage, ob zu diesem Tagesordnungspunkt 
noch jemand das Wort wünscht. - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls 
nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

Die E n t s c h I  i e ß u n g 
l e h n t. 

wird a b  g e-

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. März 1973 betreUend ein Bundesge­
setz. mit dem das Arbeitsmarktförderungsge-

setz geändert wird (934 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
5. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kouba. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Kouba: Hohes Haus! Herr 
Minister! Durch den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates soll eine umfang­
reiche Abänderung beziehungsweise Ergän-

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ing. Gassner. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat lng. Gassner (OVP): Herr Vor­
sitzender! Herr Vizekanzlerl Hohes Haus I 
Meine Damen und Herren ! Fast wäre man 
versucht, jetzt zu sagen, Bildung hat Vor­
rang, da bisher die Besetzung im Hohen Hause 
etwas stärker war als jetzt bei diesem 
sozialpolitischen Gesetz. Aber, meine Damen 
und Herren, ich glaube, daß dieses Gesetz nicht 
minder wichtig ist, sondern im Gegenteil für 
die künftige wirtschaftliche Entwicklung 
unseres Staates und der Situation der Arbeit­
nehmer in diesem Staate von eminenter Be-
deutung ist. 

Arbeitsmarktförderung. Was bedeutet die­
ses Gesetz, was hat es für Aspekte, was sind 
die Zielsetzungen, die wir dabei verfolgen? 
Welche Notwendigkeiten haben sich ergeben, 
um ein solches Gesetz zu beschließen? 

Meine Damen und Herren I Ich glaube, wir 
sollten vorweg einmal feststellen, daß es nur 
dann möglich ist, eine gute Arbeitsmarkt­
politik. eine entsprechende Arbeitsmarktför­
derung durchzuführen, wenn alle bereit sind, 
zusammenzuwirken, wenn alle bereit sind, ge­
meinsame Schritte zu setzen, der Gesetzgeber, 
der Nationalrat, der Bundesrat, die Regierung 
genauso wie die Interessenvertretungen. Nur 
dann, wenn wir alle bereit sind, gemeinsame 
Schritte zu unternehmen, wenn wir alle bereit 
sind, die für die kfuiftige wirtschaftliche Ent-

805 
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wicklung unseres Staates wichtigen Notwen­
digkeiten zu erkennen, dann, glaube ich, haben 
wir die entsprechenden Chancen. 

Daß dieses Problem gerade heute inter­
national sehr aktuell ist, zeigt der nunmehr 
vorliegende Bericht von der 57. Tagung in 
Genf, der in der Märznummer 1973 der Mit­
teilungen des Instituts für Gesellschaftspolitik 
erschienen ist. Dieser Beridlt zeigt, daß man 
sich nicht nur in asterreich, sondern auch 
international mit diesen Problemen beschäf­
tigt und versucht, europaweit, ja weltweit, 
könnte man sagen, entsprechend diesen ge­
meinsamen Zielsetzungen tätig zu werden. Ich 
werde mir heute erlauben, bei einigen meiner 
Ausführungen auf diesen Bericht einzugehen 
und dazu etwas zu sagen. 

Fragestellung: Was bedeutet dieses Gesetz 
für den Arbeitnehmer, was bedeutet es für 
die Wirtschaft, was bedeutet es für die Siche­
rung der Vollbeschäftigung, und was sind die 
praktischen Auswirkungen dieses Gesetzes auf 
den Staatsbürger? Sie brauchen keine Angst 
zu haben, ich werde mich nicht Paragraph für 
Paragraph damit beschäftigen, denn dann 
hätte mein Nachredner nicht so viel zu tun 
und dann würden wir uns wahrscheinlich 
einige Stunden mit dieser Materie ausein­
andersetzen müssen. Ich möchte nur einige 
Aspekte herausarbeiten und in einigen zu 
diesem Gesetz Stellung nehmen. 

Vorerst einmal zu dem Problem: Was be­
deutet dieses Gesetz für den Arbeitnehmer? 
Und dann überhaupt die Frage : Gelingt es 
überhaupt, dem Arbeitsmarkt in asterreich 
die entsprechenden Arbeitnehmer zuzuführen? 
Wenn wir das Gastarbeiterproblem in Oster­
reich genau kennen, dann wissen wir, daß 
sehr viele Gastarbeiter in diesem Lande sind, 
daß aber auch von hier Grenzgeher in andere 
Länder hinausgehen. Ist also dieser Weg, 
den wir beschritten haben, der richtige, haben 
wir das BeE;tmögliche getan, um lenkend ein­
zugreifen? Ja oder nein? 

Oder, meine Damen und Herren, ein wei­
teres Problem. Was geschieht mit dem älteren 
Arbeitnehmer, der nur sehr schwer oder kaum 
mehr oder, fast möchte ich sagen, nicht mehr 
vermittelbar ist? Treffen wir hier mit diesem 
Gesetz die entsprechenden Maßnahmen? Sind 
wir überhaupt alle mitsammen bereit, für 
diese Menschen etwas zu tun? 

Was ergibt · sich aus der Änderung der 
Wirtschaftsstrukturen? Erkennen wir diese 
Probleme? Haben wir diese Entwicklung im 
Griff, oder sind auch hier entsprechende Maß­
nahmen zu setzen beziehungsweise zur Lösung 
dieser Probleme bessere Voraussetzungen zu 
schaffen? 

Und was ergibt sich aus dem Problem der 
großen wirtschaftlichen Gemeinschaft? Haben 
wir mit diesem Gesetz genügend Mittel, um 
die sich daraus ergebenden Strukturprobleme 
zum Wohle des österreichischen Arbeit­
nehmers und zum Wohle der österreichischen 
Wirtschaft lösen zu können? 

Das alles, meine Damen und Herren, sind 
die Probleme, die ich im Zusammenhang mit 
diesem Gesetz, das heute zur Beschlußfassung 
vor uns liegt, sehe. Probleme für die Men­
schen in diesem Staat, für den Arbeitnehmer, 
aber nicht nur für den Arbeitnehmer selbst, 
sondern eben für die gesamte Wirtschaft, für 
die wirtschaftlidle Entwicklung in diesem 
Staat. 

Es gibt zu diesem Gesetz Strukturprobleme 
aus den verschiedensten Bereichen heraus, 
zum Beispiel die Probleme an der toten Grenze 
in Niederösterreich, in Oberösterreich, im 
Burgenland, aber auch Probleme der soge­
nannten offenen Grenze. In Oberösterreicb 
jedenfalls gibt es dieses Problem mit der toten 
Grenze im Norden, im Grenzbereich zu 
Deutschland (Bayern) hin ist das Problem mit 
der offenen Grenze vorhanden, ebenso in 
Salzburg, in Tirol und in Vorarlberg. 

Meine Damen und Herren! Hoher Bundes­
rat! Haben wir uns echt mit diesen Problemen 
auseinandergesetzt? Haben wir die Möglidl­
keiten, mit dem vorliegenden Gesetz den 
Arbeitnehmern in diesen Bereichen zu helfen? 
Ja oder nein? Haben wir mit diesem Gesetz 
die Möglichkeit, den Betrieben, die dort 
existieren, oder Betrieben, die wir ansiedeln 
wollen, das entsprechende Arbeitnehmer­
potential zur Verfügung zu stellen? Ja oder 
nein? 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
das sehr wichtige Probleme sind, daß es sehr 
wichtige Aspekte sind, die wir in unseren 
Beratungen berück.sidüigen sollen, ja sogar 
müssen. Wir müssen die Probleme der toten 
Grenze kennen, und es sitzen ja sehr viele 
Bundesräte aus Niederösterreich, aus dem 
Waldviertel hier, die genau wissen, welche 
Schwierigkeiten dort vorhanden sind. Damit, 
daß es nicht gelingt, den Arbeitnehmer dort 
zu halten, ist auch die Abwanderung von Ein­
richtungen mitverknüpft, zum Beispiel wan­
dern auch die Bildungseinrichtungen aus die­
sem Bereich ab. 

Wir wollen heute ein Gesetz beschließen 
oder einem Gesetz die Zustimmung geben, das 
den Arbeitnehmer mobiler macht, ihm bessere 
Chancen gibt. Gelingt es uns damit, diese 
Abwanderung zu stoppen, gelingt es damit 
zu stoppen, daß sich Räume in Osterreich 
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entleeren? Wenn nein, welche Funktion wer­
den diese Räume später erhalten? Audl das 
sollte man sich als Randfrage dabei vor Augen 
halten. 

In diesen Grenzräumen sind zum Großteil 
sdllechte Arbeitsplätze für die Arbeitnehmer 
vorhanden, wenig qualifizierte Arbeitsplätze, 
zum großen Teil Arbeitsplätze, die keinen 
so hohen Lohn bringen und wodurch - auch 
das wissen wir aus Statistiken - in diesen 
Bereichen keine entsprechende Verdienstmög­
lichkeit für den Arbeitnehmer und seine 
Familie vorhanden ist. Ist es nicht auch von 
gesamtvolkswirtschaftlicher Bedeutung, wenn 
es Räume in Osterreich gibt, die, durch diese 
tote Grenze abgeschirmt, eben nicht den 
maximalen Beitrag zum Anwachsen des 
Nationalproduktes leisten können? Was 
tragen wir dazu bei? Was macht die Regie­
rung, um diesen Trend zu stoppen? Weldle 
Investitionen werden dafür getätigt? 

Hoher Bundesratl Nun das Problem der 
offenen Grenze. Wir wissen - ich habe hier 
die letzte mir zugängliche Statistik -, daß 
in Vorarlberg von 1 03.348 Beschäftigten 
23.283 Gastarbeiter sind. Das ist sehr viel, 
nahezu ein Viertel. Gleichzeitig wissen wir, 
daß in Vorarlberg rund 1 0.000 Grenzgeher 
vorhanden sind. 

Da fragt man sich:  Werden hier entspre­
chende Mittel eingesetzt? Können wir hier 
einen Weg gehen, um den Osterreichern in 
Osterreidl einen qualifizierten Arbeitsplatz 
anzubieten? Gelingt es, durch Arbeitsmarkt­
förderungsmi ttel entsprechend vorzusorgen, 
daß der Osterreicher primär in tJsterreich 
einen Arbeitsplatz, einen qualitativ guten 
Arbeitsplatz findet? 

Nationalrat Kraft hat im Nationalrat zu 
Problemen des oberösterreichischen Rand­
raumes gegen Bayern gesprochen. Er hat kon­
kret das Beispiel der Vereinigten Metallwerke 
Ranshofen genannt und die Frage gestellt: 
Ist es richtig, daß man hier seitens der Regie­
rung keine Initiativen setzt? Und er hat die 
Bitte an die Regierung ausgesprochen, die j a  
letztlich Eigentümerin dieses Unternehmens 
ist, konkret Maßnahmen zu überlegen, um 
für den Arbeitnehmer in diesem Raum, in 
diesem Werk einen guten, qualifizierten 
Arbeitsplatz zu sichern oder vielleicht auch 
neu zu schaffen. Er hat appelliert, betreffend 
die Elektrolyse endlich einmal eine richtige 
Entscheidung herbeizuführen, um dort, wie 
gesagt, die Entwicklung abzusichern und dem 
österreidlisdlen Arbeitnehmer aus diesem 
Raum in tJsterreich einen entspredlenden 
Arbeitsplatz zu gewähren. 

Meine Damen und Herren! Das sind auch 
Aspekte, die wir bei diesem . Problem, bei 
diesem Gesetz sehen sollten. 

Ein weiterer Aspekt aus der Warte der 
Strukturänderung : Haben wir die betriebliche 
Strukturänderung in den Griff bekommen? 
Wissen wir, was sich alles ändert? Blicken 
wir nur einige Jahrzehnte zurück, wo es noch 
handwerkliche Berufe gab, die heute ausge­
storben sind: der Schmied wurde zum Medla­
niker, der Wagner zum Karosseriespengler. 
Was ist mit den neuen Industrien, die ent­
stehen? Haben wir genug Arbeitskräfte dafür? 
Zum Beispiel im Bereich der dlemischen Indu­
strie? Können wir Vorsorge treffen, um den 
Arbeitnehmern, die in ihrem angestammten 
Beruf nidlt mehr tätig sein können, weil es 
diesen Beruf ganz einfadl nicht mehr gibt 
oder weil er nicht mehr attraktiv genug ist, 
die Chance zu geben, in einen anderen Beruf 
hinüberzuwechseln? Wir haben gerade vorhin 
über das Gesetz über die Erwachsenenbildung 
gesprochen. Gesdlieht auch in diesem Bereich 
am Bildungssektor genug, um diesen Arbeit­
nehmern die gleichen Chancen einräumen zu 

können? 

Wir haben ja gerade in den letzten Jahren, 
zum Beispiel bei den Schließungen von 
Kohlenberggruben, ein ganz konkretes Bei­
spiel der strukturellen Schwierigkeiten ge­
habt. Wir haben heute die Schwierigkeit mit 
der Papierindustrie. Haben wir mit diesem 
Gesetz nunmehr ein Instrumentarium, um ent­
sprechend tätig werden zu können? 

Nun zur EWG. Wir seitens der OVP haben 
Bedenken gehabt, Bedenken nirnt wegen des 
Anschlusses oder wegen der Integration in 
die Europäische Gemeinschaft, sondern weil 
wir befürchtet haben - ich habe das selbst 
hier von diesem Rednerpult aus formulieren 
dürfen -, daß es durch diesen Einschluß 
tJsterreichs in die EWG, durch diese Ver­
größerung der Europäischen Gemeinschaft 
doch auch in anderen Bereichen der öster­
reichischen Industrie vermehrte Schwierigkei­
ten geben wird. Haben wir die notwendigen 
Maßnahmen gesetzt, um diesen Schwierigkei­
ten begegnen zu können? 

Der Herr Bundesparteiobmann der Oster­
reichischen Volkspartei hat in der National­
ratssitzung am 25. Juli 1 972 unter Punkt 8 
konkrete Maßnahmen dazu verlangt. Er sagte 
damals - ich zitiere -: 

"Ausbau der Arbeitsmarktförderung durch 
zusätzliche Budgetmittel, um die Umschulung 
von Arbeitskräften zu erweitern und quali­
tativ zu verbessern und insbesondere ange-
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sichts der zu erwartenden Anpassungsschwie­
rigkeiten für die Vollbeschäftigung der älteren 
Arbeitnehmer vorzusorgen." 

Es haben über diese Forderung Gespräche 
zWischen den politischen Parteien stattgefun­
den. Es hat ein konkretes Gespräch statt­
gefunden zwischen Vizekanzler Häuser und 
dem Bundesobmann des DAAB Dr. Mock. Wir 
waren sehr zufrieden, daß es gelang, 
in diesem Gespräch zu den EWG-Begleitmaß­
nahmen konkrete Formulierungen zu finden, 
daß . der Herr Vizekanzler bereit war, unseren 
Forderungen stattzugeben und entsprechende 
Maßnahmen und Budgetmittel zur Verfügung 
zu stellen, um eben diesem vorliegenden 
Arbeitsmarktförderungsgesetz auch Inhalt, 
auch Gehalt zu geben und die finanziellen 
Mittel bereitzustellen, um es auch durch­
führen zu können. Was nützt das beste Gesetz, 
wenn wir nicht die entsprechenden finanziellen 
Möglichkeiten haben? 

Und dazu hat nochmals der Bundespartei­
obmann der Osterreichischen Volkspartei 
Dr. Schleinzer am 1 4, September 1972 in der 
EWG-Debatte im Nationalrat erklärt: 

"Was die intensivere Arbeitsmarktförde­
rung betrifft, wurde Ubereinstimmung erzielt 
über eine Verstärkung der Mittel. Diese Mittel 
sollen besonders der zusätzlichen Förderung 
von Schulungsmaßnahmen dienen und die 
Probleme älterer Arbeitnehmer besonders be­
rücksichtigen. Einvernehmen besteht auch dar­
über, daß das Teilzeitbeschäftigungsgesetz, 
das die Volkspartei als Initiativantrag ein­
brachte, nach Beratungen mit den Interessen­
vertretern ehebaldigst in Behandlung genom­
men wird." 

Und wir sind sehr erfreut, daß diese Mittel, 
diese 100 Millionen Schilling, wir sehen es 
auch in dem Bericht über dieses Gesetz, bereit­
gestellt wurden. Wir können audl aus der 
Budgetrede, die Finanzminister Androsch ge­
halten hat, entnehmen, daß er sich auch dazu 
bekennt und diesem Verlangen der DVP statt­
gibt, indem er meinte : 

"Die Ausgabenerhöhung bei der Arbeits­
marktförderung im Ausmaß von rund 100 Mil­
lionen Schilling gegenüber 1972 stellt vor 
allem auch das Schwerpunktprogramm finan­
ziell simer, das auf die EWG-Assoziierung 
Bedacht nimmt. Besonderes Gewicht kommt 
hiebei der Um- und Weiterschulung und dem 
Ausbau der Arbeitsmarktverwaltung zur bes­
seren Erfassung verfügbarer Arbeitskräfte zu." 
(Vorsitzender-Stellvertreter Hella H a  n z 1 i k 
übernimmt die Leitung der Verhandlungen.) 

Hoher Bundesrat! Damit, können wir sagen, 
wurden im Herbst des vergangenen Jahres 
die Weichen gestellt. Sehr wichtige Weimen 

gestellt, um diese Probleme lösen zu können. 
Weimen dafür gestellt, daß die getroffenen 
politischen Vereinbarungen eingehalten wer­
den können, um im Bereich der Arbeitsmarkt­
förderung weitere Initiativen zu setzen, um 
das Gesetz auszubauen, und vor allem aum 
Weichen gestellt, um letztlich die Geldmittel 
dafür zu bekommen, um dieses Gesetz in die 
Tat umsetzen zu können. 

Aber nicht nur für den Arbeitnehmer, meine 
Damen und Herren, Hoher Bundesrat, ist 
dieses Gesetz von eminenter Bedeutung. Es 
ist auch für die Wirtschaft von eminenter 
Bedeutung. Gelingt es nämlich nicht, der Wirt­
schaft entsprechend viele geeignete und quali­
fizierte Arbeitskräfte zur Verfügung zu stel­
len, dann, glaube im, wird es Smwierigkeiten 
geben. Wenn wir nicht das entsprechende 
Arbeitskräftepotential in diesem Staate Oster­
reich haben, dann haben wir auch nicht die 
Möglidlkeit, stolz auf unsere Jahresbilanz des 
Zuwamses an Nettonationalprodukt hinwei­
sen zu können. In diesem Zusammenhang 
sollten wir auch auf die Gastarbeiter, welche 
sehr notwendig sind, nicht vergessen. Wir 
wissen, daß wir ohne diese Gastarbeiter dieses 
Potential oder dieses Maximalziel nicht er­
reichen können. 

Daß wir bereit sind, den Weg gemeinsam 
zu gehen, zeigt dieses Gesetz, in dem wir vor 
allem den inländismen Arbeitnehmern gute 
Chancen für die Zukunft einräumen wollen. 
Wir wollen damit den inländischen Arbeits­
kräften die Möglichkeit geben, einen guten 
Arbeitsplatz, der aum ein entsprechendes Ein­
kommen bringt, zur Verfügung zu haben. 

Ich glaube, wir sollten noch einen Aspekt 
am Rande nicht ganz vergessen, nämlich daß 
letztlich der Ausländer, wenn er in Oster­
reich verdient, das Maximum von dem, was 
er verdient, wieder ins Ausland mitnimmt, 
daß aber der Inländer, der Osterreicher, der 
hier verdient, das Geld, das er verdient, in 
unserem Staate ausgibt, was ebenfalls einen 
wesentlimen Impuls für unsere Wirtsmaft dar­
stellt. 

Wir haben uns hier gemeinsam, glaube im, 
auf eine Forderung geeinigt, sie ist in der 
Präambel dieses Gesetzes zu sehen und zieht 
sich wie ein roter Faden durch das ganze 
Gesetz: "Förderung der Mobilität" , Ich glaube, 
daß das ein sehr gutes Anliegen ist und wie 
ein guter roter Faden durch das Gesetz geht. 

Wenn es uns nicht gelingt, die Mobilität zu 
fördern, dann nützt dieses ganze Gesetz nimts. 
Es wird auch Aufgabe sein, den Menschen 
mit diesem Gesetz zu konfrontieren und ihn 
zu überzeugen, daß wir hier Gutes für ihn 

320. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 62

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 320. Sitzung - 29. März 1973 9419 

log. Gassner 

wollen, nicht daß irgendeine nebulose Macht 
Maßnahmen setzt, sondern Maßnahmen im 
Sinne des einzelnen Menschen getroffen wer­
den. 

Und es wird notwendig sein, die geistigen 
und körperlichen Voraussetzungen des öster­
reichischen Arbeitnehmers maximal zu nützen. 
Der Mensch soll seine körperIlchen und gei­
stigen Fähigkeiten, die er besitzt, erkennen 
und sie, wenn er sie auf Grund seiner Aus­
bildung bisher nicht maximal genützt hat, auf 
einem 'zweiten Bildungsweg ausbauen und 
vervollkommnen, um letztlich auch sich selbst 
wirtschaftlich maximal zu nützen. 

Zweitens ist es notwendig; an sich die Vor­
aussetzungen zu verbessern, um den Arbeit­
nehmern die entsprechende Beschäftigung an­
bieten zu können. 

Aber ich glaube, daß wir bei aU diesen 
positiven Aspekten nicht vergessen dürfen, 
daß es bei jeder positiven Entwicklung auch 
negative Aspekte gibt, daß, sosehr wir sie 
begrüßen, bei jeder technischen Entwicklung 
auf jene Gruppen Bedacht zu nehmen ist, die 
dabei unter die Räder kommen können. Es 
gibt natürlich auch negative Auswirkungen 
der technischen Entwicklung auf den Arbeit­
nehmer. Unsere Aufgabe wird es sein, diese 
Probleme zu erkennen, zu erfassen und darauf 
einzugehen. 

Wir haben dazu ein konkretes Problem be­
reits wiederholt in der Offentlichkeit zur Dis­
kussion gestellt, das sogenannte Problem des 
Schutzes der älteren Arbeitnehmer vor der 
technischen Entwicklung. Wobei ich noch ein­
mal sagen möchte, daß wir uns zu dieser 
technischen Entwicklung voll und ganz be­
kennen, daß wir dafür eintreten, daß es aber 
unsere Aufgabe sein muß, gerade auch hier 
in diesem Parlament, jenen Menschen, die 
sich nicht selbst helfen können, Schutz zu 
geben, sie zu vertreten, um sie vor negativen 
Auswirkungen zu bewahren. 

Meine Damen und Herren! Es gibt sehr 
viele Beispiele dafür. Gerade im Bereich der 
Arbeitsvermittlung werden immer wieder 
Statistiken veröffentlicht, daß eben Menschen, 
die über 50 Jahre alt sind und einen Spezial­
beruf sehr lange ausgeübt haben, betroffen 
von der technisdlen Entwicklung, kaum oder 
nicht mehr vermittelbar sind. 

Wir haben gerade in der letzten Zeit in 
einigen Betrieben bei Betriebsbesuchen mit 
Arbeitnehmern Kontakt aufgenommen, die 
dies voll bestätigen. Ein besonders krasser 
Fall war, daß ein Unternehmer erklärte und 
im Einvernehmen mit dem Betriebsrat, der 
ebenfalls die Entwiddung in dieser Branche 

genau kennt, gesagt hat, daß sein Unter­
nehmen im Laufe der nächsten fünf bis sechs 
Jahre von derzeit 200 Beschäftigten auf 50 Be­
schäftigte heruntergehen wird. Der Grund 
dafür ist eine bessere technische Ausrüstung, 
die wir bejahen. 

Die Frage ist : Wer wird freigestellt in 
diesem Betrieb? Wird das irgend jemand sein, 
oder wird jener Mann oder jene Frau, die 
vielleicht jahrelang in diesem Betrieb tätig 
waren und in knapp zwei oder drei Jahren 
in Pension gehen können, in diesem Betrieb 
verbleiben können, bis sie vielleicht frühzeitig 
in die Pension gehen können? 

Im glaube, daß die technische Entwicklung 
- ich möchte es noch einmal betonen - not­
wendig ist, gerade im geeinten Europa, gerade 
auf diesem Weg, der uns in Europa wirt­
schaftlich zusammenführt. Und wir sollten 
ja dazu sagen, ein Ja zur technischen Ent­
wicklung, ein Ja zur Automation, aber auch 
ein Ja dazu, für den einzelnen zu sorgen, der 
davon betroffen ist, also jenen, der schon älter 
ist. 

Wir haben dazu wiederholt Stellung bezo­
gen. Der Osterreichische Arbeiter- und Ange­
stelltenbund und auch die Osterreichische 
Volkspartei haben sich damit beschäftigt. Ich 
kann Ihnen hier aus der "Freiheit" vom 
22. September 1912 konkret zitieren, wo davon 
gesprochen wird. 

Der OAAB "billigte den Entwurf eines Ge­
setzes zum Schutz älterer Angestellter vor den 
Auswirkungen von Strukturveränderungen in 
der Wirtschaft auf Grund des technischen 
Fortschrittes. Diese älteren Arbeitnehmer fin­
den, wie die Arbeitslosenstatistik zeigt, be­
sonders schWer einen neuen Arbeitsplatz und 
bedürfen der Hilfe durch die Allgemeinheit". 

Ich weiß schon, meine Damen und Herren, 
daß das nicht Dinge sind, die man von heute 
auf morgen erledigen kann. Aber ich weiß, 
Herr Vizekanzler, daß man diese Probleme 
erkennen muß, sie diskutieren und versuchen 
muß, den optimalen und besten Weg zu gehen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Daß dies auch international anerkannt viird, 
zeigt die Präambel der 51. Tagung der Inter­
nationalen Arbeitskonferenz vom Juni 1912, 
wo zu den Arbeitsbeziehungen folgendes ge­
sagt wird: 

"Zwischen Regierungen, Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern sollten im Rahmen geeigneter 
paritätischer oder dreigliedriger Körpersmaf­
ten auf den verschiedenen Ebenen der Wirt­
schaft Beratungen und Zusammenarbeit erfol­
gen, wobei die Auswirkungen der modernen 
Technik geprüft und Programme entwickelt 
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werden, die den wirksamsten Schutz der 
Arbeitnehmer gegen schädliche soziale Aus­
wirkungen des technischen Wandels bieten, 
sofern solche auftreten." 

Auch wir, meine Damen und Herren, sollten 
uns das als Zielsetzung vornehmen und sollten 
versuchen, diesen Weg zu gehen. 

Und es wird in diesem Entwurf noch 
öfters speziell dazu Stellung genommen. 
Punkt IV 11 dieser Genfer Resolution sagt 
zur ArbeitSIIlarktförderung, was ich Ihnen 
ebenfalls zur Kenntnis bringen möchte: 

"Systeme für Leistungen bei Arbeitslosig­
keit und der Sozialen Sicherheit und andere 
leistungserweisende Systeme sollten vom 
technischen Wandel betroffenen Arbeitneh­
mern angemessene Leistungen bieten. Diese 
sollten nicht unbedingt darauf beschränkt sei:Q., 
tägliche Barzuschüsse als Ersatz für einen völ­
ligen oder teilweisen Verdienstausfall zu bie­
ten, sondern für die Anpassungszeit auch zu­
sätzliche Aufwendungen in Verbindung mit 
Umschulung, Wohnortwechsel, Wiedereinglie­
derung und so weiter decken." 

Das, meine Damen und Herren, Hoher 
Bundesrat, ist j a  zum Teil auch Gegenstand 
des heute vorliegenden Gesetzes. Ich will 
damit zum Ausdruck bringen, daß eben hier 
eine weltweite Bewegung vorhanden ist, daß 
wir hier eine Forderung erheben sollten, auch 
in OsterreidJ. entspredJ.ende Maßnahmen zu 
setzen. 

Hoher Bundesratl Die Arbeiterkammer Nie­
derösterreich hat sich gerade in der letzten 
Zeit ebenfalls mit ähnlichen Problemen be­
schäftigt. Ich habe hier eine noch druckfeuchte 
Schrift, die sich mit "Wohnung, Familie, 
Arbeitsplatz", eine Studie zur Mobilität der 
niederösterreitbistben Industriebeschäftigten, 
auseinandersetzt und, so glaube ich, sehr 
wertvolle Unterlagen bringt, die nicht nur 
für diese Beratungen heute, sondern auch 
für den künftigen Weg und das Erkennen 
der heutigen Einstellung des Arbeitnehmers 
zur Mobilität des Arbeitsplatzes sehr we,sent­
liche Unterlagen liefert. 

Sehr wichtig ist die Erkenntnis aus dieser 
Studie, in der man feststellt, daß an sich 
natürlich der Weg der Beihilfe - wer will 
den Beihilfenweg nicht akzeptieren? - gut 
ist, daß die Pendlerbeihilfe aber wesentlich 
attraktiver ist als Beihilfen für eine Umsied­
lung und daß der Arbeitnehmer, sei es, weil 
er mit diesem Problem noch gar nicht echt 
konfrontiert wurde, weil er viel zuwenig 
informiert wurde, die Chancen der Umsied­
lung heute noch gar nicht erkennt und in 

einem großen Ausmaß - ich werde darauf 
noch zurückkommen - für die Inanspruch­
nahme einer Pendlerbeihilfe eintritt. 

Nochmals, wir begrußen diese Beihilfen, die 

in diesem Gesetz verankert sind. Diese Tren­

rungsbeihilfen sollen dann gegeben werden, 

wenn ein getrennter Haushalt geführt werden 

muß, wenn eine Ubersiedlung vom Wohnungs­

ort zum Arbeitsort erfolgt, natürlich nicht 

dann, wenn bereits derzeit ein Arbeitsplatz 

entfernt vom Wohnort besetzt ist, sondern 

dann, wenn ein neuer Arbeitsplatz gefunden 

wird. In Ausnahmefällen wird es möglich sein, 

über ein Jahr hinaus diese Trennungsbeihilfe 

zu gewähren. Es kann sich natürlich als not­

wendig erweisen, daß ein getrennter Haus­

halt über ein Jahr hinaus aus schulischen 

Erwägungen zu führen ist. Bei der Ubersied­

lung vom Wohnort zum Arbeitsort ist man 

bereit, wesentlich flexibler als bisher vorzu­

gehen. 

Ich glaube, daß wir das befriedigt festhalten 
können und auch feststellen können, daß auch 
hier wieder in Osterreich ein Weg gegangen 
wird, der international akzeptiert werden 
wird, da auch dazu in Genf konkret gesagt 
wurde, daß Maßnahmen getroffen werden, die 
folgendes umfassen sollten: 

"a) die Erstattung angemessener Kosten, die 
durch einen erforderlichen Wechsel des Wohn­
ortes entstehen; 

b) Hilfe bei der Anpassung des Arbeit­
nehmers an die neue Gemeinschaft und seiner 
Aufnahme in dieselbe; 

c) Unterstützung bei der Lösung von Woh­
nungsproblemeni . . .  " 

Deshalb, meine Damen und Herren, sehen 
wir hier ein gutes Vorgehen, wie gesagt, ein 
weltweites gemeinsames Vorgehen, und wir 
begrüßen deshalb auch diese Dinge, die wir 
damit in Osterreich für den Arbeitnehmer 
durchführen. 

Die Arbeiterkammer Niederösterreich hat in 
ihrer Studie festgestellt, daß - wie ich bereits 
gesagt habe - der Arbeitnehmer nicht so sehr 
bereit ist, seinen Wohnortstandort zu ver­
legen, und deshalb das Primat bei den Pendler­
beihilfen liegen wird. Auch damit haben sich 
wiederholt verschiedene politische Exponen­
ten aller Parteien beschäftigt, und vor allem 
hat sich auch der Landeshauptmannstellver­
treter Ludwig in Niederösterreich vor einem 
Jahr konkret damit auseinandergesetzt, wobei 
er die Gewährung einer Pendlerbeihilfe allge­
mein forciert hat, natürlich aus der Warte 
Niederösterreichs gesehen, um eben in den 
toten Räumen, in Räumen, in denen heute 
nidJ.t genügend Arbeitsplätze vorhanden sind, 
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dem Arbeitnehmer die Chance zu geben, 
weiterhin zu wohnen und ihm, wenn er pen­
deln muß, dafür eine finanzielle Unterstützung 
zu geben. Aber das ist eine weitgespannte 
Zielsetzung. Wir beschäftigen uns in diesem 
Gesetz j a  nur mit jenen Pendlerproblemen, 
die entstehen, wenn eben ein neuer Arbeits­
platz für den Arbeitsplatzsuchenden gefunden 
wird, und wenn er zu diesem Zweck pendeln 
muß, bekommt er eine Unterstützung. 

Auch dazu sagt diese Genfer Resolution als 
Forderung : "vorübergehender Zuschuß zu den 
zusätzlichen Kosten am neuen Arbeitsplatz, 
die entweder durch Trennung von der Familie 
oder höhere Fahrtkosten zum und vom 
Arbeitsplatz entstehen; . . .  " 

Auch damit hat sich die Osterreichische 
VOlkspartei und der Osterreichische Arbeiter­
und Angestelltenbund auf seiner Klagenfurter 
Konferenz beschäftigt und dazu folgende Aus­
sage gemacht: 

"Für Pendler darf die tägliche oder wöchent­
liche Fahrt vom Wohnort zur Arbeitsstätte 
kein finanzieller Nachteil sein. Die steuerliche 
Berücksichtigung der Fahrtkosten und betrieb­
liche Fahrtkostenzuschüsse sind - wenn mög­
lich - auszubauen. Weiters sind zeitgemäße 
Unterkünfte für Wochenpendler bereitzustel­
len. Da das Pendlerproblem auch durch die 
Schaffung von Arbeitsplätzen in ländlichen 
Zentralorten beseiUgt beziehungswei,se ver­
mindert werden kann, sind für solche Arbeits­
plätze Förderungen vorzusehen (zum Beispiel 
in Form direkter Zuschüsse, verbilligter Kre­
dite, steuerlicher Freibeträge und anderes) ." 

Daß diese Stunde Fahrtdauer ein sehr reales 
Ziel war, das wir uns gesetzt hatten, zeigt 
ebenfalls wieder diese AK;Studie, wo in der 
Umfrage bestätigt wird, daß der Arbeitnehmer 
bereit ist, und zwar im Durchschnitt zu 56 Pro­
zent, eine Stunde Anreise täglich in Kauf 
zu nehmen, daß jedoch bei eineinhalb Stunden 
diese Bereitschaft wesentlich absinkt. 

Wie notwendig diese Pendlerbeihilfe ist, 
zeigt ebenfalls diese Studie der Niederöster­
reichischen Arheiterkammer, in der festge­
stellt wird, daß sich gegen einen Wohnsitz­
wechsel 78 Prozent der Männer und 91 Prozent 
der Frauen ausgesprochen haben. Also 78 Pro­
zent der Männer und 91 Prozent der Frauen 
sind nicht bereit, einen Wohnsitzwechsel vor­
zunehmen, auch dann nicht, wenn sie dadurch 
einen günstigeren Arbeitsplatz erhalten wür­
den und damit auch mehr verdienen könnten. 

frage für ganz Osterreich repräsentativ ist -
sogar einen längeren Arbeitsweg in Kauf neh­
men, auch dann, wenn sie eine komplikations­
lose Ubersiedlung dafür bekämen. Also auch 
dann, wenn sie keinen Schaden aus der Uber­
siedlung hätten, wenn das keine Schwierig­
keiten macht, wollen sie dort, wo sie bisher 
gewohnt haben, bleiben. Ich glaube, daß 
gerade diese Beispiele ze1gen, wie wichtig d,ie 
Gewährung von Pendlerbeihilfen ist. 

Ich darf Ihnen hier noch ein paar Zahlen 
aus dieser Studie der Niederösterreichischen 
Arbeiterkammer mitteilen : Es sind zum Bei­
spiel 72 Prozent der 20- bis 30jährigen Männer 
gegen einen Wohnsitz wechsel, 83 Prozent der 
Frauen; bei den 30- bis 40jährigen sind 83 Pro­
zent der Männer und 92 Prozent der Frauen 
dagegen; bei den 40- bis 50jährigen 78 Pro­
zent der Männer und 91 Prozent der Frauenj 
bei den über 50jährigen natürlich das höchste 
Ausmaß: 83 Prozent der Männer und 93 Pro­
zent der Frauen. 

Was sehr interessant ist, ist, daß die Gruppe 
der 30- bis 40jährigen unmobiler ist als die 
Gruppe der 40- bis 50jährigen. Das hängt 
wahrscheinlich damit zusammen, daß in die 
Zeit zwischen dem 30. und 40. Lebensjahr 
wohl nicht die Familiengründung fällt, aber 
da kommen die Kinder auf die Welt. Die 
Kinder gehen in die Schule, und man ist nicht 
sehr bereit, die Kinder aus den Schulen her­
auszunehmen und einen Schulwechsel herbei­
zuführen. Darauf ist es wahrscheinlich - die 
Unterlagen sind hier leider nicht so präzise -
zurückzuführen, daß die 30- bis 40jährigen 
wesentlich unmobiler sind als die 40- bis 
50j ährigen. 

Hoher Bundesrat I Wir haben dann eine 
weitere Förderungsmaßnahme in diesem 
Arbeitsmarktförderungsgesetz, das sich mit 
der Eingliederung der Behinderten in den 
Arbeitsprozeß beschäftigt. Auch dazu gibt es 
ganz konkrete Aussagen, ganz konkrete Pro­
bleme, und wir glauben, daß auch dieser Weg 
mehr als bisher beschritten werden muß. 

Wir wissen, daß es gerade infolge der Tech­
nisierung der Arbeitswelt leider - ich wieder­
hole das Wort "leider", die Statistiken zeigen 
es - zu Arbeitsunfällen kommt, die dann 
wesentlich stärker oder ärger ausfallen, als 
das bisher der Fall war. Das heißt, daß der 
Arbeitnehmer, wenn er in der heutigen tech­
nisierten Welt der Betriebe einen Unfall er­
leidet, oft wesentlich schwerer rehabilitiert 
werden kann und daß es wesentlich schwieri-

Es wird hier ganz konkret gesagt, daß die ger ist, ihn wieder in den Arbeitsprozeß ein­
Arbeitnehmer - konkret natürlich in Nieder- zugliedern. Auch hier sagt die Genfer Resolu­
österreich, aber ich nehme an, daß diese Um- tion: 
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"Besondere Anstrengungen sollten unter­
nommen werden, um die Arbeitsplätze älterer 
oder behinderter Arbeitnehmer und anderer 
Personen, deren Wiederbeschäftigung beson­
ders schwierig ist, zu schützen." 

Der Studie der Arbeiterkammer Nieder­
österreich, in der eine Erhebung darüber 
durchgeführt wurde, wie viele sogenannte 
leichte Arbeitsplätze es gibt, mußten wir ent­
nehmen, daß von insgesamt 131 .254 Arbeits­
plätzen für Männer nur 1 ,56 Prozent leichte 
Arbeitsplätze sind, bei 64. 157 Arbeitsplätzen 
für Frauen immerhin 6,21 Prozent. Das heißt, 
daß die sogenannte Erbringung des leichten 
Arbeitsplatzes für den Mann kaum möglich 
ist und hier konkret die Sdllußfolgerung ge­
troffen wird, daß die praktische Vermittlungs­
chance behinderter Arbeitnehmer, welche 
arbeitslos sind, sehr bescheiden sein dürfte. 
Die wenigen vorhandenen Arbeitsplätze wer­
den von den älteren und behinderten Arbeit­
nehmern aus dem eigenen Betrieb besetzt. 

Ich glaube, daß es unsere Aufgabe sein 
wird, durch arbeitsmarktfördernde Mittel hier 
besonders tätig zu werden, um nidlt nur den 
älteren, sondern auch den behinderten Men­
schen die Chance zu geben, tätig zu werden, 
wieder im Arbeitsprozeß einen entsprechenden 
Verdienst zu bekommen. Wir haben auch dazu 
in unseren Klagenfurter Beschlüssen vom Mai 
des vergangenen Jahres eine konkrete Aus­
sage gemacht, die folgendermaßen lautet: 

"Durch eine fortschrittliChe Behinderten­
gesetzgebung sind folgende Maßnahmen vor­
zusehen: gesetzlicher Anspruch auf Rehabili­
tation; Anspruch auf Beschäftigung in ge­
schützten Werkstätten und geschützten Betrie­
ben für Behinderte, die auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt nicht vermittlungsfähig sind; 
Anspruch auf Schul- und Berufsausbildung in 
entsprechenden Einrichtungen für behinderte 
Kinder und Jugendliche ohne Regreß gegen­
über den Angehörigen ; Beihilfe für behinderte 
Kinder mindestens in der Höhe der Familien­
beihilfe." 

Und noch eine sehr wesentliche Forderung, 
die letztliCh im Arbeitsprozeß selbstverständ­
lich ist, daß nämlich Zivilblinde den Kriegs­
blinden gleichzusetzen sind. 

Wir glauben, daß hier ein großes Aufgaben­
gebiet vor uns liegt, Hoher Bundesrat, daß 
wir uns mit diesem Problem noch vermehrt 
beschäftigen müssen und daß die Möglichkei­
ten der Eingliederung dieser Behinderten in 
den Arbeitsprozeß bei weitem noch nicht aus­
gesChöpft sind. Hier, Hoher Bundesrat, sehen 
wir ein weites Betätigungsfeld unserer Tätig­
keit als Parlamentarier, aber auch ein weiteres 

Betätigungsfeld der Wirtschaft und auch der 
Regierung, um tätig werden zu können. (Bei­
lall bei der avp.) 

Meine Damen und Herrenl Hoher Bundes­
rat ! Ein weiteres Problem, mit dem wir uns 
in diesem Arbeitsmarktförderungsgesetz aus­
einandersetzen und wo echte Probleme dar­
gestellt werden, ist der sogenannte zweite 
Bildungsweg. Natürlich kann dieser zweite 
Bildungsweg oder die vermehrte Bildung nicht 
uneingeschränkt mit Arbeitsmarktförderungs­
mitteln durchgeführt werden; das ist vollkom­
men klar und auch richtig dargestellt. 

Aber wir glauben - gerade weil wir uns 
vorhin mit dem Gesetz der Erwachsenenbil­
dung im Bundesrat beschäftigt haben und 
gerade weil hier so positive Aussagen von 
den Sprechern beider Fraktionen und auch 
von Unterrichtsminister Dr. Sinowatz gemacht 
wurden -, daß wir hier eine Komponente 
haben. Es ist festzustellen, daß das Zusam­
menwirken aller vorhanden sein muß, daß 
man nicht die Arbeitsmarktförderung für sich 
allein sehen kann, daß man die Erwachsenen­
bildung nicht für sich allein sehen kann, son­
dern daß es notwendig ist, daß eben hier in 
einer guten Kooperation, in einem Zusam­
menwirken, in der Erschöpfung der Möglich­
keiten, die alle Gesetze bieten, für den zwei­
ten Bildungsweg , für die Erwachsenenbildung 
sehr viel zu tun ist. 

Wir stellen fest - auch hier darf ich noch 
einmal die Umfrage der Arbeiterkammer 
Niederösterreich zitieren, die sehr interessante 
Umfrageergebnisse bringt -, daß, meine 
Damen und Herren, 37 Prozent der Männer 
nicht mehr in jenem Beruf tätig sind, den sie 
erlernt haben. Aber, meine Damen des Hauses 
- und hier ein Wort an Sie speziell -, 
68 Prozent der Frauen sind niCht in ihrem 
erlernten Beruf tätig. 

Das zeigt doch ganz klar, daß, wenn wir 
diesen Arbeitnehmern die Chance geben wol­
len, weiter aktiv tätig zu sein, und wenn wir 
ihnen vor allem die Chance geben wollen, 
entsprechend verdienen zu können, es sehr 
wichtig ist, für diesen zweiten Bildungsweg 
Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Dabei ist noch zu berücksichtigen - und 
auch das zeigt dieses Umfrageergebnis -, 
daß, Hoher Bundesrat, von den 37 Prozent 
der Männer, die nicht mehr in ihrem ange­
stammten Beruf tätig sind, nur 31 Prozent 
mehr verdienen, jedoch 69 Prozent weniger 
verdienen in dem Beruf, den sie nunmehr aus­
üben, als in ihrem angestammten Beruf. Die 
Zahlen für die Frauen sind nahezu die glei­
chen. 
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Das heißt: Von 68 Prozent Frauen, die nicht 
mehr ihren angestammten Beruf ausüben, sind 
30 Prozent besser, aber 70 Prozent schlechter 
gestellt. Das heißt, daß wir daraus ganz klar 
ersehen können, daß für die Erwachsenenbil­
dung, für den zweiten Bildungsweg noch sehr, 
sehr viel getan werden muß ; nicht nur hier, 
ich glaube, wir sollten einen gemeinsamen 
Appell an alle anderen richten, die für diesen 
zweiten Bildungsweg sind, für diese Informa­
tion, für diese Schulung noch mehr aufzu­
wenden, als jetzt durch das Arbeitsmarkt­
förderungsgesetz allein möglich ist. 

Einen Appell auch an die Unternehmer 
mitzuwirken gemäß Punkt 14 f der Genfer 
Beschlüsse, der wie folgt lautet: "soweit er­
forderlich eine für den Arbeitnehmer kosten­
lose innerbetriebliche Ausbildung am neuen 
Arbeitsplatz", sollten wir ebenfalls richten. 

Ich glaube, daß davon auch letztlich die 
Wirtschaft und der Arbeitgeber profitieren, 
wenn entsprechend qualifizierte Arbeitnehmer 
vorhanden sind, wenn der Arbeitnehmer die 
Chance hat, auf Grund seiner Bildung, seiner 
permanenten Weiterbildung letztlich seinen 
Arbeitsplatz voll und ganz auszufüllen. 

Auf der Klagenfurter Tagung, an der Bun­
desrat Professor Schambeck sehr maßgebend 
mitgewirkt hat, wurden spezielle Vorschläge 
für die Erwachsenenbildung erarbeitet. In die­
sem Zusammenhang möchte ich Ihnen . auch 
beim Arbeitsmarktförderungsgesetz diese Dar­
legungen näherbringen: 

"Die berufsreife Bildung ist heute nicht 
allein für akademische Berufe, sondern für 
alle am sozialen und wirtschaftlichen Leben 
Beteiligten von größter Bedeutung. Ist doch 
die dynamische Wirtschaft dadurch gekenn­
zeichnet, daß sie wechselnde Anforderungen 
stellt, die eine Berufsfortbildung und dort, wo 
an einem Arbeitsplatz Kräfte freigesetzt und 
an einem anderen Platz wieder aufgenommen 
werden, eine Berufsumschulung verlangt. Die­
ser dynamischen Wirtschaft wird ein elasti­
scher Arbeitsmarkt nur dann entsprechen kön­
nen, wenn die Möglichkeiten dieser beruf­
lichen Weiterbildung und Umschulung vom 
einzelnen ergriffen werden wollen und kön­
nen," 

Ich glaube, daß darauf sehr großer Wert 
zu legen ist : auf das Wollen und das Können, 

"Dies verlangt ein Mehrfaches: den Ausbau 
der Berufsbildung im Bereidl der Schulen und 
Hochschulen, die Bildungsfähigkeit und Bil­
dungsbereitschaft des einzelnen auch nach 
Ende seiner Schulzeit und den Ausbau unserer 
bisherigen Bildungsinformation und Bildungs-

beratung, beginnend bei den Eltern, die ihr 
Kind im vorschulischen Alter bis zu einer 
berufsorientierten Bildung führen. 

Um das in der Demokratie gegebene Grund­
recht auf Bildung realisieren zu können und 
insbesondere den Arbeitern und Angestellten 
von heute und morgen die Möglichkeit zu 
geben, den Anforderungen des persönlich·en, 
beruflichen und öffentlichen Lebens gerecht zu 
werden, ist der planmäßige und verstärkte 
Ausbau der Erwachsenenbildung notwendig. 

Alle Schulen sollten deshalb zum selbstän­
digen Bildungserwerb erziehen und die Fähig­
keit vermitteln, die permanente Weiterbildung 
den individuellen Interessen und den objek­
tiven Erfordernissen entsprechend zu ermög­
lichen. 

Bei grundsätzlichem Festhalten am Prinzip 
der Freiheit der Erwachsenenbildung sollte 
alles darangesetzt werden, ein verstärktes 
Bildungsbedürfnis zu wecken. 

Die Erwachsenenbildung müßte auch auf 
eine verstärkte musische und politische Bil­
dung gerichtet sein, die es dem einzelnen er­
öffnet, urteils- und kritikfähig die ihm zu­
stehenden politischen Rechte zu nutzen. 

Die Frage der Bewältigung der nachberuf­
lichen Lebensphase stellt sich als Problem, zu 
dessen Lösung die Erwachsenenbildung einen 
Beitrag leisten muß. 

Im Rahmen der Erwachsenenbildung sind 
für Begabte und Bildungswillige, für Arbeit­
nehmer und Selbständige, die aus zeitlichen 
und regionalen Gründen von ihrer Fortbil­
dung bisher ausgeschlossen waren, spezielle 
Förderungsmaßnahmen vorzusehen. Mehr als 
bisher muß audl die Erwachsenenbildung dazu 
dienen, jedem die Möglichkeit der vollen Ent­
faltung seiner Persönlichkeit in Eigenverant­
wortung zu erfahren." 

Ich glaube, Hoher Bundesrat, daß hier sehr 
wichtige Feststellungen getroffen wurden, die 
zum Teil - idl stelle das mit Befriedigung 
fest - in diesem Gesetz ihren Niederschlag 
gefunden haben. 

Aber wenn wir diesen zweiten Bildungs­
weg, die vermehrte Mobilität des Arbeit­
nehmers, die bessere Information des Arbeit­
nehmers haben wollen, dann ergibt sich auch 
dazu die Notwendigkeit, den betreffenden 
Informationsbereich ebenfalls stärker auszu­
bauen. Auch dazu gesdlieht auf Grund dieses 
Gesetzes einiges. 

Dazu gehört auch die Berufsberatung als 
Arbeitsmarktservice. Wenn auch Bundesmini­
ster Dr. Sinowatz im Bereidl der Erwadlsenen­
bildung von Service gesprochen hat, dann, 
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glaube ich, sollten wir auch in diesem Gesetz 
von vermehrtem Service sprechen, der ver­
mehrten Darbietung der Möglichkeiten, die wir 
haben, dem vermehrten Angebot, um dem 
Arbeitnehmer zu nützen. 

Hier stellen wir mit Befriedigung fest, daß 
auch die Bürokratie im Bereich dieser Infor­
mation abgebaut wurde, wie es in den Erläu­
terungen zu diesem Gesetz steht. Wir sind 
sehr, sehr dafür, daß damit die Administration, 
die Bürokratie abgebaut wird, aber dafür die 
gegenseitige Aushilfe der Arbeitsämter 
wesentlich stärker gestaltet wird. 

Ich glaube aber, meine Damen und Herren, 
Hoher Bundesrat, daß auch ein zweiter Aspekt 
sehr, sehr wichtig ist, und zwar die maximale 
Hilfe bei der Berufswahl des einzelnen; dort 
werden nämlich schon die Weichen für die 
zukünftige Entwicklung maßgebend beeinflußt. 

Wenn wir wissen - ich habe es bereits 
gesagt -, daß nahezu 10 Prozent der Männer 
in ihrem angestammten Beruf verbleiben, 
dann, glaube ich, wäre es notwendig zu er­
kennen: Wo liegen die geistigen Fähigkeiten? 
Wo liegen die körperlichen Fähigkeiten des 
einzelnen, um ihm dazu die bestmögliche 
Chance für die Zukunft zu geben? 

Deshalb auch hier ein Verlangen und ein 
Wunsch nach vermehrter Verstärkung der 
Information, nach vermehrter Verstärkung des 
zweiten Bildungsweges und der besseren Dar­
bietung dieser Möglichkeiten. 

Auch dazu darf ich nom einmal Genf zitie­
ren: 

"Die Grundbildung und -ausbildung vor Ein­
tritt in das Berufsleben sollte von dem Ge­
danken ausgehen, Arbeitnehmern weitest­
gehende Aufstiegsmöglichkeiten zu schaffen 
und ihnen die größtmögliche Flexibilität und 
weitgespannte Interessen zu vermitteln, um 
ihnen die psychologische Anpassung an 
moderne Produktionsverfahren zu ermög­
lichen." 

Das heißt: Hier ist ebenfalls zwischen dem, 
was wir wollen, und dem, was man inter­
national darstellt, Konformität vorhanden. 

Meine Damen und Herrenl Hoher Bundes­
ratl Ich möchte aber auf noch ein Problem 
kurz zu sprechen kommen. Ich glaube, daß 
es ganz etnfach notwendig ist, das Arbeits­
kräftepotential maximal zu nützen. Ich glaube, 
daß es ganz einfach notwendig ist, daß wir 
das Arbeitskräftepotential, das wir in Oster­
reich haben, voll und ganz ausschöpfen. Dafür 
ist ja letztlim auch dieses Gesetz auserkoren. 
Das ist ja letztlich auch der Sinn dieses Ge­
setzes: die verstärkte Mobilität bringt die 
Ausschöpfung des Arbeitskräftepotentials. 

Ein Bereich, in dem dieses Potential leider 
noch nicht ausgeschöpft wird, ist der Bereich 
der Frauen. Dazu möchte idl konkret einen 
Wunsch anmelden, der Gott sei Dank nun­
mehr im Parlament in die erste Lesung ging: 
die Teilzeitbeschäftigung der Frau. (Beifall bei 
der OVP.) 

Hoher Bundesrat! Es gibt sehr viele Frauen 
- das zeigen ja auch die Umfragen, das ist 
nicht eine Erfindung von mir, sondern das 
zeigen die Umfragen der verschiedensten 
Meinungsforschungsinstitute -, die heute nur 
deshalb einen Beruf ausüben, weil eben der 
Verdienst des Mannes für die Erfüllung der 
Ansprüche an den Lebensstandard, den sie 
haben wollen, nicht ausreicht, die aber sehr 
gerne bereit wären, sich ein bißdlen mehr der 
Familie zu widmen, und die es sehr gerne 
hätten, wenn sie nur einer Teilzeitbeschäfti­
gung nachgehen müßten, um eben diesen An­
sprüchen, diesen Erfordernissen gerecht wer­
den zu können. 

Aber es gibt umgekehrt wieder sehr viele 
Frauen, die heute nicht im Berufsleben stehen, 
die zwar sagen: Na ja, so viel ist mir das 
nicht wert !, die aber bereit wären, vielleicht 
dann, wenn die Kinder älter werden, bezie­
hungsweise den Wunsch haben, einer Teil­
zeitbeschäftigung nachzugehen. Es ist ja die 
Zahl dieser Frauen durch die Presse gegangen ; 
ich möchte sie heute auch nur nennen : 
160.000 Frauen in Osterreich sind an einer 
Teilzeitbeschäftigung interessiert. Ich glaube, 
meine Damen und Herren - und hier ein 
Appell an Sie speziell, Herr Vizekanzler -, 
diese Zahlen sprechen doch für sich, daß wir 
uns mit diesem Problem verstärkt ausein­
andersetzen sollten. 

Dazu hat Dr. Mock in Klagenfurt gesagt: 

"Die gesetzliche Regelung der Teilzeit­
beschäftigung im öffentlichen Dienst und in 
der Wirtschaft ist ein dringliches Anliegen 
des OAAB. Es ermöglicht die Einkommensver­
besserung vor allem junger Familien, erleich­
tert die familienpolitism wünschbare An­
wesenheit der Mutter bei den Kindern und 
ist geeignet, dem öffentlichen Dienst und der 
Wirtsmaft zusätzliche Arbeitskraftreserven zu 
erschließen. ' . 

Hoher Bundesrat! Wir haben diesen Gesetz­
entwurf am 1 0. Mai 1912 im Nationalrat ein­
gebracht. Es hat bis zum 21.  März 1913 ge­
dauert, bis dieser Gesetzentwurf in die erste 
Lesung genommen wurde, obwohl in den Ver­
einbarungen zu den EWG-Begleitmaßnahmen 
- im habe daraus bereits am Beginn meiner 
Rede zitiert - vereinbart wurde, daß nicht 
nur die vermehrte Arbeitsmarktförderung, 
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sondern auch die Behandlung dieses Teilzeit­
besdläftigungsgesetzes im Parlament, im 
Nationalrat und damit auch bei uns zu er­
folgen hat. 

Ich hoffe, daß dieses Teilzeitbeschäftigungs­
'gesetz damit nicht einem Begräbnis erster 
Klasse ausgesetzt wurde, sondern daß man 
sich doch im Sozialausschuß des Nationalrates 
ernst bemühen wird, dieses Gesetz zu 
behandeln und es letztlich dann vorlagereif 
dem Nationalrat zuzuleiten, sodaß wir ehest­
bald Gelegenheit haben, diesem Wunsch der 
160.000 Frauen in Osterreidl nachzukommen, 
und auch dieses Gesetz im Bundesrat be­
schließen können. (Bei/all bei der OVP. -
Bundesrat B ö e  k: Haben Sie das mit der 
Frau Nationalrat Hubinek abbesprochen? Die 
hat etwas anderes gesagt!) 

Herr Kollege Böckl Ich weiß, daß Ihre Frak­
tion immer ein Wort hier parat hat und fragt: 
Warum habt ihr das nicht zwischen 1966 und 
1910 getan? Ich möchte dazu etwas sagen: 
Ich habe Ihnen heute sehr viel aus den Genfer 
Beschlüssen vorgelesen, die sich auch erst im 
Jahre 1912 damit beschäftigt haben. Sie hätten 
ja Gelegenheit gehabt, das im Nationalrat 
Ihren Kollegen und Kolleginnen bereits nach. 
dem 10. Mai zu sagen. Wir hätten es am 
12. oder 14. Mai auf der Tagesordnung haben 
können! Warum hat man das nicht getan? 
Weil man dazu nicht bereit war, Herr Bundes­
rat Böck ! So sehen die Dinge echt aus! (Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Hoher Bundesrat! Ich habe mich mit diesem 
Gesetz - ich habe es am Anfang gesagt -, 
nicht aber mit den einzelnen Paragraphen aus­
einandergesetzt. Ich wollte nur einige Aspekte 
zu diesem Gesetz dem Bundesrat darstellen 
und die Meinung meiner Fraktion hier dar­
bringen. 

Abschließend darf ich feststellen: Wir glau­
ben, daß dieses Gesetz eine verstärkte Mobili­
tät der Arbeitnehmer mit sich bringt, daß 
dieses Gesetz den Arbeitnehmern in Oster­
reich sehr maßgeblich dient und daß dieses 
Gesetz - und auch das sollten wir nicht 
verkennen - der Wirtschaft dient. Das heißt, 
hier setzen wir positive Maßnahmen für den 
Arbeitnehmer. Wir hoffen, daß in anderen 
Bereichen - es gehört nicht zur Arbeitsmarkt­
förderung - die Regierung ebenfalls positive 
Maßnahmen setzt, nämlich dort, wo es der 
Arbeitnehmer sehr, sehr spürt, nämlich im 
Bereich der Teuerung, und daß man bereit 
ist, auch da, wenn man hier positive Maß­
nahmen setzt, endlich entsprechende Maßnah­
men zu treffen, um den Preisauftrieb in den 
Griff zu bekommen. 

Meine Damen und Herren! In der Zukunft 
wird die Wirtschaft noch mobiler werden. In 
der Zukunft wird die Technik noch mehr um 
sich greifen. Unsere Aufgabe wird es sein, 
dafür tätig zu sein, dieser Entwicklung der 
Wirtschaft und der Technik Rechnung ' zu 
tragen. Unsere Aufgabe, Hoher Bundesrat, 
aber auch in der Regierung, in der Gesetz­
gebung, aber auch in den Interessenvertretun­
gen wird es sein, diese Entwicklung zu beob­
achten und auf Grund dieser Entwicklung 
immer wieder dann, wenn es notwendig ist, 
entsprechende Gesetzesvorlagen zu erarbeiten, 
um dem österreichischen Menschen zu dienen. 

Da uns dieses Gesetz in diesem, Bereich wei­
terbringt, da dieses Gesetz sehr wichtige und 
wesentliche Forderungen,. die wir aufgestellt 
haben, erfüllt, sagen wir, obwohl im National­
rat die Kolleginnen und Kollegen der OVP 
einige Abänderungswünsme gehabt haben, im 
Bundesrat j a  zu diesem Gese�z. (Beifall bei 
der OVP.) 

Vorsi tzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort hat sich nun Herr Bundesrat Liedl 
gemeldet. Ich erteile ihm dieses. ; 

Bundesrat Liedl (SPO) : Frau Vorsitzende I 
Herr Vizekanzlerl Meine Damen und Herren! 
Mit dem vorliegenden Gesetzesbesmluß des 
Nationalrates wird unter anderem ein Punkt 
des Berichtes der Bundesregierung aus dem 
Jahre 1912 zur wirtschaftlichen Lage erfüllt, in 
dem es unter anderem heißt, daß es im stabili­
täts- und wachstumspolitischen Interesse gele­
gen ist, noch vorhandene Arbeitskraftreserven 
zu erschließen. Dem wird seitens der Arbeits­
marktförderung durch Setzung besonderer 
Schwerpunkte Rechnung getragen werden, 
insbesondere durch gewisse Umschichtungen 
der Förderungsmittel zugunsten der Ausbil­
dung der Arbeitskräfte und durch eine weitere 
Verbesserung des Arbeitsmarktservice, vor 
allem des Schulungs- und Informationswesens. 

So selbstverständlich nun das Angebot an 
Serviceleistungen der Arbeitsmarktverwal­
tung genommen wird, so wenig erinnert man 
sich des steinigen und oft harten Weges, den 
die Arbeitsmarktverwaltung und deren Be­
dienstete gehen mußten, um die Anerkennung 
zu finden, die sie heute hat. 

In den Nachkriegsjahren sprach man nur 
von Arbeitslosenämtern und "'(olIte darübe,r 
hinaus die Bemühungen der Arbeitsämter 
durch Aufklärung der Offentlichkeit nicht zur 
Kenntnis nehmen, da diese Einrichtungen mit 
jener der Kriegs- und Vorkriegszeit zu Un­
recht in eine gedankliche Verbindung gebracht 
wurden. 

320. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 62

www.parlament.gv.at



9426 Bundesrat - 320. Sitztmg - 29. März 1973 

Liedl 
Jedoch die ersten Versuche wie die Errich­

tung von Messearbeitsämtern brachten Erfolg 
und ein sich anbahnendes Vertrauen der Wirt­
smaft. An Förderungsmaßnahmen gab es dann 
später jene innerhalb des Arbeitslosenver­
sidlerungsgesetzes, wie die Produktive 
Arbeitslosenfürsorge, Kurzarbeiterunterstüt­
zung, dann die Schledltwetterregelung und 
auch Um- und Nachschulungsmaßnahmen so­
wie Prämiensysteme, um nur einige zu nennen. 
Der weitere Ausbau des Informationswesens, 
wie Arbeitsmarktanzeiger auf lokaler Ebene, 
der Telephondienst folgte, und alle diese 
bereits bestehenden EinridItungen und Maß­
nahmen fanden dann ihren NiedersdIlag im 
Arbeitsmarktförderungsgesetz, das am 1. J än­
ner 1969 in Kraft getreten ist; die Auswirkun­
gen dieses Gesetzes konnten jedodI erst mjt 
Amtsantritt der ersten sozialistischen Regie­
rung in die Praxis umgesetzt werden, da der 
größte Teil des Jahres 1969 mit der Abfassung 
von Durchführungsbestimmungen vorbeige­
gangen ist. 

Darüber hinaus bestand bis zum Regierungs­
antritt des Kabinetts Kreisky auCh kein Kon­
zept, das Prioritäten festgesetzt hat, um die 
Möglichkeiten dieses Gesetzes einigermaßen 
gezielt zur Anwendung zu bringen. 

Die sozialistische Bundesregierung hat das 
verwirklicht, was in den Erläuterungen zum 
Arbeitsmarktförderungsgesetz unter anderem 
schon verlangt worden ist, nämlich im Budget 
die geforderten 303 Millionen Schilling erst­
mals zur Verfügung zu stellen. 

Wenn es im Jahre 1969 erst knapp 100 Mil­
lionen und im Jahre 1970 rund 1 68 Millionen 
Schilling waren, die für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen ausgegeben wurden, so sind diese 
Förderungsausgaben im Jahre 1971  bereits 
auf rund 330 Millionen angestiegen. In den 
Bundesvoranschlägen für die Jahre 1 972 und 
1 973 wurden beziehungsweise sind für arbeits­
marktpolitische Maßnahmen bereits 400 be­
ziehungsweise 500 Millionen Schilling veran­
schlagt. 

Meine Damen und Herren! Die Steigerung 
im Budget 1 973 ist immerhin nahezu dreimal 
so groß als die im Jahre 1 970 getätigten ein­
schlägigen Ausgaben. Dadurch wurden sowohl 
im Interesse des einzelnen als auch im Inter­
esse unserer Wirtschaft die finanziellen Vor­
aussetzungen für eine modeme und zeitge­
mäße Arbeitsmar�tpolitik sichergestellt. 

Wenn wir nun den vorliegenden Gesetzes­
beschluß, mit dem das Arbeitsmarktförde­
rungsgesetz geändert wird und Neuregelungen 
auf dem Gebiet des Ausbaues des vom arbeits­
marktpolitischen Konzept 1 97 1  mit besonderem 

Vorrang versehenen Arbeitsmarktservice, der 
Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte, die 
bisherige Form der Zuschüsse zugunsten der 
Darlehen und Zinsenzuschüsse als Förderungs­
form ausbauen, wenn icb besonders auf die 
großzügige Handhabung, die zur Erweiterung 
der Möglichkeiten bei der Eingliederung von 
Behinderten in den Arbeitsprozeß führt, hin­
weise und wo den speziellen Problemen des 
Arbeitsmarktes in Grenzregionen Rechnung 
getragen wird, so sind dies, wenn auch. nur 
auszugsweise genannt, eine Fülle von Maß­
nahmen, die auf Grund dieses Gesetzes aus 
den Mitteln der Arbeitslosenversicherung be­
stritten werden müssen. Daher ist eine Redu­
zierung deI: Arbeitslosenversicherungsbei­
träge, wie sie da und dort immer wieder 
angeregt und auch hier im Hohen Hause bei 
der letzten Bundesratssitzung, bei der Bera­
tung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, 
verlangt wurde, keinesfalls vertretbar. 

Es wird meines Erachtens vielmehr uner­
läßlich. notwendig sein, die durch eine ver­
minderte Arbeitslosigkeit eventuell freiwer­
denden Mittel für eine noch wesentlidl 
aktivere Arbeitsmarktpolitik zum Einsatz zu 
bringen. Die Grundlage für die Tätigkeit der 
Arbeitsmarktverwaltung bildet das Konzept 
für die Gestaltung und den Einsatz der arbeits­
marktpolitischen Instrumente, das im Jahre 
1971 vom Beirat für Arbeitsmarktpolitik ge­
billigt worden ist. 

In der Erfüllung dieses Konzeptes wurden 
in den letzten Jahren bereits beachtliche Fort­
schritte gemacht. So wurde zum Beispiel die 
Möglichkeit der Arbeitsmarktverwaltung, 
ihren Kunden möglichst rasch und in unbüro­
kratischer Form verläßliche Informationen und 
Beratungen über die individuellen und allge­
meinen Chancen auf dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung zu stellen, stark verbessert. Das 
gesamte Informationswesen wurde in einem 
erfreulichen Maße ausgebaut. Bei den Arbeits­
ämtern wurden Informationsstellen und Lese­
räume eingerichtet, und in wesentlich breiterer 
Form wird das Informationsmaterial über 
Berufe und offene Stellen angeboten. Dem Rat­
suchenden wird darüber hinaus durch die 
lokalen und überregionalen Arbeitsmarkt­
anzeiger und eine Reihe von Broschüren eine 
Information über Berufe und Berufswege ge­
geben. 

Meine Damen und Herrenl In der letzten 
Sitzung des Bundesrates haben wir bei der 
Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz 
eine Serviceleistung der Arbeitsmarktverwal­
tung verbessert und besch.lossen, nämlidt die 
postalische Auszahlung von Leistungen nadl. 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz und die 
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Abschaffung der vielerorts als Inbegriff der 
Bürokratie angesehenen routinemäßigen Kon­
trollmeldungen. Diese Maßnahmen tragen je­
doch bei dem an und für sich knappen Personal 
der Arbeitsämter dazu bei, daß eine Verbesse­
rung des Kundendienstes geboten werden 
kann. 

Ich darf feststellen, daß sich die Erfolge der 
forcierten Arbeitsmarktpolitik in der außer­
ordentlichen Entwicklung des Arbeitsmarktes 
überaus deutlich widerspiegeln und daß die 
Zuwächse und Umschichtungen einen nicht 
geringen Beitrag zur Wachstumsrate unseres 
Bruttonationalproduktes bedeuten. 

Wir geben dem Gesetzesbeschluß gerne 
unsere Zustimmung, da wir konsequent an der 
Erfüllung der einschlägigen Punkte der Regie­
rungserklärung weiterarbeiten werden und 
damit die Zielsetzung einer modernen, 
aktiven Arbeitsmarktpolitik sowohl im Inter­
esse der Dienstnehmer als auch im Interesse 
der Wirtschaft auch in Zukunft mit allem 
Nachdruck vertreten und um ihre bestmögliche 
Verwirklichung bemüht sein werden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort hat sich nun Herr Minister 
lng. Häuser gemeldet. Ich bitte ihn, dieses 
zu ergreifen. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler lng. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Angesichts einer so posi­
tiven Stellungnahme zu dieser Gesetzesmate­
rie, wie Sie insbesondere auch vom Herrn 
Bundesrat Gassner abgegeben wurde, wäre es 
fast überflüssig, dazu noch seitens des Ressorts 
Stellung zu nehmen. 

Da aber gerade in den Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Gassner einige Formulie­
rungen gemacht wurden, die geklärt werden 
müssen, und auch einige Behauptungen auf­
gestellt wurden, erlaube ich mir, doch einiges 
dazu zu sagen. 

Die Frage der Weiterbildung - ich bitte 
jetzt zu unterscheiden zwischen der Erwach­
senenweiterbildung und der arbeitsmarkt­
politischen Weiterbildung - ist grundsätzlich 
zu unterscheiden. Das ist auch eine überein­
stimmende Auffassung des Beirates für Ar­
beitsmarktpolitik. Die Arbeitsmarktförderung 
wird ihre Mittel für jene erweiterte Bildungs­
möglichkeit und Umschulung einsetzen, die 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen gegeben 
ist und nicht nur allein vom Wollen des 
einzelnen abhängt, sich mehr Bildung anzu­
eignen. Ich bitte also freundlich, diesen 
wesentlichen Unterschied zwischen dem Be­
reich Erwachsenenbildung im Rahmen des 

Unterrichtsministeriums und der Erwachsenen­
weiterbildung im Rahmen des arbeitsmarkt­
politischen Konzeptes zu sehen. 

Eine zweite Klarstellung möchte ich bezüg­

lich der Mittel geben, die wir allenfalls für 

strukturelle Veränderungen, die sich aus der 
Assoziierung ergeben könnten, zur Verfügung 

haben. Herr Bundesrat Gassner hat gemeint, 
daß man der Forderung des OAAB Rechnung 

getragen hat und 100 Millionen Schilling in 

dieses Stabilisierungsabkommen hineinge­

geben hat. 

Ich könnte jetzt sagen: Wir hätten audt 
200 Millionen, wir hätten auch 300 Millionen 
hineingeben können, denn für die Arbeits­
marktverwaltung stehen allein im Rahmen 
der Rücklage rund 600 Millionen zur Ver­
fügung; das heißt, das hat mit einer Forderung 
gar nichts zu tun gehabt, sondern man hat 
eben sozusagen unter der Perspektive, es 
könnte irgend etwas auf diesem Gebiete sein, 
auch formell dort etwas hineingenommen, 
praktisch besteht für das Ressort jederzeit 
diese Möglichkeit. Ich weiß, was drinnen ist. 
Das war die Optik für die Osterreichische 
Volkspartei, daß sie sagen kann: Das haben 
wir durchgesetzt I Aber in Wirklichkeit ist es 
doch so, daß wir praktisch alles maChen 
können und machen werden, was notwendig 
ist. 

Jetzt gleich zu dem Grundsatzproblem, das 
angeschnitten worden ist : Was ergibt das 
Ganze für die Wirtschaftsstruktur, für die 
Arbeitnehmer, für die Arbeitgeber? Welche 
Aspekte im Rahmen der Wirtschaftsstruktur 
sind hier berücksichtigt worden? In diesem 
Zusammenhang hat Herr Bundesrat Gassner 
die Frage aufgeworfen, ob man sich mit den 
Problemen auseinandergesetzt hat. 

Wir haben uns auseinandergesetzt, denn 
die Grundlage des Arbeitsmarktförderungs­
gesetzes ist eine sehr umfangreiche Diskussion 
im April 1 972 und nicht erst im November 
1 972, wo wir über das Stabilisierungsabkom­
men geredet haben. 

Nicht nur im Zusammenhang mit den Aus­
wirkungen der Grenzprobleme, die sich etwa 
aus der Olympiade ergeben haben, darf ich 
doch sehr offenherzig sagen, meine Herren: 
Die Abwanderung nach Deutschland und in 
die Schweiz ist in den letzten Jahren zwar 
verstärkt worden, aber gemessen am Gesamt­
volumen der Arbeitskräfte ist sie noch immer 
leicht verkraftbar. 

Ich verweise auch auf die höhere Zahl von 
ausländischen Arbeitskräften in OsterreiCh im 
Vergleich zu jenem Zeitpunkt, in dem die 
Osterreichisdle Volkspartei die Verantwor-
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tung auch für die Arbeitsmarktpolitik - denn 
an sich hat es das schon beim Arbeitslosen­
versicherungsgesetz gegeben - gehabt hat ; 
damals sind zahlenmäßig mehr österreichische 
Arbeitskräfte im deutschen, schweizerischen 
und Liechtensteinschen Raum gewesen, als 
wir Gastarbeiter in Osterreich gehabt haben. 
Das Verhältnis ist bei aller Expansion des 
Sogs in den südbayrischen Raum zugunsten 
der Arbeitsmarktsituation in Osterreich. Ich 
glaube, es ist allgemein bekannt, daß . . . 

(Bundesrat Dr. P i  t s c h m a n  n: Quantitativ, 
aber nicht qualitativ!) Quantitativ auf jeden 
Fall! (Bundesrat Dr. P i  t s e h  m a n n: Nur 
quantitativ/) Aber ich habe bislang in den 
Unterlagen nichts gefunden, das gezeigt hätte, 
daß man irgend etwas gemacht hätte, um 
damals diese Abwanderung österreichischer 
Arbeitskräfte nach Deutschland zu unterbin­
den. 

Jetzt ist viel gemacht worden, meine Herrenl 
Allein schon aus der Tatsache, daß es gelun­
gen ist, das Realeinkommen der Arbeitnehmer 
in den letzten drei Jahren wesentlich zu ver­
bessern, kommen wir der Situation immer 
näher, bei der im Grenzraum nicht mehr so 
wesentliche Unterschiede sind. 

Ich war vor wenigen Tagen in Vorarlberg. 
Dort wurde mir sehr offiziell, und zwar von 
Presseleuten berichtet, daß es bereits eine 
kleine fühlbare Rückwanderung der Pendler 
beziehungsweise der Leute gibt, die im be­
nachbarten Liechtenstein und der Schweiz 
arbeiten, weil die Vorarlberger Wirtschaft 
zumindest im Metallbereich bereits Löhne be­
zahlt, die sich von den Löhnen der Nachbar­
länder kaum mehr wesentlich unterscheiden. 

Meine Damen und Herrenl Man kann das 
Problem drehen und wenden, wie man will : 
Das ist nach wie vor die entscheidende Frage, 
und auf dieser Ebene können wir das nur 
dann lösen, wenn es uns gelingt, im Rahmen 
einer wachsenden Wirtschaft auch den Anteil 
und die Entlohnung der Arbeitnehmer zu ver­
bessern. 

In diesem Zusammenhang hat Herr Bundes­
rat Gassner auch gefragt : Was macht die 
Regierung? Es ist heute schon gesagt worden: 
Das Gesetz ist 1968 beschlossen worden und 
am 1 .  Jänner 1969 in Kraft getreten. Schauen 
wir uns nun an, was im Jahr 1 969 auf diesen 
Gebieten gemacht wurde, die Sie heute so 
positiv herausgreifen. Dann wird sich die 
Antwort auf die Frage, was die derzeitige 
Regierung macht, von selbst ergeben. 

Ausbildungsbeihilfen für Lehrlinge 1 969 

16,1 ,  1972 48,3, 1973 im Präliminare 95,S Mil­
lionen. 

Arbeitsmarktausbildung, berufliche Mobili­
tät, die so wichtig ist : 1969 10,9 Millionen, 
1972 122 Millionen, 1973 im Präliminare 
176 Millionen. 

Bekämpfung der saisonalen und konjunk­
turellen Beschäftigungsschwierigkeiten: 1969 

68 Millionen - die PAF war ja bekanntlich. 
eine der stärksten arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen im Zusammenhang mit dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz -, 1972 1 05 

Millionen, 1 973 1 5 1  Millionen. 

Und für sonstige lokale strukturelle Be­
schäftigungsschwierigkeiten hat es 1 969 über­
haupt nichts gegeben (Bundesrat Ing. G a s  s­
n e I: Das war deI Beginn/), weil es damals 
anscheinend keine Notwendigkeit gab. Wir 
waren auch in einer Konjunktur. Aber 1973 

werden es 20,6 Millionen aus der ordentlichen 
Gebarung sein und darüber hinaus jene Rück­
lage von insgesamt 600 Millionen, die, wenn 
es notwendig ist, genommen werden. 

Was ist die Auswirkung der gesamten Wirt­
schaftspolitik und auch der Arbeitsmarkt­
politik? Ich brauche das gar nicht im Detail zu 
sagen: Wir hatten 1972 um 155.000 Arbeits­
kräfte mehr in der Wirtschaft als 1969, in 
einem Jahr der Hochkonjunktur gemessen . . .  

(Bundesrat S c  h l e i  n e I: Gastarbeiter/) 
Osterreicherl Um so viele Gastarbeiter mehr 
in Osterreich haben wir nicht, Herr Kollege! 

Nach drei Jahren OVP-Regierung hat es um 
24.000 weniger Beschäftigte in Osterreich ge­
geben. 1 968 war auch schon wieder ein Jahr 
der Hochkonjunktur (Bundesrat Ing. G a s  s­
n e I: Sie war im Anlaufen!), sodaß ich da nicht 
vielleicht 1967 zum Vergleich heranziehe. 

Jetzt könnte ich Ihnen die Zahlen der saiso­
nalen Schwankungen geben. Wir haben fast 
in jedem Jahr in den Monaten Jänner und 
Feber 120.000 bis 1 40.000 Arbeitslose gehabt, 
und wir stehen jetzt bei 70.000, also etwa auf 
der Hälfte. (Bundesrat Dr. P i  t s c h m a n  n: 
Was das Wettel nicht alles machen kann!) 

Nun noch zu einem weiteren Problem, zum 
Schutz der älteren Arbeitnehmer. Wir haben 
das jetzt im Gesetz verankert. Wissen Sie, 
Herr Bundesrat Gassner, warum wir das be­
sonders verankert haben? Wenn wir die 
Unterstützung des OAAB schon früher gehabt 
hätten, dann wäre nämlich jener Vorschlag für 
einen Kollektivvertrag, über den man seit 
1969 mit der Bundeswirtschaftskammer ver­
handelt, vielleicht schon realisiert. 

Aber dieser Schutz der älteren Angestellten 
auf Grund der technischen Entwicklung, der 
Automation, der Konjunktur und Struktur ist 
also ein altes Anliegen, aber bislang sind wir 
da nicht weitergekommen: Die Bundeswirt­
schaftskammer lehnte grundsätzlich ab. 
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In diesem Zusammenhang darf ich gleich 
zu dem von Ihnen angeschnittenen Problem 
der Teilzeitbeschäftigung übergehen. Es ist 
halt immer schlecht, wenn ein Ressortleiter 
wechselt. Die Akten bleiben ja dort liegen, 
sie werden ja nicht weggenommen. Wenn man 
dann diese Akten bezüglich dieser Teilzeit­
beschäftigung studiert, dann wundert man sich 
eigentlich darüber, woher Sie den Mut neh­
men, jetzt all diese Behauptungen aufzustellen. 
Denn dieses Problem ist unter Frau Bundes­
minister Rehor einmal wissenschaftlich er­
hoben worden, eine Lösung ist im Entwurf 
vorhanden gewesen, und es versteht eigent­
lich niemand, warum das damals nicht im 
Parlament beschlossen wurde. Darf ich Ihnen 
das sehr offenherzig sagen? (Bundesrat Ing. 
G a s s n e  r: Warum haben Sie es nicht ange­
ordnet?) Ich brauche gar nicht zu warten. 
Dieser Ihr Antrag, den Sie im Jahr 1972 ge­
stellt haben, ist weitgehend identisch mit den 
Unterlagen eines Teilzeitbeschäftigungsgeset­
zes aus dem Jahr 1 968. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Nein. 

Ich frage zu: ::::l: :  V/arum hat man 1 968 oder 
1969 dieses Gesetz nicht beschlossen? Sie 
hatten die Me::rheit. Warum wird es drei 
Jahre später verlangt? Icll sage Ihnen sehr 
bewußt, warum wir im Rahmen der Stabilisie­
rungsverhandlungen dann gesagt haben: nach 
Einvernehmen mit den Wirtschaftspartnern. 
Dieses Einvernehmen ist bis jetzt von Ihrer 
Wirtschaftspartnerseite noch nicht einmal be­
gonnen worden. 

Die Arbeiterkammer und der Gewerk­
schaftsbund kennen die Einstellung der Bun­
deswirtschaftskammer, wissen um ihre Ab­
lehnung bei diesem Problem. (Bundesrat Edda 
E g g e r: Der Gewerkschaftsbund wehrt sich 
dagegen!) Daher ist zu erwarten, daß Sie auf 
diese Herren Einfluß nehmen, daß Sie sidl 
um dieses Einvernehmen und die entsprechen­
den Kontakte bemühen. Denn 1968, meine 
Herren, ist dieser Entwurf des Teilzeitbeschäf­
tigungsgesetzl?s wieder in die Laden gekom­
men, weil eine ausgesprochene Ablehnung 
der Bundeswirtschaftskammer gegenüber der 
Frau Bundesminister Rehor erfolgt ist. 

Das war für Sie der Grund, zu sagen: Das 
Gesetz brauchen wir nicht oder können wir 
jetzt nicht machen. Darüber gibt es im Rahmen 
der Osterreichischen Volkspartei keine über­
einstimmende Auffassung. (Bundesrat Ing. 
G a s s n e r: Herr Vizekanzler! Die OVP ist 
nicht die Bundeswirtschaftskammer!) Das sind 
die Tatsachen. Ich bin j ederzeit bereit, der 
Offentlichk.eit diese Fakten auch schriftlich 
bekanntzugeben. 

Daher müssen Sie jetz� im Sinne der Verein­
barung, die wir im Rahmen des Stabilisie­
rungsabkommens fixiert haben, zuerst das 
Einvernehmen zwischen den Sozialpartnern 
herstellen. (Bundesrat Ing. G a s s n e  r: Wir?) 
Sie sind die Initiatoren! 

Die Bundeswirtschaftskammer soll auf 
Grund Ihrer Initiative eben diese Zusammen­
kunft mit den Arbeiterkammern und Gewerk­
sChaften herbeiführen. (Bundesrat Ing. G a s  s­
n e  1: Wir sollen das machen, was die Regie­
rung nicht zusammenbringt!) Wenn sich diese 
beiden Institutionen geeinigt haben - nur 
dazu stehen wir im Rahme-!" c\?:s Stabilisie­
rungsabkommens -, dann vd.::-d dieses Gesetz 
den normalen Weg de!' parlamentarischen 
Behandlung finden. Aber zuerst brauchen wir 
die Zustimmung der Vvirtschaft. (Beifall bei 
der SPO. - Bundesrat Edda E g g e r: Und 
was sagt der Gewerkschaftsbund noch heute?) 

VorsitzeDder-Stellve!'treter Hella Hanzlik: 
Zum \'\Tort ist niemand mehr gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

6. Punkt: GesetzesbesdIluß des Nationalrates 
vom 21. März 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gewerbliche Selbständi­
gen-Krankenversidlerungsgesetz abgeändert 
wird (2. Novelle zum GSKVG 1971) (935 der 

Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik.: 
Wir gelangen nun zum 6. Punkt der Tages­
ordnung: 2. Novelle zum Gewerblichen Selb­
ständigen-Krankenversicherungsgesetz 1 97 1 .  

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Treno­
vatz. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Trenovatz: Hoher Bundes­
rat! Durch den vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates soll die im § 106 

GSKVG 1971  vorgesehene Ermächtigung, wo­
nach die Grundbeiträge durch die Satzung des 
Versicherungsträgers unabhängig vom Ein­
kommen festgesetzt werden können, aufge­
hoben werden und auf das im GSKVG an­
sonsten übliche einkommensabhängige Bei­
tragssystem übergegangen werden. Gleich­
zeitig soll auch die Höherversicherung bei der 
Selbständigenkrankenkasse des Handels, die 
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mit der bisherigen besonderen Beitragsrege­
lung in enger Verbindung steht, mit Ende 
1 972 aufgelassen werden. 

Um Härtefälle zu vermeiden, wird durch 
eine Ubergangsregelung verfügt, daß die Lei­
stungen der Höherversicherung noch zu ge­
währen sind, wenn der Versicherungsfall vor 
dem 1 .  Juli 1 973 eingetreten ist. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 27. März 1973 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit durch 
mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 2 1 .  März 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gewerbliche Selbständi­
gen-Krankenversicherungsgesetz abgeändert 
wird (2. Novelle zum GSKVG 1971 ) ,  wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
21.  März 1973 betreffend ein Ubereinkommen 
über das Verbot der Entwiddung, Herstellung 
und Lagerung bakteriologischer (biologischer) 
Waffen und von Toxinwaffen sowie über die 
Vernichtung solcher Waffen samt Vorbehalt 
der Republik Usterreich (938 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir gelangen nun zum 7. Punkt der Tages­
ordnung: Ubereinkommen über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und 
von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung 
solcher Waffen samt Vorbehalt der Republik 
Osterreich. 

Bevor ich dem Berichterstatter. das Wort 
erteile, begrüße ich Herrn Minister Dr. Kirch­
schläger sehr herzlich. (Allgemeiner Beifall.) 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Polster. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Polster: Hoher Bundesrat! 
Das vorliegende Abkommen enthält neben 
dem Verbot der Entwicklung und Herstellung 
bakteriologischer Waffen erstmals auch Be-

stimmungen über die Vernidltung bereits 
existierender Waffen. Es ist damit nidlt nur 
ein Instrument der Rüstungsbeschränkung und 
Rüstungskontrolle, sondern stellt eine echte 
Abrüstungsmaßnahme dar, Der österreichische 
Vorbehalt ist durch den Status der immer­
währenden Neutralität bedingt. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Ubereinkommens die 
Erlassung eines besonderen Bundesgesetzes 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 27. März 1973 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu er­
heben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
2 1 .  März 1973 betreffend ein Ubereinkommen 
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung 
und Lagerung bakteriologischer (biologischer) 
Waffen und von Toxinwaffen sowie über die 
Vernichtung solcher Waffen samt Vorbehalt 
der Republik Osterreich wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr, Reich!. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Reichl (SPO) : Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende ! Hoher Bundesrat! Herr 
Minister! Meine Damen und Herren ! Ich wurde 
schon beim Herausgehen gefragt, ob ich lange 
reden werde, Ich werde mich nach Shake­
speares Worten halten: 

"Weil Kürze dann des Witzes Seele ist, 

Weitschweifigkeit der Leib und äuß're 
Zierat, 

Faß' ich mich kurz," 

Es kommt nicht allzuoft vor, meine Damen 
und Herren, daß Rekommandationen und 
Deklarationen der Vereinten Nationen auch 
als Konventionen politische Verwirklichung 
finden. Wir wissen aus Erfahrung, daß viele 
dieser Empfehlungen und Deklarationen nie­
mals den Weg in die politische Wirklichkeit 
gefunden haben. Denken wir zum Beispiel an 
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die Erklärung der Menschenrechte, die von 
den Unterzeichnern sehr oft nicht beachtet 
wurde. 

Denken wir daran, daß zum Beispiel die 
Vereinigten Staaten von Amerika die Men­
schenrechtsdeklaration unterschrieben haben; 
denken wir daran, daß das stalinistische Ruß­
land die Menschenrechtsdeklaration unter­
schrieben hat und daß diese Grundsätze der 
Menschenrechtsdeklaration doch nicht immer 
eingehalten wurden. Man könnte sagen: 
Würden wir nach den Prinzipien handeln, die 
nach dem zweiten Weltkrieg in bezug auf 
Kriegsverbrecher entwickelt worden sind, 
müßten beide Supermächte jetzt vor Gericht 
gestellt werden. Aber das ist natürlich nicht 
möglich. 

Bei dem vorliegenden Ubereinkommen über 
das Verbot der Entwicklung, Herstellung und 
Lagerung bakteriologischer Waffen und von 
Toxinwaffen sowie über die Vernichtung sol­
cher Waffen handelt es sich in der Tat um eine 
rechtliche Bindung aller, die es unterschreiben. 
Das ist der große Unterschied. Es ist ein Schritt 
im Bereich der Abrüstungsverhandlungen, der 
in die Zukunft weist. 

Wesentlich ist, daß ein solches Ubereinkom­
men in erster Linie von den beiden Super­
mächten nicht nur unterzeichnet wird, sondern 
daß man auch bereit ist, es durchzuführen. 
Die Kontrollmöglichkeiten sind bekanntlich 
nicht allzu groß. Sie sind praktisch in der Hand 
des Sicherheitsrates, der natürlich kein juristi­
sches Organ, sondern doch in erster Linie ein 
politisches Organ ist. 

Das Studium der Kriegsgeschichte dieses 
Jahrhunderts beweist, daß bisher nicht irgend­
welche Ubereinkommen gegen toxische Waf­
fen einen gewissen Schutz geboten haben, 
sondern die Angst aller Kriegführenden vor 
der Selbstvernichtung. 

Eine Verletzung des ungeschriebenen Prin­
zips, keine toxischen Waffen zu verwenden, 
hat es in kleineren Fällen auch schon im ersten 
Weltkrieg gegeben. Deswegen wurde bereits 
am 17.  Juni 1925 in Genf ein Protokoll be­
treffend das Verbot der Verwendung von er­
stickenden, giftigen und ähnlichen Gasen 
unterzeichnet. Damals waren die Westmächte 
noch Weltmächte, und die Zielsetzung der 
Sowjetunion war damals nicht imperiali­
stisch, sondern war damals nach innen gerich­
tet. 

Im zweiten Weltkrieg hat man dann unge­
heure Mengen von toxischen Waffen gelagert. 
Aber zu einem entscheidenden Einsatz sind 
toxische Waffen, bakteriologische Waffen 
nirgends gekommen. 

Doch in unserer Zeit haben Kriege andere 
Formen angenommen. Die Zeit des Kampfes an 
zwei Fronten ist endgültig vorbei. Auch jene 
Zeit ist vorbei, in der man sich auf hohen 
Festungsmauern gegenübergestanden ist. Zu­
nächst hat man gegeneinander große Reden 
gehalten, dann hat man sich anständig be­
schimpft und ist mit Schild, Schwert und Speer 
aufeinander losgegangen. Schließlich kam die 
Zeit des Zweifrontenkrieges: Man ist sich in 
Fronten gegenübergestanden. Doch dann kam 
die Zeit - jene Zeit, in der wir selbst leben -, 
in der Kriege nicht nur an Fronten, sondern in 
bestimmten Räumen geführt wurden. 

Der große Unterschied gegenüber der Ver­
gangenheit, dem 1 9. Jahrhundert beziehungs­
weise der ersten Hälfte des 20. J ahrunderts, 
ist der, daß es für die Kriegsführung nicht 
mehr bestimmte Räume gibt. Denken wir an 
die Auseinandersetzung zwischen den 
Israelis und den Arabern. Hier gibt es keinen 
bestimmten Raum, in dem die Auseinander­
setzung ausgetragen wird. 

Es wird in unserer Zeit nicht nur gegen den 
Menschen Krieg geführt, sondern gegen das 
Lebewesen an und für sich. Also der heutige 
Krieg zerstört die Umwelt und wird so zu 
einem ökologischen Problem ersten Ranges. 
Der Krieg richtet sich nicht nur gegen die 
lebende Generation, sondern auch gegen 
künftige Generationen. 

In dieser Wochte tagte in Wien die Kon­
ferenz der Minister für Umweltschutz, ein­
berufen vom Europarat. Es gab gestern auch 
eine Konfrontation mit der Gemeinde- und 
Raumplanungskommission des Europarates. 
Man konnte in den Dokumenten, also in den 
Unterlagen beziehungsweise Dossiers, zu 
dieser Konferenz natürlich auch erschütternde 
Tatsachen feststellen. 

Ich möchte auf Einzelheiten nicht eingehen, 
aber in diesem Zusammenhang muß man sich 
doch auch die Frage stellen : Was würde ge­
schehen, wenn zur normalen Umwelt­
verschmutzung - sie ist an und für sich schon 
jetzt katastrophal - noch jene durch einen 
kriegerischen Konflikt dazukäme? Das wäre 
eine furchtbare Katastrophe. 

So gesehen hat dieses Abkommen, das uns 
hier vorliegt, zweifellos große Bedeutung, 
auch wenn die Funktionsfähigkeit des Sicher­
heitsrates bei Verletzung nicht ein juristisches, 
sondern in erster Linie natürlich ein politisches 
Problem ist. Denn wir wissen nie, ob der 
Sicherheitsrat funktionsfähig ist oder ob er 
nicht funktionsfähig ist. 

Für Osterreidl hat dieses Abkommen audl 
eine neutralitätspolitische Bedeutung in bezug 
auf Artikel 1, in dem eine Verpflichtung ent-

320. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 33 von 62

www.parlament.gv.at



9432 Bundesrat - 320. Sitzung - 29. März 1973 

Dr. ReichI 
halten ist, sich gegenseitig Hilfe zu gewähren, 
wenn eine Vertragsp arte i einer Gefahr aus­
gesetzt ist. Hier muß der Status der immer­
währenden Neutralität durch einen Vorbehalt, 
also durch ein Reservatum Austriacum, ge­
sichert werden. 

Eine militärische Komponente hat ein sol­
cher Vertrag für einen neutralen Staat auch 
im Bereich des Zivilschutzes, da eine Ver­
letzung außerhalb der Staatsgrenzen trotzdem 
das Staatsgebiet in Mitleidenschaft ziehen 
könnte. 

Das erfüllt mich deshalb mit Freude, weil 
wahrscheinlich eine oberflächliche BeriCht­
erstattung meinen würde: Ja was haben wir 
denn überhaupt bei einer solchen Konvention 
zu reden? Wer spricht denn bei uns von 
bakteriologischen Waffen und von Toxinen? 
Wir haben uns ja jedwede Rüstungs­
beschränkung bereits im Staatsvertrag auf­
erlegt und bezüglich unseres Rüstungs­
potentials gewissermaßen ein "UbersoU" 
erfüllt. 

Ich glaube, das wäre eine sehr oberfläch­
liche Ansicht. Wir Osterreicher können denn 
doch bei der ganzen, wie Sie schon mit Recht 
betonten, insbesondere symbol haften Erschei­
nung mitwirken. 

. Das ganze Vertragswerk ist meiner Mei­
nung nach zu einem Symbol unserer Ge­
schichtsepoche geworden. Es offenbart die 
Tragikomödie des wissenschaftlichen Fort­
schrittes in unserer Zeit. In der Nationalratsdebatte fiel das Wort, 

In Goethes "Prometheus" heißt es so wun- es sei ein Mangel dieses Vertrages, daß es 
derbar: ein Vertrag ohne direkte Kontrollbestimmun-

"Hast du nicht alles selbst vollendet, 

Heilig glühend Herz?" 

Es kommt hier der ungeheure Forschungs­
drang des Europäers zum Ausdruck. Es kommt 
der europäische Individualismus, die euro­
päische Leistungsfähigkeit in diesem Gedicht 
von Goethe wunderbar zum Ausdruck. 

Ergänzend müssen wir, von unserer Warte 
aus gesehen, von unserer Geschichtsepoche 
aus gesehen, hinzufügen: Das alles, was zwei 
Jahrtausende vollendet, geleistet haben, das 
alles, was die europäische Forschung in zwei 
Jahrtausenden hervorgebracht hat, kann die 
heutige Generation auch zerstören. Das ist 
das Problem unserer Zeit. Sie kann es, aber 
sie muß es nicht, denn sie hat immer wieder 
die Möglichkeit, die Kräfte des Lebens zu 
mo bilisieren. 

Die vorliegende Konvention ist ein Faktor, 
der einer möglichen Vernichtung des Lebens 
auf dieser Erde entgegenwirkt. So gesehen 
begrüßen wir dieses Vertragswerk. (Beifall 
bei der SPo.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort hat sich weiter gemeldet Herr 
Bundesrat Hofmann-Wellenhof. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesrat Hofmann-Wellenhof (OVP) : Frau 
Vorsitzende! Herr Bundesminister I Meine 
Damen und Herrenl Zu Beginn meiner kurzen 
Ausführungen möchte ich einer zweifachen 
Freude Ausdruck geben: der ersten, daß es 
mir vergönnt ist, unmittelbar nach meinem 
sehr geschätzten Herrn KoUegen Dr. Reichi 
zu sprechen, der zweiten, daß wir beide, wie 
gewohnt im Bundesrat, verehrter Herr 
Kollege, eine sehr geringe Publizität in der 
österreichischen Presse genießen werden. 

gen sei. 

Mit einem weiteren Ausspruch will ich mich 
ganz kurz beschäftigen. Es hieß da: 

"Aufgabe der Wissenschaft sollte es sein, 
das Leben der Menschen zu erleichtern und 
nicht Tod und Verderben zu bringen." 

Ich will mich nicht schützend vor die 
Wissenschaft stellen, aber ich glaube, man 
darf das nicht der Wissenschaft anlasten. Der 
Entdecker des Morphiums kann nichts für die 
Morphinisten, und Alfred Nobel kann man 
auch nicht dafür verantwortlich machen, was 
schließlich an Schaden mit seinem Dynamit 
gestiftet wurde. 

Es gibt hier, wie ich glaube, eine merk­
würdige Verschränkung der Kräfte. Ich er­
innere an das antike Wort, daß der Krieg 
der Vater aller Dinge sei. Sosehr wir diesem 
Wort widerstreben, muß man gerade bei der 
tedmischen Entwicklung immer wieder be­
stätigt sehen, daß ja erst durch die Kriegs­
rüstung eine Forschung veranlaßt wird. 
Wahrscheinlich wären wir noch gar nicht ins 
Weltall vorgestoßen, wenn nicht dahinter 
immer wieder furchtbar kleine, kleinliche 
strategische Erwägungen stünden. 

Anderseits fällt dann bei einer solchen Art 
von technischer Forschung immer wieder ganz 
unbewußt für die wirkliche von uns als Fort­
schritt verstandene Entwicklung so manches 
ab. Es ist also meiner Meinung nach nicht die 
Wissenschaft schuld an dieser Entwicklung, 
auch nicht die Diplomatie, vermutlich liegt 
das zutiefst begründet in unserer menschlichen 
Natur. 

Der deutsche Bundespräsident Heinemann 
sagte vor einigen Jahren: 

320. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)34 von 62

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 320. Sitzung - 29. März 1973 9433 

Hofmann-Wellenhof 

"Die Ursachen der Konflikte unter den Völ­
kern und die menschlichen Agressionstriebe 
sind weniger erforscht als die Gesetze der 
Ordnung im Atom." 

Heinemann spricht sogar von der Not­
wendigkeit einer Friedensforschung. 

Der heute doch sehr in Mode befindliche 
Gesellschaftswissenschafter Alexander Mit­
scherlich, der Träger des Friedenspreises des 
deutschen Buchhandels 1969, erkannte unter 
anderem: 

"Wir befassen uns nicht nur ungern mit 
dem Frieden, wir befassen uns noch viel 
weniger gern mit unserer eigenen Agressivi­
tät." 

Mit diesem Zitat möchte ich ganz kurz ein 
Problem berühren, das mich immer wieder 
sehr beschäftigt, zum al ich keinen Ausweg 
weiß und zumal gewissermaßen meine Gegen­
spieler die größten Geister aller Zeiten sind, 
von Plato bis Goethe, von Goethe bis zu den 
großen Geistern der Gegenwart, nämlich die 
Ansicht, daß just immer die Gegenwart, in der 
alle diese großen Geister lebten, die aller­
schlechteste Zeit gewesen sei und immer das 
Zurückliegende vergleichsweise "idyllisch" 
- ich bitte, dieses Wort unter Anführungs­
zeichen zu setzen - war. 

Nun zu den Kriegen. Sie haben diese Frage 
ja auch berührt, verehrter Herr Kollege, und 
gemeint, daß ihre Gräßlichkeit nun schon ganz 
ins Globale wuchs. Aber trotzdem: Auch die 
in etwa von den Landsknechtsliedern besun­
gene Hieb- und Stichherrlichkeit kann ich nicht 
besonders idyllisch finden - und auch Pulver 
und Blei nicht! 

Der erste Weltkrieg: Gut, er verzichtete 
auf Giftgas nicht, das hat erst der zweite 
Krieg getan. Im zweiten Krieg hat man zwar 
auf Giftgas verzichtet, hat aber Wolken 
brennenden Phosphors auf die Städte ge­
schüttet. Es gibt keine Zivilisten mehr, das 
Rote Kreuz ist mißachtet und der Begriff des 
Heckenschützen wurde umfunktioniert und in 
der Gestalt des Partisanen heroisiert. 

Ich glaube, Sie werden mit mir die Empfin­
dung teilen, daß die Debatte, ob es einen 
gerechten Krieg offiziell gibt oder nicht oder 
ob es ihn - sagen wir nicht: offiziell - in 
der Praxis gibt oder nicht, leider schon längst 
in der Weise entschieden wurde, daß jeder 
Krieg gerecht ist, allerdings nur für den, der 
ihn gewinnt. 

Trotzdem denke ich nidü daran, gerade 
meine unmittelbare Gegenwart als die schlech­
teste aller Zeiten zu empfinden. Daß sie die 
wichtigste für mich ist, ist selbstverständlich, 

weil sie unauswechselbar diese Spanne Zeit 
darstellt, die mir von der Schöpfung bestimmt 
ist. Aber wenn ich sie an der gesamtmensch­
lichen Entwicklung betrachte, so glaube ich, 
müssen wir uns denn doch immer wieder zur 
Zuversicht durchringen. 

Wir müssen in diesem Falle hier sagen: 
Es ist gewiß ein Vertrag ohne Kontrollbestim­
mungen. Aber hätte er auch Kontrollbestim­
mungen, so ist eine wirklich solide Kontroll­
bestimmung - und wir haben uns ganz kurz 
vor Ihrer Rede unterhalten, verehrter Herr 
Kollege - immer nur die Basis von Treu 
und Glauben, die doch auf jeden Fall um­
gangen werden kann, wäre die Paraphierung 
eines solchen Abkommens auch noch so kunst­
voll. Man braucht nur statt der chemischen 
Kriegführung eine etwa noch neu zu 
erfindende oder schon erfundene Strahlen­
technik einzusetzen, und schon hält man sich 
an den Wortlaut und hat ein anderes Ver­
nichtungsinstrument. 

Alles eingeschlossen bei einem solchen Ab­
kommen wäre nur durch die einfache Satzung 
- ich scheue mich nicht, sie hier aus­
zusprechen, sie ist ja uralt -, die heißt: Du 
sollst nicht töten! 

Nun wird man wahrscheinlich in der Offent­
lichkeit sagen: Um Gottes Willen! Man kann 
doch nicht mit moralischen Kategorien in 
einem Zeitalter kommen, das offensichtliCh 

nur den ökonomischen und den materiellen 
Kategorien zuneigt. Aber gerade wenn es so 
wäre, wenn das wirklich alles nur materiell 
oder ökonomisch bestimmt wäre, dann hätte 
man ja das beste Gegenargument, denn es gibt 
doch heutigen Tages kaum etwas Un­
ökonomischeres als eine moderne militärische 
Rüstung, die nach wenigen Jahren nicht ein­
mal mehr zum Schrottwert veräußerbar ist 
und - wie Sie es schon berührten - nur zur 
weiteren Umweltverschmutzung beiträgt. 

Wenn Sie diese Kosten der Rüstung in 
Zahlen ausdrücken, wobei man gar nicht auf 
den ersten Blick aussprechen kann, ob es 
Billionen oder Trilliarden sind, wenn Sie diese 
Gesamtkosten nehmen, so wissen wir doch 
alle, daß sich dadurch die Gesamtarmut auf 
der Welt beseitigen ließe. Aber die Kate­
gorien, in denen hier gedacht wird, sind offen­
bar so schwer erfaßbar und reichen so tief 
eben in diese menschlidle Grundanlage der 
Aggressivität hinein, daß man sie noch in 
keiner Weise beherrschen kann. 

Treu und Glauben! Damit kehre ich zum 
Anfang zurück, als ich sagte, daß wir doch 
mitwirken können. Es gibt unter den jungen 
Menschen ein Wort, das sehr heftig kritisiert 
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Hofmann-Wellenhof 

wird und das dem Redner den Vorwurf einer 
gewissen Rückschrittlichkeit einträgt; es heißt 
"Law and order". Das wird bekämpft, das gilt 
als rückschrittlich! Es heißt aber eigentlich 
nichts anderes als "Recht und Ordnung" . 

Wenn wir gerade an diese Wurzel greifen, 
wenn wir versuchen, das nicht zur Mode 
werden zu lassen, wenn wir gerade unseren 
jungen Leuten darstellen, daß es in einem 
staatlichen Gemeinwesen, in einem demo­
kratischen Gemeinwesen eben doch nicht ohne 
diese Grundsätze des "Law and order" geht, 
dann könnten wir auf diese Weise einem 

Es hieße die "Iswestija" überfordern, wollte 
man nun fragen: Von wem stammt diese 
Dienstvorschrift? Wer hat sie wohl dem Men­
schen eingepflanzt? Gewiß kein Diktator, 
gewiß aber auch kein demokratischer Mehr­
hei tsbeschluß ! 

Doch glauben wir, daß diese innere Dienst­
vorschrift sehr wohl eingepflanzt ist, nicht 
ausreißbar ist, und im Sinne dieser Dienst­
vorschrift möchte ich meinen, daß auch dieses 
Abkommen sehr wohl eine wirksame Kontroll­
bestimmung hat. (Beifall bei der OVP.) 

solchen Abkommen, ob mit oder ohne Kon- Vorsitzender-Stellvertreter Hella 

trollbestimmung, wesentliche Beihilfe leisten. Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Hanzlik: 
Minister 
dies zu 

Mit allen von uns sorgsam beobachteten 
Staatsvertragsbestimmungen haben wir ja 
auch unsere biologischen Waffen - ich möchte 
auch sagen: antibiologischen Waffen - leider 
lagern, wenn wir nicht ganz entschlossen von 
vornherein ablehnen, daß Begriffe wie Recht 
und Ordnung nur mehr zwischen Anführungs­
zeichen gebraucht werden dürfen. Das ist nicht 
reaktionär, das ist im Gegenteil, glaube ich, 
auch kein Zeichen des Fortschritts, wenn man 
meint, auf das Gewissen verzichten zu dürfen. 

Dr. Kirchschläger. Ich bitte ihn, 
nehmen. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger: Hoher Bundesrat! 
Ich habe die Frau Vorsitzende allein aus dem 
Grunde um das Wort gebeten, um Ihnen, 
Hoher Bundesrat, dafür zu danken, daß Sie 
durch die bei den Wortmeldungen Ihr großes 
Interesse an dem vorliegenden Uberein­
kommen bekundet haben. 

Wir alle, die wir an der Ausarbeitung sol­
Ich möchte Ihnen zum Schluß zwei Zitate cher Ubereinkommen in irgendeiner Weise 

aus der heutigen Sowjetunion bringen. Eines mitarbeiten, wissen, daß solche Ubereinkom­

stammt von Nadeshda Mandelstam, der Witwe men immer Stückwerk sind urrd Stückwerk 

des großen russischen Dichters, der in den bleiben müssen, daß sie aber auf der anderen 
Lagern Stalins umkam. Sie schreibt in der Seite auch notwendig sind, um Schritte vor­
Biographie 1971 ,  die den Titel "Das Jahr- wärts zu machen, denn Schritte vorwärts kön­

hundert der Wölfe" trägt: nen nach geschichtlichen Erfahrungen nur 

"Sonderbar, aber das Gewissen, ein Wort, 
das bei uns völlig außer Gebrauch gekommen 
war - man verwandte es weder in Zeitungen 
noch in Büchern noch in der Schule, seine 
Funktionen wurden zuerst durch das Klassen­
bewußtsein und dann durch den" - sie setzt 
es zwischen Anführungszeichen - " ,Nutzen 
für den Staat' ersetzt -, sonderbar, daß es 
sich gehalten hat und innerlich weiter­
arbeitet." 

Und was vielleicht noch verblüffender ist 
- das könnte für die Aussage einer Einzel­
person, die besonders durch das Schicksal ge­
troffen war, gelten; aber neinl -: Die zweite 
große russische Regierungszeitung, die 
"Iswestija" in Moskau, schrieb vor nicht allzu 
langer Zeit: 

kleine Schritte sein, sollen sie wirklich eine 
dauernde Wirkung haben. 

Dem Ubereinkommen haftet ein Nachteil 
an, und zwar der Nachteil, daß nicht auch die 
chemischen Waffen mit in das Verbot ein­
bezogen werden konnten. Die österreichische 
Außenpolitik wird die Behandlung dieses 
Ubereinkommens im Bundesrat als eine Er­
munterung dafür nehmen, daß alle Möglich­
keiten genützt werden, um auch die 
chemischen Waffen in das gegenständliche 
Verbot einzubeziehen, um ein weiteres Ab­
kommen über die chemischen Waffen zu 
finden. 

Die österreichische Außenpolitik und die 
Bundesregierung werden aber auch die Be­
handlung dieses Ubereinkommens hier im 

"Denken wir an einen angeblich so ver- Bundesrat als eine Ermunterung für die all­
alteten Begriff wie das Gewissen. Die Erkennt- gemeine Friedenspolitik, vor allem auch für 
nis von Gut und Böse unterscheidet aber den die friedensfördernde Tätigkeit im Rahmen 
Menschen vom Tier. Umso schmerzlicher und des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
unbegreiflicher ist es, daß man diese Wurzel nehmen und auch dafür, daß alles getan wird, 
des menschlichen Wesens ausgerissen hat, die um in der allgemeinen Rüstungsbeschränkung, 
dem Menschen doch sozusagen nach seiner in der allgemeinen Verminderung des Militär­
Dienstvorschrift eingepflanzt war." potentials einen Sduitt vorwärts zu kommen. 
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Bundesminister Dr. Kirchschläger 

Natürlich ist es so - und ich glaube, das 
müssen wir uns immer vor Augen halten -, 
daß es nicht möglich sein wird, zuerst einen 
großen Vertrag, eine schöne internationale 
Urkunde darüber zu finden, daß die Waffen 
abgeschafft werden, daß die Rüstung maß­
geblich vermindert wird und daß dann der 
Friede eintritt. 

Das erste, das wir erreichen müßten, ist 
das Vertrauen. Das Vertrauen, von dem heute 
bereits gesprochen wurde, ist eine glaubhafte 
Grundlage. Sie zu erarbeiten, ist ein müh­
seliges Werk, bei dem man im Verhältnis 
zu seinem Nachbarn beginnen muß, bei dem 
wir uns auf Europa konzentrieren müssen, 
damit von diesem Kontinent, von dem soviel 
Unheil im Laufe dieses Jahrhunderts auf die 
Welt ausgegangen ist, auch einmal wieder 
jene Strahlungskraft ausgeht, zu der dieser 
Kontinent doch, will er sich nidlt selbst auf­
geben, fähig sein müßte. 

Wenn es uns gelingt, ein solches sachlich 
begründetes Vertrauen zu schaffen, oder wenn 
es uns gelingt, dazu in jenem Maße, in dem 
wir als Republik Osterreich auf Grund unserer 
geographischen und geschichtlichen Position 
in der Lage sind, beizutragen, dann, glaube 
ich, können wir auch in der Frage der wei­
teren' der größeren Abrüstung einen Schritt 
weiterkommen und damit jene Pflichten er­
füllen, die wir gegenüber uns, aber vor allem 
auch gegenüber unseren Kindern haben. 

Ich danke Ihnen, Hoher Bundesrat, daß Sie 
mir durch die so aufmerksame Behandlung des 
vorliegenden Ubereinkommens die Möglich­
keit zu diesem Statement gegeben haben. (All­
gemeiner Beifall.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
21. März 1973 betreffend ein Ubereinkommen 
zur Errichtung der Weltorganisation für gei­
stiges Eigentum sowie Änderungen der Berner 
Uberelnkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunst samt Erklärung der 
Republik Usterreich, der Pariser Verbands-

übereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums, des Madrider Abkommens über die 
internationale Registrierung von Marken und 
des Abkommens von Nizza über die Inter­
nationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Mar-

ken (939 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir gelangen nun zum 8. Punkt der Tages­
ordnung: Ubereinkommen zur Errichtung der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum 
sowie Änderungen der Bemer Ubereinkunft 
zum Schutz von Werken der Literatur und 
Kunst samt Erklärung der Republik Oster­
reich, der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums, des 
Madrider Abkommens über die internationale 
Registrierung von Marken und des Abkom­
mens von Nizza über die Internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistun­
gen für die Eintragung von Marken. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Pischl. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter PIschi: Hoher Bundesrat! 
Die vorliegenden Abkommen sehen die Schaf­
fung von willensbildenden und Repräsentativ­
organen mit eigener Handlungsfähigkeit vor, 
die zeitgerechte Maßnahmen zur Förderung 
der Verbände und der Interessen der Mit­
gliedstaaten der genannten Abkommen 
ergreifen können. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung der vorliegenden Abkommen die Er­
lassung besonderer Bundesgesetze im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz zur Uberführung der Vertragsinhalie 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nitht 
erforderlich. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 27. März 1973 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
21.  März 1973 betreffend ein Ubereinkommen 
zur Errichtung der Weltorganisation für gei­
stiges Eigentum sowie Änderungen der Bemer 
Dbereinkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunst samt Erklärung der 
Republik Osterreich, der Pariser Verbands­
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
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Pischi 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Eigentums, des Madrider Abkommens über die 
internationale Registrierung von Marken und 
des Abkommens von Nizza über die Inter­
nationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Mar­
ken wird kein Einspruch erhoben. Bei der A b s t i m  m U 11 g beschließt der 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: Bundesratt gegen den Gesetzesbeschluß des 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 20. März 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Maß- und Eichgesetz 

geändert wird (937 der Beilagen) 

10. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 20. März 1973 über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz betreffend die 
Regelung des Krankenpßegefachdienstes, der 
medizinisch-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste geändert wird (936 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 0. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesgesetzes betreffend die Regelung des 
Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: technischen Dienste und der Sanitätshilfs­
Wir gelangen nun zum 9. Punkt der Tages- dienste. 
ordnung: Änderung des Maß- und EiCh­
gesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat 
lng. Eder. Ich bitte um den Bericht. (Der 
V o  r s i t z  e n d  e übernimmt wieder die Ver­
handlungs! ei tung.) 

Berichterstatter lng. Eder: Hoher Bundesrat! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates berücksichtigt die neueste Ent­
wicklung der im Rahmen der Meterkonvention 
auf internationaler Ebene getroffenen Verein­
barungen über die Definition der neuen Maß­
einheit für die Stoffmenge und über neue 
Definitionen der Maßeinheiten für die Länge, 
die Zeit und die Temperatur. Weiters werden 
die Definitionen einiger anderer Maßeinheiten 
präziser gefaßt und einige Maßeinheiten neu 
benannt. Erweitert werden ferner die Maß­
einheiten für physikalische Größen. Durch 
Änderungen verschiedener eichrechtlicher 
Vorschriften soll der technischen Entwicklung 
Rechnung getragen werden. Schließlich sind 
auch Änderungen vorgesehen, die sich bei der 
Vollziehung des Maß- und Eichgesetzes in 
den letzten 20 Jahren als zweckmäßig 
erwiesen haben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten 
durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen, gegen den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu 
erheben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Berichterstatter ist Herr 
Schipani. Ich bitte um seinen Bericht. 

Bundesrat 

Berichterstatter Schipani: Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren! Der Schwerpunkt 
des vorliegenden Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates liegt in der Neuordnung der 
Ausbildung in der allgemeinen Krankenpflege, 
in der Kinderkranken- und Säuglingspflege. 
Krankenpflegeschulen sollen in Hinkunft nicht 
erst mit 17 Jahren, sondern bereits unmittelbar 
nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht 
besucht werden können. Die Dauer der Aus­
bildung soll von bisher drei auf vier Jahre 
verlängert werden, wobei das erste Aus­
bildungsjahr auch der Vertiefung der All­
gemeinbildung dienen soll. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 27. März 1973 in Verhandlung 
genommen und mit Stimmenmehrheit 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten durch mich 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Geselzesbeschluß des National­
rates vom 20. März 1 973 über ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend 
die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, 
der medizinisch-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

320. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 62

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 320. Sitzung - 29. März 1973 9437 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Schambeck. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Schambedc (OVP) : Herr Vor­
sitzender! Herr Vizekanzlerl Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesratl Im Hinblick 
auf die Wichtigkeit der gegenständlichen 
Materie. nämlich der Novelle zum Kranken­
pflegefacbdienstgesetz. beantrage ich namens 
meiner Fraktion die Anwesenheit der Frau 
Bundesminister Dr. Leodolter und in diesem 
Sinne die UnterbreChung der Sitzung. bis die 
Frau Bundesminister Dr. Leodolter so wie die 
übrigen Mitglieder der Bundesregierung. die 
zu den in Behandlung befindlichen Gesetzen 
anwesend waren. hier im Bundesrat eintrifft. 

Vorsitzender: Ich unterbreche die Sitzung 
auf 1 0  Minuten und bitte die Herren 
Fraktionsobmänner zu einer Besprechung. 

Die Sitzung wird um 12 Uhr 21 Minuten 
unterbrochen und um 12 Uhr 39 Minuten 
wiederaufgenommen. 

Vorsitzender: Hoher Bundesrat! Ich nehme 
die unterbrochene Sitzung wieder auf. 

Ich bringe den Antrag auf Anwesenheit der 
Frau Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz in diesem Hause zur · Abstimmunq 
und ersuche j ene Mitglieder des Bundesrates� 
die diesem Antrag zustimmen. um ein Hände­
zeichen. - Es ist dies die Mehrheit. Der 
Antrag ist angenommen. 

Ich unterbredle die Sitzung bis 13 Uhr 
30 Minuten. 

Die Sitzung wird um 12 Uhr 40 Minuten 
neuerlich unterbrochen und um 13 Uhr 
30 Minuten wiederaufgenommen. 

Vorsitzender: Hoher Bundesrat! Ich nehme 
die unterbrodlene Sitzung wieder auf. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Sdlambeck.. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Scbambeck (tJVP) : Herr Vor­
sitzender! Frau Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesrat ! Zunächst 
mödlte ich meiner Freude Ausdruck geben. 
daß die Frau Bundesminister in unserem 
Kreise erschienen ist. 

Meine Fraktion hat in der Sitzung des Aus­
schusses des Bundesrates für Verfassungs- und 
Rechtsangelegenheiten Bedenken hinsidltlich 
Verfassungsmäßigkeit des Zustandekommens 
der Novelle zum Krankenpflegefadldienstge­
setz angemeldet. Bei dieser Ausschußsitzung. 
Frau Bundesminister, sind Sie auch nicht an-

wes end gewesen. (Ruf bei der SPO: Was 
heißt "auch"? Jetzt ist sie ja anwesend!) Wir 
haben in diesem Fall nicht die Möglichkeit 
gehabt, mit dem zuständigen Ressortminister 
die Bedenken, die wir zu diesem Gesetz haben, 
zu besprechen. 

Es ist bereits gestern in der Tagespresse, 
auch in der Zeitung der Sozialistischen Partei 
Osterreichs, der "Arbeiter-Zeitung". unser 
Einspruch behandelt worden. Es war daher 
bekannt. daß dieses Ihr Gesetz heute in dieser 
Sitzung einer Kammer des österreichischen 
Parlaments kontroversiell behandelt wird. Aus 
diesem Grunde war es für uns erstaunlich, 
daß Sie selbst nicht nur bei der Ausschuß· 
sitzung, sondern audl hier nicht anwesend 
waren. 

Ich erinnere mich sehr gut dar an. als sich 
die Frau Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung Dr. Hertha Firnberg vor einem 
Staatsbesuch in Schweden befand. Damals 
stellte sich die von mir selbst als dankenswert 
und bemerkenswert hervorgehobene Tat­
sache heraus. daß die Frau Bundesminister uns 
die Ehre gegeben hat, vorher kurz anwesend 
zu sein und sich zu entschuldigen. Hoher 
Bundesratl Das war heute nicht der Fall. 

Und nicht nur als einer, der sich mit dem 
Thema "Die Ministerverantwortlichkeit" theo­
retisch in einer Schrift beschäftigt hat. sondern 
audl als einer von vielen Abgeordneten, die 
damit in der parlamentarischen Demokratie 
konfrontiert sind, sage iCh: Wir geben uns 
selbst auf. wenn wir keine Möglichkeit des 
Meinungsaustausch.es mit einem Regierungs­
mitglied im Hohen Haus haben! (Beifall bei der 
OVP. - Bundesrat B ö e  k: Sie wissen ganz 
genau, wo die Frau Minister war! - Bundes­
rat W a 1 1  y: Obertreiben Sie nicht sol) 

Ich. möchte dazu sagen, daß es dann, wenn 
die Frau Bundesminister heute die Presse­
konferenz um halb zwölf Uhr abhält und wenn 
sie gewußt hat, daß heute diese Pressekon­
ferenz stattfinden wird. umso notwendiger 
gewesen wäre. zwei Tage vorher, zu einem 
Zeitpunkt, in dem keine Pressekonferenz statt­
gefunden hat, an der Sitzung des Verfassungs­
und Rechtsausschusses des Bundesrates teil­
zunehmen. Sie hat aber auch dort nicht teil­
genommen. 

Ich möchte auf der einen Seite das Vorbild. 
das uns die Frau Minister Firnberg anläßlich 
der Schwedenreise in jenem Fall gegeben hat. 
genauso erwähnen wie auf der anderen Seite 
die Abwesenheit im Verfassungs- und Rechts­
ausschuß. 

Außerdem möchte ich bemerken, daß nie­
mand hier im Haus als mit ihrer Vertretung 
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Dr. Sdlambeck 

diesbezüglich beauftragt angekündigt war; 
nichts darüber ist mitgeteilt worden. 

Da es ja nicht alle Tage vorkommt, daß bei 
einem Bundesgesetz von einer Fraktion des 
Bundesrates ein Einspruch beantragt wird, 
glaube ich, daß es einer Selbst aufgabe einer 
parlamentarischen Kammer gleiChkommt, in 
einem solchen Fall nicht die Anwesenheit des 
zuständigen Regierungsmitglieds , zu beantra­
gen. Meine Damen und Herren vqn der sozia­
listisChen" Fraktion! In einem $olchen Fall 
- und das zeigen mir, einzelne Ihr�r Zwischen­
rufe - sind wir anscheinend über die Auf­
gaben parlamentarischer Demokrajtie und über 
Formen der Ministerverantwort�ichkeit ver­
schiedener Meinung. (Ruf bei d�r SPO: Wir 
haben doch keine Vorlesung! + Bundesrat 
B ö  c k: Darf ich den Redner darq.uf aufmerk­
sam machen, daß er irrt! Keine z�ei Tage! -
Ruf bei der SPO: Er hat noch n�e etwas zur 
Kenntnis genommen! - Der V 0 � s i t z e n  d e 
gibt das Glockenzeichen.) Die ISitzung des 
Verfassungs- und Rechtsausschu�ses war vor 
zwei Tagen, nämlich am Dienstag nachmittag. 
(Ruf bei der SPO: Denken Sie nach, wieviel 
t)VP-Minister in den Ausschüss�n waren!) 

Der Herr Kollege gibt mir jetzt einen sehr 
wertvollen Zwischenruf, für d�n ich mich 
höflich bedanken möchte. (Weitere Zwischen­
rufe bei der SPO.) Ich bitte Sie, meine Damen 
und Herren von der SPO-FrakÜon (Ruf bei 
der SPO: Lassen Sie die Finger�eigerei weg! 
Das ist unangenehm!), nachzule�en, und wir 
haben auch schon darüber in �nderen ähn­
lichen Fällen gesprochen, daß !wir jetzt in 
unserer Oppositionsrolle nichts landeres gel­
tend machen als das, was Sie ber�its zwischen 
1966 und 1970 praktiziert haben' (Beifall bei 
der OVP. - Ruf bei der sPq: Sie wären 
aufgestanden und hätten abg�stimmt! Das 
sind die Worte des Herrn Ge�eralsekretärs 
Withalm! - Bundesrat lng. M) a d e r: Was 
erregen Sie sich? Sie haben aucil zugestimmt, 
daß wir unterbrechen! - Der V o r  s i t z e n d e 
gibt wiederholt das Glockenzeidpen. - Bun­
desrat K 0 u b a: Wir sind nicht lauf der Uni­
versität!) Meine Damen und He�ren von der 
SPO-Fraktion! Nicht nur Sie ikönnen von 
unseren von Ihnen etwa anigenommenen 
Fehlern lernen; sondern wir au<fl1 von Ihrem 
Oppositionsverhalten. (Ruf bel der SPt): 
Fangen Sie endlich damit an zu l�rnenJ) 

Im übrigen möchte ich sagen, i daß die Gel­
tendmachung von parlamentaris�hen Rechten 
ja nicht so überraschend sein s�ll, denn das, 
was wir verlangt haben und de1p Sie freund­
licherweise auch - ich darf das Wort "freund­
liCh" hier auch in diesem Zusam�enhang ver­
wenden - zugestimmt haben, I ist nicht ein 

I 

Recht, das schikanös ausgeübt wird, denn was 
heißt "schikanös"? Hier erlauben Sie mir einen 
von der Sozialistischen Partei nominierten 
sehr prominenten Rechtslehrer zu zitieren, 
der heute nidlt mehr unter uns weilt, nämlich 
den Herrn Vizepräsidenten des Verfassungs­
gerichtshofes Professor Karl Wolff, der er­
klärte: Schikanös ist das Ausüben eines zu­
stehenden Rechtes zur Unzeit. Wenn die OVP­
Fraktion die Anwesenheit eines Ministers 
verlangt, dann . ist es nicht smikanös, weil es 
keine Ausübung eines Rechtes zur Unzeit ist, 
sondern zu dem Zeitpunkt, in dem sein Gesetz 
behandelt wird, meine Damen und Herren! 
(Beifall bei der OVP. - Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Hoher Bundesratl Wir haben daher nichts 
anderes getan, als j ene Rechte geltend ge­
macht, die audl uns, der Opposition, im Arti­
kel 75 des Bundes-Verfassungsgesetzes und 
im § 22 der Geschäftsordnung des Bundes­
rates zustehen. (Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO.) Das möchte ich nur sagen, um Ihnen 
vor Augen zu halten, daß ich nicht glaube, 
daß, um einen strafrechtlichen Entschuldi­
gungsgrund zu verwenden, ein Grund gegeben 
ist, im Zustand gerechtfertigter Entrüstung zu 
sein, wenn wir uns auf diese Bestimmungen 
der Geschäftsordnung berufen. (Ruf bei der 
SPO: Entrüstet sind wir wegen des Tonsi) 

Im übrigen, Hohet Bundesrat, möchte i ch  
sagen: I ch  halte mich an die bemerkenswerte 
Rede, die der Herr Vorsitzende des Bundes­
rates Dr. Skotton am 1 .  Feber 1 973 gehalten 
hat und in der er der Meinung Ausdruck 
gegeben hat, es sollte sich das Geschehen auch 
im Bundesrat in der Sicht der Politik nicht als 
eine Donquichotterie abspielen, und wir haben 
auch. nicht die Aufgabe, hier ein mehr oder 
weniger gut gelungener Abklatsch der ersten 
Kammer des Parlaments zu sein oder das zu 
wiederholen, was dort gesprochen wurde. 

Meine sehr Verehrten I Eine zweite Kammer, 
ganz gleich, ob sie Ausdruck. des konserva­
tiven Elements ist, wie das frühere Herren­
haus, der Senat in Bayern oder das House of 
Lords in London, oder ob .sie Auftrag ist, das 
föderalistische Element zum Tragen ,zu bringen, 
jede zweite Kammer in einem Parlament hat 
eine Korrekturfunktion! Und wenn wir uns 
kritisch mit einem im Nationalrat verabschie­
deten Gesetz beschäftigen, so geben wir der 
Glaubwürdigkeit Ausdruck., daß eben unser 
Geschehen hier keine Donquichotterie sein 
soll, wie Kollege Skotton treffend diesen Aus­
druck. geprägt hat. 

Wir sind nämlich der Meinung, meine 
Damen und Herren, daß der § 6, daß der 
Artikel I des Krankenpflegefachdienstgesetzes, 
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der Novelle zum Krankenpflegefachdienstge­
setz (Ruf bei der SPO: Also welcher jetzt?) 
und der Artikel III dieser Novelle uns Anlaß 
gibt, verfassungsrechtliche Bedenken geltend 
zu madlen. 

§ 6 der neuen Fassung lautet: 

, , (1 )  Die Ausbildung in der allgemeinen 
Krankenpflege und in der Kinderkranken- und 
Säuglingspflege dauert vier Jahre. 

. 

(2) Das erste Ausbildungsjahr dient der 
Vertiefung der Allgemeinbildung und der Vor­
bereitung auf die Ausbildung im Kranken­
pflegefachdienst und ist gemäß den einschlä­
gigen schulrechtlichen Vorschriften am Sitz 
einer Krankenanstalt zu führen." 

Im Artikel III kann im ersten Absatz gelesen 
werden: 

"Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist hinsidltlidl des Artikels I Z. 2, soweit es 
sich um die Führung de

'
s ersten Ausbildungs­

jahres gemäß den einschlägigen schulredlt­
lichen Vorschriften handelt, der Bundesmini­
ster für Unterricht und Kunst, . . .  betraut." 

Meine Damen und Herrenl Wer diesen 
Artikel I und dazugehörend Artikel III dieser 
gegenständlich zur Behandlung befindlichen 
Novelle zum Krankenpflegefachdienstgesetz 
ansieht, der kann bei einem Vergleich dieser 
Bestimmung mit dem Artikel 14 Abs. 10 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes 1920 in der Fas­
sung der Novelle 1 962 anläßlich der Verab­
sd:liedung der Schulgesetze feststellen, daß es 
sich hier um eine Materie handelt, welche eine 
qualifizierte Mehrheit verlangt. Erlauben Sie 
mir, diesen Artikel vorzulesen: 

"In den Angelegenheiten der Schulbehörden 
des Bundes in den Ländern und politischen 
Bezirken, der Schulpflicht, der Schulorganisa­
tion, der Privatschulen und des Verhältnisses 
von Schule und Kirchen . . .  einschließlich des 
Religionsunterrichtes in der Schule, soweit es 
sich nicht um Angelegenheiten der Hoch­
schulen ' "  handelt, können Bundesgesetze 
vom Nationalrat nur in Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge­
gebenen Stimmen beschlossen werden." 

Wie aus dem Protokoll des Nationalrates 
hervorgeht, konnte der damals den Vorsitz 
führende Herr Dritte Präsident des National­
rates OUo Probst keine so qualifizierte Mehr­
heit des Präsens- und Konsensforums feststel­
len. Sie war auch schon deshalb nicht mög­
lich, weil ja hier die Osterreidlisdle Volks­
partei und die Freiheitliche Partei Osterreichs, 
die beiden Oppositionsparteien, gegen dieses 
Gesetz gestimmt haben. 

Meine Damen und Herren! Es war daher 
auch der Frau Bundesminister Leodolter nicht 
allein aus der gestrigen Tagespresse bekannt, 
daß dagegen im Bundesrat aus verfassungs­
rechtlichen Grün.den Einspruch erhoben wird, 
sondern es war ihr auch bekannt, daß es sich 
um ein Bundesgesetz handelt, das schon unter 
Meinungsverschiedenheiten und kontroversiell 
im Nationalrat behandelt wurde. 

Jetzt darf ich die BemeIikung des Herrn 
Kollegen Schipani beantworten, die er im Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten gemacht hat. Kollege Schipani sagte : 
Wie hat denn der Verfassungsdienst des Bun­
deskanzleramtes hier reagiert? Ich darf diese 
Stellungnahmen vorlesen und sagen : Dieser 
Standpunkt erhärtet noch unsere Ablehnung 
und unsere Begründung. 

Ich darf zunächst auf die Stellungnahme des 
Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes 
zur Regelung des Krankenpflegefachdienstge­
setzes, zur Novellierung verweisen. Ich zitiere 
wörtlich, Hoher Bundesrat: 

"N ach der nunmehrigen Regelung . . .  des 
Entwurfes soll die Ausbildung für den Kran­
kenpflegefachdienst insofern geändert werden, 
als im ersten Ausbildungsjahr die Ausbildung 
zur Vertiefung der Allgemeinbildung und der 
Vorbereitung auf die Ausbildung im Kranken­
pflegefachdienst ,gemäß den einschlägigen 
schulrechtlichen Vorschriften' stattzufinden 
hat." (Bundesrat W a 1 1  y: "Gemäß", heißt es 
da!) 

Jawohl, gemäß den schulrechtlichen Bestim­
mungen (W a 1 1  y: Dabei bleiben wir!), und, 
Herr Bundesrat Wally, gerade dieses "gemäß 
den . . .  schulrechtlichen Vorschriften" bezieht 
sich auf den Artikel 14 Abs. 10, was ich 
sogleich vorlesen werde: 

"Damit stellt sich neuerlich jene Frage" -
schreibt der Verfassungsdienst des Bundes­
kanzleramtes -, "die bereits beim Zustande­
kommen des seinerzeitigen Stammgesetzes dis­
kutiert wurde, nämlich inwieweit die Kranken­
pflegefachschulen dem Begriff der Schule im 
Sinne des Artikels 14 Bundes-Verfassungs­
gesetz einzuordnen sind. Die nunmehrige 
Regelung des § 1 0  Abs. 2 läßt eine Beantwor­
tung dieser Frage wohl nur in der Richtung 
zu, daß zumindest die Tätigkeit im ersten Aus­
bildungsjahr" - jetzt bestätigend - "dem Be­
griff ,Schulwesen' zuzuordnen ist" - der 
Zwischenruf des Kollegen Wally hat eben 
sehr richtig unterstrichen, daß es auf diesen 
Begriff, den Sie hervorgehoben haben, Herr 
Bundesrat, ankommt - "und daher in diesem 
Umfang die allgemeinen schulrechtlichen Be­
stimmungen zur Anwendung kommen. Damit 
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ist j edoch . . .  " ,  ich zitiere den Verfassungs­
dienst des Bundeskanzleramtes zu diesem Ge­
setz. "Damit sind j edoch eine Reihe von 
Problemen zu klären. Das Bundeskanzleramt­
Verfassungsdienst möchte sich zunächst nur 
mit einem Hinweis auf diese Problematik be­
schränken . . .  " 

Hoher Bundesrat! Als der Entwurf zu einem 
Schulunterrichtsgesetz, eine genau auf dersel­
ben Ebene liegende Materie in Behandlung 
stand, hat die SPO-.Fraktion zunächst unseren 
Standpunkt nicht geteilt, daß eine qualifizierte 
Mehrheit nach Artikel 14 Abs. 10 erforderlich 
ist. Wir haben dann dagegen ein Gutachten 
ejngeholt. Der Verfassungsdienst hat sich 
unserem Standpunkt angeschlossen und auch 
Ihre Fraktion. 

Erlauben Sie mir, hier dieses Gutachten des 
Verfassungs dienstes zu zitieren, zum zweiten 
Mal Ihre Frage, Herr Kollege Scb.ipani, beant­
wortend, allerdings unsere Begründung erhär­
tend. Ich zitiere wieder auch für Sie dieses 
Gutachten, um j etzt diese Antwort zu geben, 
wobei ich mich freue, daß ich zum Unterschied 
vom Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hier die Antwort auch in An­
wesenheit des zuständigen Fachministers 
geben kann. Ich zitiere wieder wörtlich: 

" Der Begriff der ,Schulorganisation' ist nicht 
starr an die Regelungen des Schulorganisa­
tionsgesetzes gebunden, sondern er erstreckt 
sich auch auf Regelungen, die eine inhaltliChe 
Fortentwicklung" - was hier bei der Novelle 
zum Krank,enpflegefachdienstgesetz der Fall 
ist - "des im Schulorganisationsgesetz gere­
gelten Rechtsbereiches darstellen. Der Begriff" 
- ich zitiere weiter wörtlich das Gutachten 
des Verfassungsdienstes - " ,Angelegenhei­
ten der Schulorganisation' erfaßt demnach alle 
Regelungen, die im Schulorganisationsgesetz 
enthalten sind, sowie j ene Regelungen, die 
nach ihrem inhaltlichen Gehalt systematisch 
dem sich aus der Gesamtheit der Regelungen 
des Schulorganisationsgesetzes ergebenden 
Rechtsgebiet angehören." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Damit ist eindeutig der Zusammenhang von 
Artikel 14 Abs. 10 und Artikel I und Artikel III 
des gegenständlichen Gesetzes angesprochen. 

Ich möchte betonen, daß nicht nur die gerade 
1962 beschlossenen Gesetze, sondern auch alle 
künftigen, diese Matede betreffenden Gesetze 
unter die erschwerten Beschlußbedingungen 
des Artikels 14 Abs. 10 gestellt sind, was sich 
j a  auch aus dem Wort "Angelegenheiten" er­
gibt. Dies bestätigt auch die wiederholte 
R echtsprechung des Verfassungsgerichtshofes, 
daß der Gesetzg,eber dann zuständig sei, alle 

Zwecke der angegebenen Materie zu regeln, 
wenn sie mit den Worten ,,-wesen" oder "An­
gelegenheiten" umschrieben sind. 

Ich möchte auch folgendes betonen, Hoher 
Bundesrat: Eine Interpretation dahin gehend, 
dje Materie "Schulwesen" durch die in Arti­
kel 14 Abs. 10 B-VG genannten Angelegen­
heiten erschöpfend umschrieben zu sehen, 
hätte ja zur Konsequenz, daß der Sinn der 
Generalklausel des Artikels 14 Abs. 1 besei­
tigt würde. Der rechtstechnische Zweck der bei 
Kompetenzabgrenzungen - hier zugunsten 
des Bundes - verwendeten Generalklauseln 
besteht ja darin, eine nicht genau begrenz­
bare oder durch technische, wirtschaftliche 
oder soziale Entwicklung, wie in diesem Fall, 
veränderliche Materie dennoch erschöpfend zu 
regeln, dergestalt, daß nicht ausdrücklich auf­
gezählte Angelegenheiten entweder dem einen 
oder dem anderen Kompetenzbereich zur 
Regelung zugewiesen werden können. Das ist 
in diesem Fall ,eindeutig gegeben. 

Ich verweise zusammenfassend noch einmal 
auf die erste Stellungnahme des Verfassungs­
dienstes zu dieser Novelle zum Krankenpflege­
fachdienstgesetz, wo die Problematik festge­
stellt wurde. ICh verweise zweitens darauf, 
daß der Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes unserem Rechtsstandpunkt im Zusam­
menhang mit ,dem SChulunterrichtsgesetz, das 
in dieser Frage gleichgelagert ist, Rechnung 
getragen und uns recht gegeben hat. Ich ver­
weise auf diese von mir zitierten Steilung­
nahmen. 

Meine Damen und Herrenl Gerade der Bun­
desrat sollte sich bei Fragen der Kompetenz­
verteilung und bei Fragen eines verfassungs­
gemäßen Verabschiedens eines Bundesgeset­
zes seiner Korrek.turfunktion besonders be­
wußt sein. 

Und iCh möchte auch, wenn auch nur im 
Bundesrat sagen: Wir können die Verantwor­
tung der zweiten Kammer des Parlaments an 
niemanden delegieren, auch nicht an einen 
Gerichtshof. 

Da beziehe ich mich auf j ene Äußerung 
- nicht verfassungsrechtlicher Natur, die hätte 
mich dann besonders interessiert, sondern 
politischer Natur -, die nämlich ein Politiker 
gemacht hat, den ich auch als Rechtstheore­
tiker sehr schätze und den ich, wenn Sie sich 
an meine Rede zum Volksbegehrengesetz zu­
fällig erinnern, auch zitiert habe, nämlich der 
Klubsekretär der SPO, Nationalrat Dr. Heinz 
Fischer, dessen Schriften zur Verlebendigung 
des Parlamentarismus sowohl in der "Zu­
kunft" als auch in Sammelbänden als auch 
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sein Kommentar Czemy-FisCher zur GesChäfts­
ordnung des Nationalrates beachtenswert 
sind. 

Was Fischer in der Aus-gahe der "Tiroler 
Tageszeitung" vom 28. März 1973 - er hat 
gewußt, daß wir uns mit diesem Gesetz kri­
tisCh beschäftigen -,- feststellt, zitiere ich wört­
lich : 

"Klubsekretär Fischer meinte demgegen­
über, die OVP hahe die gestern vorgebrachten 
verfassungsrechtlichen Einwände in den 
monatelangen Beratungen des Nationalrates 
über das KrankenpflegefaChdienstgesetz nie 
geäußert. Fischer wörtliCh : ,Ich nehme nicht 
an, daß wir uns im Bundesrat davon beein­
drucken lassen werden.' Und" - und an die­
sen letzten Satz erlauben Sie mir einige Be­
merkungen anzufügen -: " ,Dafür gibt's die 
GeriChtshöfe.' " 

Jawohl, meine Damen und Herren : Wir wer­
den auch nicht zurückschrecken, den Weg zu 
einem Höchstgericht des öffentlichen Rechtes 
anzutreten, wenn man diesen verfassungs­
rechtlichen B edenken nicht Rechnung trägt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich finde es aber nicht der Glaubwürdigkeit 
parlamentarischer Demokratie zu entsprechen, 
wenn man, ohne eine Antwort, eine Entgeg­
nung verfassungsrechtlicher Natur auf unsere 
Bedenken zu geben, einfach zur Antwort gibt: 
Ganz gleich, wie die immer sich entscheiden 
werden oder was die meinen - dafür gibt's 
ja noch Gerichtshöfe. 

Es gibt auch eine bestimmte Form politischer 
Gewaltenteilung, die zu beaChten ist :  daß näm­
lich jede Staatsfunktion und jeder in Staats­
funktion tätige Organwalter verpflichtet ist, 
seine Rechte zu gebrauchen und einzusetzen. 
Und hier kommt es darauf an, daß wir im 
Bundesrat die Einhaltung der Vorschriften der 
Verfassung beachten. Das tut meine Fraktion, 
wenn sie die Bedenken verfassungsrechtlicher 
Natur beim Zustandek.ommen der Novelle zum 
Krankenpflegefachdienstgesetz hier äußert. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, und 
das erlauben Sie mir als Anmerkung unter 
dem Strich hinzuzufügen : Ich halte es nicht 
einmal für sonderlich klug, wenn nach der 
Debatte über die Mitgliedschaft beim Verfas­
sungsgerichtshof bei der jüngsten Ernennung 
ein Klubsekretär einfach ,sagt: Ganz gleich­
gültig, welche Meinung die immer äußern, wir 
gehen gleich zu einem bestimmten Gerichts­
hof. Denn, meine sehr Verehrten, es ist vom 
politologischen Standpunkt ja höchst beach­
tenswert, und ich werde es auch demnächst in 
einem BuCh, an dem ich jetzt schreibe, zitie­
ren, wenn der Klubchef der SPO, Leopold 

Gratz, sehr richtig sagt: Die Mehrheitsfraktion 
hat die Aufgabe, die Regierung zu unterstüt­
zen. Das ist selbstverständlich. Die Regierung 
und die Mehrheitsfraiktion haben in einer par­
lamentarischen Demokratie sehr eng zusam­
menzuarbeiten. Ich habe aber, Hoher Bundes­
rat, noch nie eine Stelle gesehen, wo drinnen 
steht, daß die entsprechenden Fraktionen in 
Gerichtshöfen einen Grund hätten, zusammen­
zuarbeiten. 

Ich möchte auch meinen, daß wir niCht einen 
Weg gehen sollten und auCh nicht wollten 
- ich glaube; da sind wir alle einer Mei­
nung -, in dem das Parteipolitische in den 
Gerichtshöfen eine Rolle spielt. 

Wenn man allerdings vor Verabschiedung 
eines Gesetzes -im Bundesrat verfassungsrecht­
liche Bedenken damit beantwortet, daß man 
einfach sagt : Da werden wir schon in Ruhe 
dem entg,egensehen, da gehen wird halt zu 
den Gerichtshöfen!,  dann möchte ich ehrlich . . . 

(Bundesrat W a  1 1  y: Sie müssen aber über­
legen, daß Sie immer nur eine Zeitung zitie­
ren und nicht den Klubsekretär!) 0 ja, es ist 
hier wörtlich gestanden: "Und: ,Dafür gibt's 
die Gerichtshöfe.' .. 

Was ich auch als bedauerlich ansehe - das 
war schon gestern in einschlägigen Zeitungen 
auch anderer Natur der Fall -, ist, daß man 
schon gestern, bevor unser Antrag mit aus­
gesprochener Begründung eingebracht worden 
ist, daß man schon zu diesem Zeitpunkt den 
ablehnenden Standpunkt durch Klubsekretär 
Fischer zum Ausdruck bringt. (Bundesrat 
B e  d n a r: Weil er eine andere Rechtsansicht 
hat!) 

Hoher Bundesrat! Wir stehen zu unserer 
Begründung, und wir sind .der Meinung, daß 
wir nötigenfalls auch die Möglichkeit einer 
Anfechtung beim Verfassungsgerichtshof 
haben, um j etzt beim Weg Heinz Fischers zu 
bleiben. 

ICh selbst habe meine Ausführungen begon­
nen mit einer Zitierung unseres Bundesrats­
vorsitzenden Dr. Skotton, daß wir keine Don­
quichotterie im Bundesrat aufführen wollen. 
Die heutige Debatte zu diesem Punkt zeigt 
ja auch, welche Aspekte Ministerverantwort­
lichkeit, parlamentarische Demokratie und Ge­
waltenteilung haben können. 

Lassen sie mich mit dem Zitat eines Soziali­
sten auch enden, eines Sozialisten, den wir 
auch im Jahre 1 973 in Dankbarkeit für das 
zitieren sollen, was er im Jahre 1962 neben 
Heinrich Drimmel und neben Ludwig Weiß 
geleistet hat, gemeinsam mit Harwalik zum 
Schulgesetzwerk 1 962, zum Zustandekommen 
j ener Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetz, 
welche in der Stelle des Artikels 14 Abs. 1 0  
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heute gegenständlich ist. Ich meine den Ab­
geordneten zum Nationalrat und Präsidenten 
des Wiener Stadtschulrates Dr. Max Neuge­
bauer, der in der Debatte anläßlich der Be­
schlußfassung der Schulreformgesetze 1962 im 
Nationalrat erklärte - ich zitiere wörtlich 
Neugebauer -: 

"Ist es nicht besser, wenn man für ein so 
wichtiges Gebiet die Parteien aneinanderbin­
det, daß sie sich an einen Tisch setzen und 
verhandeln müssen und nur das durchbringen, 
was notwendig und was für beide akzeptabel 
ist? Solange es vernünftige Leute in der Poli­
tik gibt, denen am Gesamtinteresse etwas 
liegt, wird dies immer möglich sein, und man 
wird immer einem notwendigen Wandel der 
Zeit entsprechen können. Unsere politischen 
Väter haben seinerzeit die paktierte Gesetz­
gebung in Schulfragen eingeführt, genau aus 
denselben Uberlegungen heraus, wie wir dies 
heute mit der Stellung unter den besonderen 
Schutz der Verfassung tun." 

Hoher Bundesrat I Meine Damen und Her­
ren ! Meine Fraktion spricht diesen Schutz die­
ser Verfassung, den Neugebauer angesprochen 
hat, hier bei diesen Punkten der Novelle zum 
Krankenpflegefacbdienstgesetz an. Aus diesem 
Grund stellen wir den A n  t r a  g auf Ein­
spruch -gegen dieses Gesetz und haben unse­
rem Antrag die Begründung für diesen Ein­
spruch beigefügt, damit dieses Gesetz nach 
seiner Rück.verweisung an den Nationalrat 
verfassungsgemäß verabschiedet werden kann. 

Ich möchte aber auch gleichzeitig einen 
zweiten Antrag stellen, nämlich im Sinne des 
§ 31 Abs. B der Geschäftsordnung die General­
und Spezia1debatte unter einem abzuführen. 
(Beifall bei der avp.) 

Vorsitzender: Der Antrag der Bundesräte 
Dr. Schambeck. und Genossen, gegen den vor­
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
Einspruch zu erheben, ist genügend unter­
stützt und steht demnach zur Verhandlung. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer um Verle­
sung dieses Antrages. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

A n t r a g  

der Bundesräte Dr. Schambeck und Genos­
sen betreffend Einspruch des Bundesrates 
gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. 3. 1 913 über ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betref­
fend die Regelung des Krankenpflegefach­
dienstes, der medizinisch-technischen 
Dienste und der Sanitätshilfsdienste geän­
dert wird (560 und 695 sowie 936-BR113 der 
Beilagen). 

Die unterzeichneten Bundesräte stellen 
den Antrag : 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates vom 20. März 1 913 über ein Bun­
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz betref­
fend die Regelung des Krankenpflegefach­
dienstes, der medizinisdl-technischen 
Dienste und der Sanitätshilfsdienste geän­
dert wird (560 und 695 sowie 936-BR113 der 
Beilagen), wird Einspruch erhoben. 

Begründung : 

Am 20. März 1 913 wurde vom Nationalrat 
in zweiter und dritter Lesung die vorlie­
gende Novelle zum Krankenpflegefach­
dienstgesetz mit den Stimmen der soziali­
stischen Abgeordneten gegen die Stimmen 
von OVP und FPO angenommen. 

Diese Novelle sieht als wichtigste Neue­
rung die Einführung eines neuen Schuljah­
res (§ 6) vor, das der bisherigen dreijährigen 
Ausbildung in der allgemeinen Kranken­
pflege sowie der Kinderkranken- und Säug­
lingspflege vorangehen soll und der Ver­
tiefung der Allgemeinbildung und der Vor­
bereitung auf die Krankenpflegeausbildung 
dient. 

Dieses Ausbildungsjahr ist "gemäß den 
einschlägigen schulrechtlichen Vorschriften" 
zu führen. Mit der Vollziehung dieses Bun­
desgesetzes ist hinsichtlich dieser Bestim­
mung, "soweit es sich um die Führung des 
ersten Ausbildungsjahres gemäß den ein­
schlägigen schulrechtlichen Vorschriften 
handelt, der Bundesminister für Unterricht 
und Kunst" betraut (Artikel III) . 

Artikel 1 4  Abs. 10 B-VG normiert : "In 
den Angelegenheiten der Schulbehörden des 
Bundes in den Ländern und politischen Be­
zirken, der Schulpflicht, der Schulorganisa­
tion, der Privatschulen und des Verhältnis­
ses von Schule und Kirchen (Religions­
gesellschaften) einschließlich des Religions­
unterrichtes in der Schule, soweit es sich 
nicht um Angelegenheiten der Hochschulen 
und Kunstakademien handelt, können Bun­
desgesetze vom Nationalrat nur in Anwe­
senheit von mindestens der Hälfte der Mit­
glieder und mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlos­
sen werden." 

Bereits in der Stellungnahme zum Mini­
sterialentwurf des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz führte der 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes 
unter GZ 85.010-2cI12 aus, daß die nun­
mehrige Regelung der Novelle die Beant-
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Schriftführer 

wortung der Frage, inwieweit die Kranken­
pflegefachschulen dem Begriff der Schule im 
Sinne des Artikels 1 4  B-VG einzuordnen 
sind, wohl nur in der Richtung zuläßt, "daß 
zumindest die Tätigkeit im ersten Ausbil­
dungsj ahr dem Begriff ,Schulwesen' zuzu­
ordnen ist und daher in diesem Umfang die 
allgemeinen schulrechtliChen Bestimmungen 
zur Anwendung kommen." 

Dadurdl ist klargestellt, daß zumindestens 
Teile der vorliegenden Novelle unter das 
im Artikel 1 4  Abs. 1 0  B-VG normierte qua­
lifizierte Quorum der Anwesenheit von min­
destens der Hälfte der Mitglieder des Natio­
nalrates und einer Mehrheit von zwei Drit­
teln der abgegebenen Stimmen fallen. Dem 
widerspricht allerdings die Feststellung vom 
Dritten Präsidenten des Nationalrates, atto 
Probst, der wörtlich anläßlich der Beschluß­
fassung feststellte : "Der vorliegende Gesetz­
entwurf ist auch in dritter Lesung mit Mehr­
heit angenommen." Da die qualifizierte 
Mehrheit gemäß Artikel 14 Abs. 10 B-VG 
nicht gegeben war, ist dieser Gesetzes­
besChluß des Nationalrates vom 20. März 
1 973 nicht verfassungsmäßig zustande ge­
kommen. 

Es ist daher notwendig, daß der Bundes­
rat gegen diesen verfassungsrechtlich 
bedenklichen Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates Einspruch erhebt. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Schrift-
führer für die Verlesung. 

Es liegt ferner der Antrag vor, General-
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 
Das ist ein gesdläftsordnungsmäßiger Antrag, 
der ohne Debatte zur Abstimmung gelangt. 

Ich bitte j ene Mitglieder des Bundesrates, 
die diesem Antrag zustimmen, um ein Hände­
zeichen. - Es ist dies Stimmeneinhelligkeit. 
Der Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen, ist somit angenommen. 

Ich möchte jetzt ein Versäumnis nachholen 
und die im Hause erschienene Frau Bundes­
minister Dr. Leodolter herzlich begrüßen. (All­
gemeiner Beifall.) 

Die Frau Bundesminister hat sich zum Wort 
gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Hoher Bundesratl 
Sehr ·geehrter Herr Vorsitzender! Lassen Sie 
mich zu der bisherigen Debatte über die Frage 
der verfassungs rechtlichen Bedenken folgen­
des feststellen: 

Wie bereits ausgeführt, hat der Verfas­
sungsdienst des Bundeskanzleramtes in einer 
Stellungnahme zum Ministerialentwurf die 

Problematik der Anwendung allgemeiner 
schulred1 tlicher Bestimmungen aufgegriffen 
und eine interministerielle Besprechung zwi­
schen den beteiligten Ministerien angeregt. 

Eine solche Besprechung hat auch stattgefun­
den. Sie hat zu einem Einvernehmen zwischen 
dem Gesundheitsministerium und dem Unter­
richtsministerium geführt und in einer ent­
sprechenden Änderung des Ressortentwurfes 
ihren Niederschlag gefunden. 

Während der langen parlamentarischen Be­
ratungen im Nationalrat wurde auch dieses 
Problem nicht releviert. 

Wenn nunmehr hier im Bundesrat Beden­
ken, wie sie Herr Bundesrat Dr. Schambeck: 
formuliert hat, auftauchen, dann darf ich Ihnen 
eine Stellungnahme des Leiters der Rechts­
abteilung des Unterrichtsministeriums, also 
jenes Ressorts, dessen Kompetenz hier in 
erster Linie betroffen ist, zur Kenntnis brin­
gen, die mir Herr Bundesminister Sinowatz 
zur Verfügung gestellt hat. Ich zitiere : 

§ 6 Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses bestimmt: 
Das erste Ausbildungsj ahr der vierjährigen 
Krankenpflegeausbildung dient der Vertiefung 
der Allgemeinbildung und der Vorbereitung 
auf die Ausbildung im Krankenpflegefach­
di enst und ist gemäß den einschlägigen schul­
rechtlichen Vorschriften zu führen. 

Die übrigen Bestimmungen mit Ausnahme 
der Vollziehungsklausel betreffen nur das 
zweite bis vierte Ausbildungsjahr, die keine 
Schule im Sinne des Artikels 14 des Bundes-
Verfassungsgesetzes bilden - bloße Kenntnis­
und Fertigkeitsvermittlung -, sodaß diese in 
der vorliegenden Untersuchung ohne Belang 
sind. 

Die Vollziehungsklausel bestimmt im Arti­
kel III Z. 1 lit. a des Gesetzesbeschlusses : 
Mit der Vollziehung des Artikels I Z. 2, soweit 
es sich um die Führung des ersten Ausbil­
dungsj ahres gemäß den einschlägigen schul­
rechtlichen Vorschriften handelt, ist der Bun­
desminister für Unterricht und Kunst betraut. 

Die oben dargestellten Gesetzesbestimmun­
gen sind nur deklarativer Natur. Sie legen 
fest, daß für das erste Jahr, dessen Einordnung 
in die gesamte Krankenpflegeausbildung bloß 
beschrieben wird, eben nicht die Bestimmun­
gen dieses Gesetzesbeschlusses, sondern die 
des Schulrechtes Anwendung zu finden haben. 
Es werden dies insbesondere die Regelungen 
des Privatschulgesetzes sein, da der Bund 
keine Krankenpflegeausbildung betreibt und 
nur er im Hinblick: auf Artikel 1 4  Abs. 6 

Bundes-Verfassungsgesetz öffentliche Schulen 
für das erste Jahr der Krankenpflegeausbil­
dung führen könnte. 
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Durch die erwähnten Bestimmungen des Ge­
setzesbeschlusses wer.den weder die angeführ­
ten Schulgesetze noch sonstige Schulgesetze 
berührt; es wird nur ihre Gültigkeit für die 
schulmäßige Krankenpflegeausbildung im 
ersten Jahr bekräftigt. Diese Bestimmungen 
des Gesetzesbeschlusses haben daher nur 
deklarativen Charakter. 

Es steht der Bundesgesetzgebung zu, in 
einem nach Artikel 31 Bundes-Verfassungs­
gesetz zu beurteilenden Gesetzgebungsver­
fahren auf Regelungen deklarativ hinzuwei­
sen, die nach Artikel 14 Abs. 10 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zu erzeugen sind. 

Die Erklärung, die die Frau Bundesminister 
soeben abgegeben hat, erübrigt es mir, auf 
diesen Teil der Debatte nochmals einzugehen. 

Ich bin sehr froh darüber, denn ansonsten 

hätte es, zumindest bei den Rechtskundigen 

in Ihrer Fraktion, wahrscheinlich zur Meinung 

geführt, ich hätte mich einer - es ist ein 

bißchen schwer auszudrücken - injuridischen 

Arroganz befleißigt, wenn ich nun ve!1sucb.t 

hätte, -aus welchen Motiven ich den Darlegun­
gen von Professor Schambeck nicht zu folgen 

imstande war, darzulegen. Sollten also hier 

Fragen strittig sein, dann muß wirkliCh hoch­

qualifiziertes juristisches Personal mit dieser 

Frage befaßt sein. 
Für die erwähnten Bestimmungen des Ge­

setzesbeschlusses war sohin die Anwesenheit Meine Damen und Herren! Nun aber zum 

von mindestens einem Drittel der Mitglieder eigentlichen, für das ich fachlich eher zustän­

des Nationalrates und die unbedingte Mehr- J dig bin. 

heit d er abgegebenen Stimmen zur Beschluß- Wenn im Hohen Haus ein Abgeordneter 
fassung durch den Nationalrat erforderlich. der Oppositionsparteien seinen Diskussions­
Der Gesetzesbesmluß · ist daher verfassungs- beitrag geschlossen hat mit den Worten: Die 
mäßig zustande gekommen. Ein Ferngespräch Novellierung dieser Novelle zeichnet sich 
am 28. 3. 1 913 mit dem für das Schulwesen schon am Horizont ab !,  so war er berechtigt, 
zuständigen Abteilungsleiter im Bundeskanz- diesen Satz zu sprechen, weil er bereits in den 
leramt-Verfassungsdienst, Ministerialsekre- Erläuterungen zu diesem Gesetz angekündigt 
tär Dr. Weiss, bestätigte diese Rechtsauffas- ist. Im Abschnitt "Allgemeines" der Erläute­
sung. rungen begründet d as Ministerium die Novel­

Im habe dieser Stellungnahme des zustän­
digen Bundesministeriums nichts hinzuzu­
fügen. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet i.st Herr Bundesrat Dr. Gisel. Ich erteile 
ihm das Wort. {Bundesrat H e  i n z i n g e r: 
Frau Minister! Haben Sie nicht vergessen, 
einen zweiten Zettel zu verlesen, auf dem 
steht, warum Sie so spät kommen?) 

lierung dieser Novelle überaus. Es geht darum, 
daß wir in einer schwierigen Gesetzesmaterie 
einige Schritte vorwegnehmen, weil sie uns 
dringlich zu sein scheinen. 

Ich möchte meinen Beitrag mit der Gegen­
überstellung einiger Zahlen beginnen. Diplo­
miertes Krankenpflegepersonal in Osterreich 
im Ablauf von zehn Jahren, 1961 und 1 91 1 ,  
soll einander gegenübergestellt werden. 

Wir hatten -im Jahre 1961 9100 und 1911 
Herr Bundesrat Heinzinger! Wenn der Vor-

sitzende spricht, gibt es keine Zwischenrufe. 1 2.81 3 qualifizierte diplomierte Krankenpfle-

Ich bitte, das zu beaChten. ger. Wir hatten 38 Krankenpflegeschulen im 
Jahre 1961 und 48 im Jahre 191 1 .  

Bundesrat Dr. Gisel (SPO) : Herr Vorsitzen­
der l Frau Minister! Hoher Bundesrat I Wir 
haben der UnterbreChung der Sitzung zuge­
stimmt, um nicht Empfindlichkeiten bei der 
Minderheit größer werden zu lassen, als not­
wendig wäre. 

Wir, in unserer Fraktion, wußten, daß der 
Herr Vizekanzler die Vertretung der Frau 
Bundesminister übernommen hat. Er hatte alle 
Unterlagen bei sich, um auf Fragen, um auf 
Einwürfe zu antworten. 

Sie,  meine Damen und Herren von der ande­
ren Fraktion, haben erklärt, Sie hätten von 
dieser Vertretung nichts .gewußt. Das war für 
uns bestimmend, Ihrem Wunsche nachzugehen, 
woraus Sie aber bitte keine Präjudizierung 
ableiten wollen. 

Die Zahl der Krankenpflegeschüler betrug 
1 96 1  2531 und im Jahre 1 91 1  4636. 

Die höchste Absolventenzahl in den Kran­
kenpflegesChulen hatten wir 1 91 1  - die Zahl 
von 1 912 steht mir noch nicht zur Verfü­
gung -, sie betrug 128 1 .  

In den medizinisch-technischen Schulen 
haben wir eine ähnliche Entwicklung aufzu­
zeigen. 1961 waren 54 Personen in der Physio­
therapie beschäftigt, zehn Jahre später 1 33. 

Im medizinisch-technischen Laboratoriums­
dienst 248, gestiegen auf 323. 

Im radiologisch-technischen Dienst 49, er­
höht 'auf 99. 

Im Diätdienst 22, gestiegen auf 29. 
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Der medizinism-technische Fachdienst hatte 

I 
Ja, meine Damen und Herren, man kann 

1961 überhaupt noch keine Vertretung in den sim auch in einer Sitzung des Bundesrates 
Spitälern, nun sind es 400. bei dem einen Tagesordnungspunkt nimt von 

Stations gehilfen gab es 1 96 1  überhaupt noch einem anderen distanzieren. Wir müssen auch 

nicht nun sind es 559. Ähnlim ist es bei den unseren Krankenpflegerinnen zugestehen, daß 

o e 
'
at' eh'lfen sie im Fall einer Verheiratung ihren Beruf p r lOnsg 1 . 

nimt weiter ausüben. Das betrifft zum Bei-
Weitere Zahlen will im Ihnen gerne erspa- spiel im Bereich der Stadt Wien, über welche 

ren. ich über eine gewisse Ubersicht verfüge, doch 
Wir sehen also, daß in den vergangenen 300 Krankenpflegerinnen im Jahr, die deshalb 

Jahren versucht wurde, den Erfordernissen ihrem Dienst entsagen und auch nach ein­
der modernen Medizin, die sich in den Kran- dringlicher Befragung - und glauben Sie mir, 
kenhäusern abspielt, personalmäßig Rechnung auch ich habe mich an solchen Versumen 
zu tragen. Die Situation ist unbefriedigend. beteiligt - nicht gewillt sind, in den Kranken­
Die Abwanderung von Krankenpflegekräften pflegedienst in den Spitälern zurückzukehren. 
ist besonders auffällig, und die Bettensperre 
ist ja von Ihnen in Ihren Arbeitsunterlagen, 
die Ihre Gesundheitsexperten entwickelt 
haben, besonders markant herausgestrichen 
worden. 

Aber, meine Damen und Herren, die Ab­
wanderung von Krankenpflegepersonal und 
die Bettensperre, die Stillegung von Abtei­
lungen und die überaus bedauerliche nicht 
genügende Nützung von sehr aufwendig 
installierten Abteilungen ist ja korreliert mit 
einem anderen Phänomen, das ich hier nicht 
unterschlagen möchte. Es ist korreliert mit 
dem Mangel an praktischen Ärzten. Denn 
wenn ein Kranker in Heimpflege einer täg­
lichen Injektionsbehandlung bedarf, der prak­
tische Arzt aber nicht erreichbar ist oder sich 
außerstande sieht, diese Behandlung mittels 
Injektionen vorzunehmen, dann bleibt als 
einzige Wahrscheinlichkeit, daß dem Patien­
ten geholfen werden kann, die Einweisung 
ins Krankenhaus und dementsprechend ein 
überaus starker Belag in unseren Kranken­
anstalten. Das kan.n ich beweisen. 

Jch habe Ihnen llJerichtet, wie die Zahl des 
diplomierten Krankenpflegepersonals zuge­
nommen hat. Wie sieht das bei den prakti­
schen Ärzten in Osterreich aus? Im Jahr 1 962 
hatten wir 6313 praktische Ärzte und neun 
Jahre später 5308 praktische Ärzte in Tätig­
keit. Ziehen wir von diesen praktischen 
Ärzten noch diejenigen ab, die ausschließlich 
in Krankenanstalten und nicht in der freien 
Praxis täUg sind das waren 1 962 
1 059 Ärzte und 1971 81 1 Ärzte -, so verblei­
ben derzeit 4497 zum Hausbesuch verpflichtete 
praktische Ärzte für die Versorgung von 
Dauerpatienten in Osterreich, und daher die 
Uberbeanspruchung in den Krankenanstalten. 

Es sind heute hier im Verlauf der Debatte 
bei den verschiedensten Tagesordnungspunk­
ten bereits Forderungen erhoben worden, wie 
daß es nötig ist, Arbeitnehmer mobiler zu 
machen, und wie nötig es wäre, daß die Mütter 
bei ihren Kindern bleiben. 

Das betrifft auch, daß gar manche Kranken­
pflegeschülerin, enthusiasmiert vom Sozialpre­
stige, das dieser Beruf entgegen manmen 
anderen Anschauungen in Osterreich hat, im 
Verlauf ihrer drei- oder vierj ährigen Ausbil­
dung dann doch das Gebundensein in der 
Schule, womöglich noch in einem Internat, zu 
heftig empfindet und die Krankenpflegeschule 
verläßt. Wir haben auch das bei den Bera­
tungen des Gesundheitsausschusses in der 
Stadt Wien in j eder Sitzung festzustellen und 
zu bedauern gehabt. Nur kann ich hier erklä­
ren, daß doch jede zweite d er aus der Kran­
kenpflegeschule ausgetretenen Schülerinnen 
im Spital verblieb und nun unter den Sta­
tionsgehilfinnen aufscheint. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir ähn­
liche Erscheinungen in jedem Frauenberuf und 
in j edem Frauenstudium haben. Von den 
Medizinstudentinnen, die das Studium begin­
nen, bleibt schließlich und endlich eine über­
große Anzahl, 60 Prozent, dem Lernziel fe'rn 
und promoviert nicht, und der Prozentsatz der 
Ärztinnen in österreich, die in irgendeiner 
Lebenslage ihren Beruf quittieren, weil sie 
nun vor allem ihrer Familie zur Verfügung 
stehen wollen, ist auch nicht klein. Was für 
die Medizinerinnen und für die Ärztinnen 
gilt, gilt, wenn auch nicht in dem gleichen 
Ausmaß, eben auch für das weibliche Kran­
kenpflegepersonal. 

Der Ausfall der Krankenpflegeschülerinnen 
in unseren Wiener Schulen beträgt über ein 
Drittel. Nicht ganz so, aber doch ähnlich wer­
den mir die Zahlen aus Krankenpflegeschulen 
aus anderen Bundesländern genannt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir haben in Wien eine überaus auffällige 
Steigerung der Zahl der Krankenschwestern. 
Wir hatten in Wien im Jahr 1 968 3300, und 
wir hatten 197 1  4502 diplomierte Kranken­
schwestern in unseren Anstalten. Trotzdem 
stellt die Offentlichkeit und stellen auch Sie 
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mit Recht einen überaus betrüblichen Mangel Mensch in eine Schule aufgenommen werden 
an diplomierten Krankenschwestern in unse- kann. Die Mindestaltersgrenze für Sanitäts-
ren Anstalten fest. hilfsdienste wird auf 17 Jahre herabgesetzt. 

Ich möchte, damit es unverdächtig ist, aus 
der Budgetrede des für das Gesundheitswesen 
der Bundeshauptstadt zuständigen und ver­
antwortlichen Stadtrats Dr. atto Glück. ein 
paar Zahlen zitieren; er sagte in der Debatte 
im Dezember 1 972 : 

"Wenn Herr Stadtrat Bock gesagt hat, daß 
uns jetzt zirka 300 Schwestern fehlen, so 
könnte man bei einem Stand von ungefähr 
7000·' - diplomierten und undiplomierten -
"Schwestern . . .  glauben : Na gut, das müßte 
man eigentlich verkraften. Dazu kommt aber 
noch der Karenzurlaub, das sind natürlich auch 
viele, viele Schwestern, das sind ungefähr 
- das schwankt natürlich - zwischen 150 
und 250 Schwestern. Wenn man das alles 
zusammenzählt, dann sind wir schon bei 400, 
500 Schwestern, und dann fängt es natürlich 
schon an, unangenehm zu werden." 

Schließlich und endlich bezog sich Stadtrat 
Glück auch noch auf die Schwierigkeiten, die 
durch die Einführung einer anderen Arbeits­
zeit für den Spitalserhalter entstehen. 

Wir haben in der Gemeindestube wieder­
holt darüber debattiert, welche Maßnahmen 
getroffen werden können. Es wurde vorge­
schlagen, den Spitälern Kindergärten und Kin­
derkrippen anzugliedern. Auch hier wieder 
die Stellungnahme von Stadtrat Dr. atto 
Glück: 

"Ich muß auch sagen, daß ich gar nicht so 
für die Krippen in den Spitälern bin. Was 
wollen wir denn damit erreichen, wenn wir 
Krippen in den Spitälern einrichten? Wir wür­
den dann eigentlich das Leben des Kindes, 
des jungen Menschen, der geboren wurde, 
irgendwie, ich will nicht sagen, zerstören, aber 
wenn man ihm die Mutter wegnimmt, ist das 
auch kein Vorteil für das Neugeborene. Also 
die Schwester gehört, wenn sie ein Kind hat, 
genau wie die Angehörigen eines anderen 
Berufes mindestens bis zum vollendeten ersten 
Lebensjahr zum Kind und nicht ins Spital." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Sehr geehrte Kollegen! Diese Gesetzesmaterie 
befaßt sich nicht nur mit dem diplomierten 
Krankenpflegepersonal, sondern in dieser No­
velle sind auch nicht weniger wichtige, wenn 
auch nicht so spektakuläre andere Gesichts­
punkte dargeboten und sollen geregelt wer­
den. 

Der Ersatz der Vielzahl der kommissionellen 
Vorprüfungen durch EinzelpTÜfungen ist vor­
gesehen. Ich bekenne mich dazu. Ich habe 
Hunderte von Krankenschwestern ausbilden 
geholfen, ich habe Tausende von Hilfs­
schwestern und sonstigem Hilfspersonal in 
meinem Leben ausbilden dürfen. Ich weiß, wie 
sehr diese kommissionellen Prüfungen die 
Leistungsfähigkeit einer Schülerin beeinträch­
tigt haben. Nicht wenige wären wahrschein­
lich heute im Dienst, haben aber bei diesen 
kommissionellen Prüfungen einfach aufgege­
ben. 

In dieser Gesetzesnovelle wird die Ausbil­
dungszeit mit der Wochenarbeitszeit in eine 
Korrelation gebracht, und schließlich und end­
lich ist der Ubertritt etwa aus einer Fach­
schule für Sozialberufe, aus einer Fachschule 
für wirtschaftliche Frauenberufe, aus der sech­
sten Klasse einer allgemeinbildenden höheren 
Schule ins zweite Ausbildungsjahr einer Kran­
kenpflegeschule möglich geworden. 

Demnach betrifft diese Gesetzesmaterie 
außer dem eigentlichen Krankenpflegeperso­
nal auch den gehobenen medizinisch-techni­
schen Dienst, der mit dem Diplom zum Assi­
stenten abschließt, die medizinisch-technischen 
Fachdienste, die mit dem Diplom zur Fachkraft 
abgeschlossen werden, und schließlich und 
endlich auch die Sanitätshilfsdienste, die als 
ardinationsgehilfe, Laborgehilfe und so wei­
ter ihren Abschluß finden, wenn der Betref­
fende nicht schlau genug ist und ein höheres 
Sozialprestige erwählt. 

Das ist eine der Absurdidäten, an denen 
ich mich immer wieder erheitern kann: Für 
alle gibt es den Amtstitel Gehilfe, aber wenn 
einer dieser Personen die Balneotherapie, also 
die Wasserbehandlung, wählt, dann quittiert 
er diesen Dienst mit der Auszeichnung, nun 
Meister zu sein. Man kann sich zum Heil­
bademeister auf die gleiche Art und Weise in 
einer Schule qualifizieren wie ansonsten zum 
Gehilfen. 

' 

Meine Damen und Herren! Der Arbeitsaus­
schuß für Gesundheit und Umwelt der OVP 
hat eine Unterlage zur Verfügung gestellt, 
deren erster Absatz folgendermaßen lautet: 

"Gesperrte Spitalstrakte sind die unerträg­
liche Folge eines angeblichen Mangels an 
Krankenpflegepersonal. " 

Die Höchstaltersgrenze soll nun mit 35 Jah- Ich möchte feststellen, "angeblich" ist nicht 
ren angesetzt werden, das Alter, in dem ein von mir erfunden und "angeblich" ist auch 
sich zur Krankenpflege oder zu einem medizi- gar nicht in Anführungszeichen gesetzt. S o  
nisch-technischen Fachdienst entschließender steht es da. 
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"Einerseits müssen zahlreiche Bewerberin­
nen von den Krankenpflegeschulen abgewie­
sen werden, weil die ersten Jahrgänge über­
füllt sind, andererseits hat die Abwanderung 
aus diesem Beruf ein gefährliches Ausmaß 
erreicht." 

Ich könnte mir vorstellen, daß das Haupt­
motiv dieser für das Krankenpersonal vorge­
sehenen Novelle eben darin besteht, eine grö­
ßere Zahl von jungen Menschen sehr früh­
zeitig für den Krankenpflegeberuf zu inspirie­
ren, sodaß es bei Abgängen aus einer Schule 
mit sehr guten Zeugnissen wahrscheinlich 
leichter ist, eine größere Zahl von solchen 
Schülerinnen und Schülern als bisher in die 
Krankenpflegeanstalten zu bekommen. Dann 
wird auch der Abfall aus eigentlichem Lern­
unvermögen während der Ausbildung zur 
Krankenschwester nicht so groß sein. 

Aber, meine Damen und Herren I Es gibt 
keine Möglichkeit, um mit Sicherheit bei 
einem 1 6jährigen Menschen genauso wenig 
wie bei einem Abiturienten einmal zu sagen: 
Die Voraussetzungen für eine gute Kranken­
pflegerin oder für einen guten Arzt ,sind damit 
gegeben. Der Ausfall wird immer beträchtlich 
sein, es sei denn, wir gehen von allem Anfang 
an auf einen Numerus reductus über, beschrän­
ken die Zahl und wählen dann aus denen, die 
zu uns kommen, die voraussichtlidl allerbesten 
aus. Das können wir uns im Krankenpflege­
beruf nicht leisten. Dieser Weg ist uns ver­
sperrt. 

Die übrigen Muß forderungen, die ich in die­
sem Arbeitspapier vorgelegt finde - das 
Datum ist, glaube ich, 15. Jänner 1973 -, 
finde ich übrigens im Gesundheits- und 
Umweltschutzplan des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltschutz vom vorigen 
Herbst vollkommen ausreichend skizziert, 
wenn es hier unter der Ziffer 1 1 63 zum Bei­
spiel heißt: 

"Das Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz arbeitet an einem Konzept 
für organisatorische Maßnahmen zur Erleich­
terung des Dienstes für Krankenpflegeperso­
nen. Durch die verstärkte Verwendung von 
Sanitätshilfspersonal wird der Einsatz der 
hochqualifizierten Kräfte auf jenen Aufgaben­
bereich eingeschränkt werden können, dessen 
Besorgung nur ihnen obliegt. Die Möglichkeit 
der Teilzeitbeschäftigung in Krankenanstalten, 
die Errichtung beziehungsweise der Ausbau 
von Anstaltskindergärten, Tagesheimstätten, 
Dienstwohnungen und verbesserte Aufstiegs­
möglichkeiten sollen dem meist aus familiären 
Gründen erfolgten Ausscheiden von Kranken­
pflegepersonen aus dem Berufsleben entgegen­
wirken. Die Wiedereinstellung von Kranken­
pflegepersonen soll erleichtert und durch ge-

eignete Aufrufe forciert werden. Im Zuge der 
Regelung des zivilen Friedensdienstes für 
vVaffendienstverweigerer tritt das Bundes­
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
für deren fakultativen Einsatz für Hilfsdienste 
in Krankenanstalten ein." 

Die Frage bleibt also offen: Und wo ist die 
Materialisation dieser Vorstellungen? 

Meine Damen und Herren! Es wäre leicht­
fertig vom Gesetzgeber, wenn er all diejeni­
gen, die verantwortlich sind für die Erhaltung 
von Krankenanstalten und die einen finan­
ziellen Beitrag von gewaltigem Ausmaß zu 
leisten haben, ohne eingehende Befragung, 
ohne eingehende B eratung vor eine vollendete 
Tatsache stellen würde. Wenn es irgendwo 
nötig ist, zu koordinieren, dann in diesem 
Bereich (Beifall bei der SPtJ), auch wenn es 
dann der Fall ist, daß solche Beratungen lange 
dauern werden. 

Nichts, meine Damen und Herren, wäre ver­
hängnisvoller, als in den Krankenhausbetrieb 
einen Unruheherd hineinzutragen, der zum 
Beispiel durch eine Differenzierung entstehen 
könnte, die man als Minderqualifizierung und 
als Diskriminierung empfinden könnte. Noch 
dazu, wo ja die Diskussionen über die Form, 
wie die Krankenpflege in den Krankenanstal­
ten ausgeübt werden soll, kaum in Gang, 
geschweige denn zum Abschluß gekommen 
ist. 

Ich mödlte darauf hinweisen, daß wir Ärzte 
uns in allen beratenden Gremien bis hinauf 
in den Obersten Sanitätsrat in vieljähriger 
Beratung noch nicht darauf einigen konnten, 
ob der diplomierten Krankenschwester das 
Recht zuzugestehen ist, Injektionen zu ver­
abreichen : in vielen Ländern eine Selbstver­
ständlichkeit, unserer Tradition widerstrebt es. 
Allein an diesem einen Beispiel können Sie 
die Schwierigkeit dieser Materie erkennen. 

Meine Damen und Herren I Werfen Sie uns 
nicht nivellierendes Denken und leistungs­
feindliches .A:gi-eren vor. Wir sind uns sehr 
bewußt, daß heute Wissen und Können, Bil­
dung und Entfaltung der eigenen Persönlich­
keit notwendiger und wichtiger als je zuvor 
sind, auch in den Krankenanstalten. Wir sind 
der Meinung, daß dieses Gesetz dazu einen 
Beitrag leisten kann. Ich danke Ihnen. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Als nächster Redner zum 
Wort gemeldet ist Frau Bundesrat Edda Egger. 
Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Edda Egger (OVP) : Hoher Bun­
desratl Frau Minister! Ebenso unbefriedigend 
wie die formale Seite dieses Gesetzes, die 
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nun zu unserem Antrag geführt hat. ist leider 
aum die inhaltliche Seite. Im möchte mich mit 
dem Inhalt dieses Gesetzes befassen. 

Bei den Parteien herrschte Einigkeit hin­
sichtlich des Inhaltes nur darüber. daß wir 
mehr Kräfte für die Krankenpflege brauchen 
und daß das Niveau der Krankenpflege ange­
hoben werden muß. Ich glaube. das ist durch­
aus zu bejahen. So ist die Situation, und daher 
wird mit Recht eine Novellierung dieses Ge­
setzes durchgeführt. Aber es ist nun zu fra­
gen, wieweit die Bestimmungen des vorlie­
genden Gesetzes dazu beitragen können. diese 
Ziele zu erreichen. 

Wenn wir uns überlegen. wo bisher die 
größten Hindernisse gelegen waren. nämlich 
genügend Menschen für diese Berufe zu fin­
den. so wurde richtigerweise immer wieder 
diese Lücke in der schulischen Ausbildung 
zwischen dem 15.  und dem 17.  Lebensjahr an­
geführt. Diese Lücke soll nun ausgefüllt wer­
den. De facto ist diese Lücke nur jener Platz. 
der vorhanden wäre, um die bisher fehlende, 
aber notwendige Allgemeinbildung unterzu­
bringen. Das wurde auch einigermaßen bei 
diesem Gesetz berücksichtigt, daher gibt es 
dieses allgemeinbildende Jahr vom 1 5. zum 
1 6. Lebensjahr. 

Aber wie wird nun diese Gesamtlücke zwi­
schen der Pflichtschule und dem eigentlichen 
Ausbildungsbeginn ausgefüllt werden? Das 
Gesetz sieht vor, daß die Ausbildung direkt 
an die neun erfolgreich absolvierten Pflicht­
schulj ahre anschließen kann, das heißt, nach 
vier Klassen Volksschule. vier Klassen Haupt­
schule und in der Regel dem Polytechnischen 
Lehrgang, der manchmal leider nur in einem 
beschränkten Umfang möglich ist, weil ein­
fach nicht genügend Plätze in den Schulen 
vorhanden sind. oder berufsbildenden, mitt­
leren oder höheren Schulen oder auch allge­
meinbildenden höheren Schulen; diese Schu­
len werden wahrscheinlich nur von einem Teil 
der Mädchen ein, eventuell auch ein zweites 
Jahr besucht werden. Es liegt also hier schon 
eine große Bevorzugung des Polytechnischen 
Lehrganges vor. weil es de facto so sein wird. 
daß eben die meisten Mädchen nur den Poly­
technischen Lehrgang während des 15. Lebens­
jahres besuchen werden. (Bundesrat W a  1 1  y: 
Wo ist da eine Bevorzugung?) Mädchen, die 
zum Beispiel nach acht Klassen Volksschule 
noch ein Hauptschuljahr machen und das zum 
Beispiel sehr gut abschließen, können den 
Krankenpflegeberuf nicht mehr ergreifen. 
weil . . . (Bundesrat W a 1 1  y: Aber acht Klas­
sen Volksschule, sagten Sie, werden doch ab­
geschafft! Die gibt es doch nicht mehr!) Bis 
j etzt sind aber noch solche Absolventinnen 
vorhanden! 

Wir müssen feststellen, daß der Polytech­
nische Lehrgang keine besondere Richtung auf 
die Krankenpflegeberufe, auf die Sozialberufe 
hin nimmt. sondern er dient ganz allgemein 
der Berufsfindung j er geht also nicht in Rich­
tung Krankenpflegeberufe. Der Polytechnische 
Lehrgang ist in der Regel ein Ubergangsjahr, 
ein Jahr der Unbestimmtheit. 

Das nächste Jahr. das nun schon der Kran­
kenpflegeausbildung zugeordnet wird, ist ein 
Jahr der Allgemeinbildung. Es untersteht dem 
Unterrichtsminister. er ist mit der Ausführung 
betraut. Das heißt, dieses Jahr könnte ein 
Jahr sein, in dem ein Bildungsziel vorhanden 
ist, in dem pädagogisch ausgebildete Lehrer 
verwendet werden, es könnte ein Jahr mit 
Lehrplan, Schulaufsicht und Zeugnis sein. 
Aber dieses Jahr wird im Rahmen der Kran­
kenpflegeausbildung geführt, der Schulleiter 
ist ein Arzt, und es ist an Krankenanstalten 
zu führen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Wer die Schulwirklichkeit und die Wirklich­
keit an einem Krankenhaus kennt, der muß 
sagen, daß dieses erste Jahr der Allgemein­
bildung ein Fremdkörper an den Kranken­
anstalten sein wird, ein Fremdkörper, weil 
der Arzt nichts von normalen Bildungszielen 
eines solchen Jahres kennen wird; er ist ein­
fach nicht der richtige Mann dafür. (Bundesrat 
Dr. G i s  e 'l :  Ein Mißverständnis, Frau Kolle­
gin! Der Leiter muß nicht Arzt sein, und die 
Schule muß nicht Krankenanstalt sein!) Diese 
Schule ist nach den neuen Bestimmungen 
- Antrag Frau Hanna Hager - an einer 
Krankenanstalt zu führen. (Bundesrat Doktor 
G i s  e 1: Am Sitz einer Krankenanstalt!) Am 
Sitz einer Krankenanstalt. (Bundesrat Doktor 
G i s  e 1: Eben! Sankt Pölten ist der Sitz einer 
Krankenanstalt!) Nach meinen Erfahrungen als 
langjährige Landtagsabgeordnete glaube ich 
de facto nicht, daß der Referent, der für die 
Personeneinstellung verantwortlich ist, bereit 
sein wird, hier besondere Kosten und beson­
dere Maßnahmen auf sich zu nehmen. 

Als ich seinerzeit beantragt habe. daß an 
der Vorschule für die Schwesternschülerinnen 
pädagogisch ausgebildetes Personal und Er­
zieherinnen verwendet werden sollen, hat man 
mir geantwortet: Das ist nicht möglich, denn 
die Krankenhäuser verursachen uns ohnedies 
so große Kosten; wir können nicht freiwillig 
das Defizit der Krankenanstalten noch weiter 
vermehren. 

Das ist die Realität, und ich fürchte, daß 
diese Realität auch weiterhin schwerwiegen­
der und gewichtiger sein wird als das, was Sie 
wünschen. Es wäre sicher zu wünschen, daß 
diese Realität nicht eintritt. 
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Wir sehen also, daß nach einem Jahr der Vermittlung von fachlichen Fertigkeiten und 
ziellosen Berufssuche, . dem Polytechnikum, Kenntnissen ist" ; ich zitiere die Worte der 
auch dieses zweite Jahr ein Jahr sein wird, Frau Minister. 
das noch nicht direkt auf die Krankenpflege 
hinweist ; es ist sicher problematisch. Daß es 
ein Fremdkörper in der Krankenpflegeausbil­
dung sein wird, geht ja schon aus · der neuen 
Bestimmung hervor, daß dieses Jahr nicht 
absolviert werden muß, auch nicht in Form 
eines Schulj ahres für eine andere Ausbildung, 
denn die Aufnahmskommission kann von die­
sem Schuljahr absehen und kann - höchst 
unbestimmt - einfach feststellen, daß die All­
gemeinbildung ausreicht, um in das zweite 
Jahr der Krankenpflegeausbildung aufgenom­
men zu werden. 

Meine Damen und Herren! Damit haben Sie 
selbst dokumentiert, daß dieses erste allge­
meinbildende Jahr keine wirkliche Aufgabe 
im Rahmen der Krankenpflegeausbildung 
haben wird, denn sonst hätte man nicht in 
der Aufnahmsbestimmung für das zweite Jahr 
so leidltfertig darauf verzichten können. 

Auch das nächste Jahr, also das Jahr, das 
das Mädchen während ihres 11. Lebensjahres 
zu absolvieren hat, ist notwendigerweise ein 
Jahr der Theorie, da es im Gesetz die Be­
stimmung gibt, daß die Krankenpflegeschüle­
rin beziehungsweise der -schüler - theore­
tisch stünde die Ausbildung auch Burschen 
offen - erst mit dem 17. Lebensjahr an das 
Krankenbett kommen darf. Das ist eine rich­
tige Bestimmung, denn es ist weder dem Pa­
tienten noch der Schülerin in einem jüngeren 
Lebensalter zuzumuten, diese sehr schwierigen 
Aufgaben am Krankenbett, wie es die Versor­
gung der Patienten ist, zu leisten. 

Wir sehen also, daß auch dieses zweite 
Jahr der Ausbildung keine direkte berufs­
bezogene Ausbildung ist, auch wenn die Theo­
rie in die Richtung der Krankenpflege gehen 
wird. Hier haben wir auch schon die Kompe­
tenz des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Umweltschutz. Ich glaube, es ist auch 
ziemlich einmalig - ich bin nicht ganz sicher, 
aber nach meiner Kenntnis der Dinge -, daß 
für eine Ausbildung zwei Ministerien Kom­
petenzen haben: in einem Jahr das eine Mini­
sterium, in den anderen Jahren ein anderes 
Ministerium. 

Daher - und das ist wieder die Wirklich­
keit - wird es für diese Ausbildung in die­
sem theoretischen Jahr keine pädagogisch 
ausgebildeten Lehrkräfte geben. Wir sehen 
immer wieder, daß es für Ärzte, die dort Vor­
träge halten und sicher fachlich ihren Beruf 
verstehen, ein großer Unterschied ist, ob man 
als Arzt medizinische Kenntnisse hat oder ob 
man nun Laien zur Handhabung der Berufs­
aufgabe einer Krankenschwester Kenntnisse 
zu vermitteln hat. Diese Umsetzung von Fach­
lich-medizinischem in das für den Laien Ver­
ständliche und Verwertbare ist außerordent-
lieh kompliziert, und hier würden wir wahr­
haftig genügend pädagogisch ausgebildete 
Lehrer brauchen. 

Eine weitere Folge ist, daß es, weil es keine 
Schule ist, sondern nur eine Ausbildung, keine 
Lehrpläne im üblichen Sinn gibt und auch 
keine Schulaufsicht. Es wird am Ministerium 
gelegen sein, hier für die notwendige Koor­
dination und Niveauhöhe zu sorgen. 

Auch das haben Sie aus den Ausführungen 
meines Vorredners gehört: Diese Ausbildung 
hat nach den einzelnen Jahren keine Zeug� 
nisse auszustellen. Es gibt zwar Prüfungen, 
aber keine Zeugnisse. 

Wir haben, wenn wir uns das überlegen, 
meine Damen und Herren, drei verschiedene 
Jahre, die ganz verschiedenen Schulzweigen 
und Ausbildungszweigen zugehören, die aber 
alle theoretische Jahre sind, jedoch dem Mäd­
chen nicht das vermitteln, was es sich nun 
als Beruf erwählt hat, und für ein Mädchen 
zwischen 14 und 17 ist dies eine sehr lange 
Zeit, wenn man sich Krankenpflege zum Beruf 
erwählt hat und man nun drei Jahre in eine 
Schule gehen muß, in der man nichts mit der 
direkten Betreuung von Menschen zu tun hat. 
Ich glaube, daß diese drei Jahre, die keine 
einheitliche Zielsetzung haben, wahrhaftig 
Provisorien und Flickwerk sind und daß diese 
drei Jahre die Mädchen allein schon ab­
schrecken werden. 

Aber es kommt noch sdllimmer. Ich muß 
feststellen, daß diese Jahre, weil sie keine 

Aber die Folge dieser Kompetenz des Bun- Schuljahre im üblichen Sinn sind, eine Sack­
desministeriums für Gesundheit und Umwelt- gasse sind. Das Mädchen bekommt ja keine 
schutz ist, daß dieses Jahr, obwohl es theore- Zeugnisse. Was fangt das Mädchen an, wenn 
tischen Unterricht zu vermitteln hat, kein Bil- es nach zwei oder drei Jahren daraufkommt, 
dungsziel mehr anstreben kann. Die Frau daß es diesen Beruf nicht ausüben will? Es 
Minister hat genau das ausgesprochen, was kann mit diesen Jahren überhaupt nidlts an­
hier zutrifft, nämlich daß eine Ausbildung, fangen, es hat keinerlei Ausbildung erhalten, 
die ein Fachministerium geben kann, "bloße die in irgendeinem anderen Fach gültig wäre. 
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Sie haben gerade von meinem Vorredner 
gehört, daß die meisten Mädchen, die aus der 
Krankenpflege ausspringen, nur Stations­
gehilfinnen werden können, das heißt, daß 
diese Mädchen keine weitere fachliche Berufs­
ausbildung ergreifen; das ist begreiflich, denn 
diese drei Jahre sind ja verlorene Jahre. Man 
kann nicht deutlich genug sagen, daß diese 
drei Jahre eine Sackgasse sind. (Unruhe.) 

Meine Damen und Herren! Das ist ein sehr 
ernstes Problem, das ganz den von uns allen 
angestrebten Durchlässigkeiten der Bildungs­
wege widerspricht. In allen anderen Berufs­
ausbildungen haben wir das Bestreben, Uber­
gänge zu schaffen. Hier sind alle Ubergänge 
abgeschni tten. 

Dieses Abschneiden der Ubergänge, dieses 
Abschneiden der Möglichkeiten, etwas mit den 
Schuljahren anzufangen, steht in Widerspruch 
mit der gerade von Ihrer Partei, meine Damen 
und Herren Sozialisten, so oft hervorgehobe­
nen Chancengleichheit, die verwirklicht wer­
den soll. (Bundesrat Hermine K u  b a n e k: 
Erklären Sie, was man heute mit einer abge­
brochenen Ausbildung als Krankenschwester 
anfangen kann!) 

Sicher, heute kann . sie damit auch nichts 
anfangen, aber wenn wir novellieren, dann 
könnten wir es doch besser machen. Eine 
Novelle hat doch den Zweck, etwas zu ver­
bessern und niCht die alten Fehler zu wieder­
holen; darum geht es. (Beifall bei der OVP.) 

Weiter muß angeführt werden, daß diese 
Jahre eine viel zu lange Internatszeit für die 
Mädchen 'bedeuten, eine Internatszeit, die diese 
Mädchen wirklich nicht befähigt, zu Persön­
lichkei ten zu reifen. 

Wir müssen auch feststellen: Die Internats­
und Schulleiterin soll nach dem Gesetz eine 
erfahrene diplomierte Krankenpflegeperson 
sein. Nun muß ich fragen: Sind eigentlich diese 
Schwesternschülerinnen krank, wenn eine 
Krankenpflegerin das Internat leiten soll? Ge­
hört hier nicht eine mit Erziehung, mit 
Pädagogik erfahrene Internatsleiterin her? 
Auch das ist ein ganz wiChtiger Punkt. 

Was bleibt nun für die restliche Ausbildung 
übrig, die zwei Jahre, in denen die Schülerin­
nen und Schüler nun wirklich berufsbezogen 
tätig werden können? 

Auf der Enquete über die Krankenpflege hat 
die Leiterin der Krankenpflegeschule Frank­
furt in ihrem Referat festgestellt, daß der 
Umfang des Kranrkenpflegewissens so ange­
stiegen ist, daß er in der heutigen Ausbil­
dungszeit von drei Jahren nicht mehr zu 
bewältigen ist. 

Meine Damen und Herren! Sie sagte, in 
drei Jahren nicht mehr zu bewältigen ist, und 
wir haben nun die direkte berufsbezogene 
Ausbildung auf zwei Jahre herabgesetzt! Ich 
glaube, daß auch das ein sehr schwerwiegen­
der Punkt ist ; dadurch wird die Qualität, das 
Niveau der Krankenpflegeausbildung nicht 
steigen. Meine Damen und Herren! Diese drei pro­

visorischen Jahre sind gegen die Durchlässtg­
keit der Bildungswege, sie sind gegen die Eine Schwieri.gkeit ist auch nom hiebei zu 

Chancengleichheit unserer jungen Menschenl sehen: Wenn die Mädchen den Krankenanstal­
ten nur zwei Jahre der Ausbildung als Kräfte 
zur Verfügung stehen, werden die Kranken­
anstalten diesen Ausfall an Pflegepersonen 
sehr wesentlich zu spüren bekommen. Die 
Krankenanstalten müssen um ein Jahr länger 
Plätze für die Schülerinnen bereitstellen und 
haben ein Jahr weniger Hilfskräfte für ihren 
Dienst. 

Dann möchte iCh noch etwas betonen. Dieses 
Vorrücken der Berufsausbildung auf das 
15. Lebensjahr hat einen weiteren Nachteil, 
der nicht gesehen wird. Wir müssen fest­
stellen, daß sich das Mädchen nun schon mit 
15 Lebensjahren für den Beruf entscheiden 
muß, das heißt, diese Berufsentscheidung fällt 
in ein Alter, in dem sie noch keine Vor­
stellung von der Realität hat. Wir wissen 
aus internationalen Erhebungen, daß die Ab­
wanderungsquote aus dem Krankenpflege­
dienst umso höher ist, je früher die Betrof­
fenen ihre Entscheidung treffen müssen. Auch 
das müssen wir sagen. 

Weiter: Drei Jahre ohne berufspraktische 
Tätigkeit, das heißt, daß Theorie und Praxis 
der Ausbildung auseinanderfallen werden. 
Wir haben also hier dieses Auseinander­
fallen, von dem gerade auf der Enquete, die 
vor einigen Wochen durchgeführt wurde, ge­
sagt wurde, und zwar von der Dozentin 
Hockey: "Theorie und Praxis sind in diesen 
Ausbildungen nicht voneinander zu trennen." 

Wir müssen auch feststellen, daß die Be­
endigung der Krankenpflegeausbildung mit 
19 Jahren den Schülerinnen eine sehr große 
Verantwortung in einem zu frühen Zeitpunkt 
auferlegt. Wir können feststellen, daß die Ver­
antwortung, die eine Schwester oder Schwe­
sternschülerin dem Patienten gegenüber hat, 
zu groß ist. Gerade hier bedarf es viel mensch­
licher Reife, um solche schwierige Situationen 
zu meistern. 

Wie ist denn die Wirklichkeit? Die Schwe­
ster mit ihren 19 Jahren ist ja zum Beispiel 
während des Nachtdienstes in ihrer Tätigkeit 
auf sich allein gestellt. Sie muß entscheiden: 
Muß ich den Arzt rufen oder soll ich ihn noch 
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nicht rufen? Sie hat also eine große Verant­
wortung. Wenn sie den Arzt zu spät ruft, 
dann wird sie vielleicht schwerwiegende Ver­
säumnisse begehen, und sie wird . . . (Bundes­
rat W a  1 1  y: Warum soll sie denn den Arzt 
zu spät rufen?) Warum sie ihn zu spät rufen 
soll? Weil vielleicht nur ein Arzt da ist und 
so weiter. (Bundesrat W a 1 1  y: Dieses "und 
so weiter" ist typisch!) Meine Herren! Wenn 
Sie diese Tätigkeit auszuüben hätten, dann 
wüßten Sie um diese menschlichen Konflikte, 
in die eine Schwester kommt. 

Meine Damen und Herren! Ein weiterer 
Punkt ist leider auch noch festzustellen. Sie 
alle werden wahrscheinlich einmal mit Kran­
kenschwestern zu tun haben, und ich muß 
Ihnen sagen: Das ist ein ernstes Problem; man 
kann über diese Dinge nicht so leichHertig 
hinweggehen, wie es hier anscheinend getan 
wird. 

ICh möchte Ihnen weiters sagen, um auf 
das Sachliche zurückzukommen: Bis jetzt 
haben wir in den führenden Positionen der 
Krankenpflege immer wieder Maturantinnen 
gehabt und auch Menschen, die in einem 
höheren Lebensalter waren als nach Beendi­
gung der Pflichtschule und die sich diesen 
Beruf erwählt haben. Können Sie sich vor­
stellen, daß nun eine Maturantin in dieses 
zweite Jahr der Krankenpflegeausbildung ein­
treten wird? (Bundesrat Hermine K u  b a­
n e  k: Eine Maturantin auch jetzt nicht! Nie­
mals!) 0 ja, ich kenne genug Kranken­
schwestern, die als Maturantinnen die drei­
jährige Krankenpflegeausbildung gemacht 
haben. Wenn Sie kontrollieren würden, wer 
heute die verantwortlichsten Posten ausfüllt, 
dann werden Sie sehen, daß viele von denen, 
die spät diesen Beruf erwählt haben, eben 
nun heute so verantwortlich tätig sind. Dieses 
Gesetz, dieser Ausbildungsweg schiebt dem 
aber einen Riegel vor. 

Leider versäumt das Gesetz auch, etwas 
über eine geordnete Weiterbildung zu sagen. 
Es wäre notwendig, heute über die allge­
meine Krankenpflegeausbildung hinaus auch 
eine Weiterbildung zu geben, wie sie in 
vielen anderen Ländern gegeben wird. 

Herr Professor Gisel hat festgestellt, daß 
in anderen Ländern Krankenschwestern man­
ches Mal Aufgaben erfüllen, die ihnen hier bei 
uns nicht erlaubt sind, zum Beispiel das Ver­
abreichen von Injektionen. Dafür müßten die 
Schwestern ein bißchen gründlicher ausgebil­
det sein. Wir haben nicht diese Wege. Wir 
haben auch noch nicht den Weg zu einer 
Gemeindeschwester und zu anderen gehobe­
nen Tätigkeiten. 

Wenn ich diese ganze Ausbildung betrachte, 
dann muß ich als Zusammenfassung sagen : 
Diese Ausbildung ist weniger denn j e  geeig­
net, den in der Krankenpflege Tätigen die 
Einstufung in B, also als Maturanten, zu 
sichern. Es ist mit viel Mühe in den ver­
gangenen Jahren hie und da gelungen, ein­
zelnen verantwortlich tätigen Krankensdlwe­
stern, wie zum Beispiel Lehrschwestern und 
ähnlichen, die Einstufung in B zu ermöglichen, 
zumindest in meinem Bundesland. Mit dieser 
Ausbildung wird das sicher noch weniger mög­
lich sein, die Aufstiegsmöglichkeiten werden 
dadurch weniger denn je sichtbar, und die 
Folge von einer nicht gesicherten guten Ein­
stufung und von geringen Aufstiegsmöglich­
keiten sind geringes Sozialprestige und Besol­
dungsnachteile. 

Wir können auch feststellen, daß - wie 
aus dem Ganzen hervorgeht - nicht nur der 
Zuzug zu diesen Berufen nicht gefördert wird, 
sondern auch daß die Bestimmungen dieses 
Gesetzes keine Garantie dafür gewähren, daß 
das Niveau der Krankenpflege verbessert 
werden wird, daß also damit die notwendige 
Anpassung a� den medizinischen Fortsduitt 
erzielt werden kann, weil einfach die Zeit 
nicht ausreicht, und ebensowenig - das ist 
vielleicht auch noch viel zuwenig selbst von 
den Schwestern gesehen - eine rationelle 
Arbeitsweise. Die Schwestern sind für das 
Management der Krankenpflege nicht ausge­
bildet; auf diesem Gebiet wäre noch außer­
ordentlich viel zu leisten. 

Wenn zum Beispiel auch bei dieser Kranken­
pflegeenquete festgestellt wurde, daß in Eng­
land das Pflegepersonal 40 Prozent der Spitals­
kosten verursacht, dann können Sie sich vor­
stellen, daß eine rationellere Arbeit, das heißt, 
eine Arbeit, die bei ebenso guter oder besserer 
Leistung etwas sparsamer im Zeitaufwand und 
so weiter wäre, außerordentlich wirkungsvoll 
sein könnte, um das Spitalsdefizit zu vermin­
dern. 

Bezüglich des Niveaus muß ich auch sagen, 
daß wir leider keine Forschung über das 
Krankenpflegewesen in Osterreich haben und 
daß wir auch keine Möglichkeit haben, mit 
diesem Gesetz zu Spitzenausbildungen auf 
akademischem Niveau nach dieser Ausbil­
dungslaufbahn zu kommen. 

Wir müssen also sagen : Die gesamte Aus­
bildungsform ist unbefriedigend. Sie ist auch 
inkonsequent gegenüber den sonstigen Wil­
lensäußerungen der SPO, die ja immer wieder 
feststellt, daß das Schulwesen ein Ganzes sein 
soll ; auch wir sind dieser Meinung. Wenn 
heute sogar der Landwirtschaft das Schul­
wesen entzogen und dem Unterrichtsministe-
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rium unterstellt werden soll, dann müssen wir 
also doch sagen, daß vielleicht viel notwen­
diger wäre, als dieses gut ausgebildete Schul­
wesen dem Landwirtschaftsministerium zu ent­
ziehen, hier diese Ausbildung in einen 
Gesamtkomplex der Sozialberufe einzubauen. 

Das Resultat dieser Ausbildung wird sein, 
daß die Abwanderung während oder kurz nach 
der Ausbildung größer denn je werden wird, 
und wir haben auch keinerlei Gewähr dafür, 
daß die Auslese der Schülerinnen positiver 
sein wird als bisher. Dabei gäbe es ein ein­
faches Konzept: Statt drei Jahre des Flick­
werks, der Provisorien eine Fachschule für 
Sozialberufe, eine Fachschule, die Wege nach 
anderen Sozialberufen offenläßt, denn wir 
haben immer noch gesehen, eine Vermehrung 
der Chancen eröffnet die Möglichkeit, daß 
begabtere, fähigere Menschen in Berufe kom­
men. 

Wenn wir diese Fachschule für Sozialberufe 
hätten, die im dritten Jahr schon etwas 
spezialisieren könnte, also im dritten Jahr 
ein . Zweig stärker zu den Krankenpflege­
berufen, ein Zweig stärker zu den medizinisch­
technischen, eventuell auch zu Kinder­
gärtnerinnen und vor allem auch zu Für­
sorgerinnen und so weiter, dann hätten wir 
wesentlich mehr davon. 

Es wäre auch wahrhaftig wert gewesen zu 
überlegen, ob man nach solch einer Schule 
eine Kurzausbildung zu einer Fachkraft, also 
zu einer Krankenpflegerin machen könnte und 
darüber hinaus eine volle Ausbildung zur 
Diplomkrankenschwester. Diese Gesamtaus­
bildung müßte zum Bundesministerium für 
Unterricht gehören. Das zur fachlichen Seite. 

Ich muß aber jetzt noch ganz kurz ein Wort 
über den Stil der Verhandlungen sagen. Die 
Verhandlungen wurden in einem Stil geführt, 
daß Ministerialentwürfe fast ohne Änderungs­
möglichkeiten im parlamentarischen Ausschuß 
durchgepeitscht wurden. Es war das ein echter 
Mißbrauch der Macht. Man kann dem Parla­
ment nicht die Möglichkeit nehmen, eventuell 
Abänderungsanträge vorzubringen, und ein­
fach darauf beharreift, auch gegen das, was 
auf dieser Enquete gesagt wurde, daß man 
einfach bei einem vorgefaßten Konzept bleibt. 
(Bundesrat W a 1 1  y: Was Sie sagen, hat mit 
Fachlichem wenig zu tun!) Das ist meine 
Verantwortung, was ich zum Fach gehörig 
hier an dieser Stelle zu sagen habe. 

Ich möchte abschließend sagen: Es ist außer­

Ich bedaure das deshalb, weil erstens, wie 
ich schon anklingen habe lassen, der Kranken­
pflegeberuf ein Beruf ist, der für die ganze 
Bevölkerung eminent wichtig ist, und zwar 
immer dann, wenn die Menschen in schweren 
Lebenslagen sind. Wir haben daher das größte 
Interesse daran, gut ausgebildete und mensch­
lich reife Fachkräfte zu haben. 

Ich bedauere es aber auch noch als Frau. 
Es wäre das eine Gelegenheit gewesen, einen 
Beruf, der ein fast reiner Frauenberuf ist, echt 
in Berufsausbildungen zu integrieren und eine 
Möglichkeit zu schaffen, daß Emanzipation in 
gutem Sinn, nämlich Einordnung in das ge­
sainte Berufs- und Lebensgefüge, gerade dieser 
schweren Berufsarbeit ermöglicht worden 
wäre und nicht, daß diese Krankenschwestern 
so wie bisher irgendwo auf der Seite stehen. 

Wenn Sie das durchdenken - Sie werden 
es sicher nicht hier tun -, aber wenn Sie 
es in Ruhe durchdenken, werden auch Sie zu 
diesen Schlüssen kommen. Es ist uns daher 
von der Volkspartei nicht möglich, dem Antrag 
auf Nichteinspruch zuzustimmen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Herr Bundesrat Schickelgruber. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Schickelgruber (SPO) : Verehrte 
Frau Bundesminister! Hoher Bundesrat! Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Als Rechts­
träger des größten niederösterreichischen 
Krankenhauses mit 13 Fachabteilungen und 
annähernd 900 Betten hat die Stadtverwaltung 
von Sankt Pölten neben den Sorgen, die bei 
der Vielschichtigkeit der Probleme mit der 
Führung dieser Anstalt verbunden sind, auch 
ein1ge Erfahrung mit den zur Behandlung 
stehenden Fragen. 

Von dieser Sicht her möchte ich zu dieser 
Gesetzesnovelle Stellung nehmen. Ich werde 
bestrebt sein, ohne Emotionen und nur rein 
sachlich zu dieser Vorlage Stellung zu neh­
men, obwohl einem dies durch die sehr 
aggressive Gegenargumentation im National­
rat, zum Teil auch hier im Bundesrat wirklich 
nicht leichtgemacht wird. 

Es ist eigentlich verwunderlich, meine 
Damen und Herren, daß in diesem Zusammen­
hang persönliche Angriffe auf ein weibliches 
Mitglied der Bundesregierung in so scharfer 
Form ausgerechnet von einer Frau gekommen 
sind, wie das Frau Dr. Hubinek im Nationalrat 
expliziert hat. Bei Herrn Professor Schambeck 
wundert uns das etwas weniger. 

ordentlich bedauernswert, daß dieses Gesetz Im übrigen darf ich darauf aufmerksam 
in einem solchen Stil und mit diesem Inhalt machen, daß wir Sozialisten, zum Unterschied 
beschlossen werden soll. von der Osterreichischen Volkspartei seiner-
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zeit, heute nicht von unserer Mehrheit Ge­
brauch gemacht haben. Ich darf daran erinnern, 
daß in der 285. Sitzung des Bundesrates im 
Dezember 1 969 bei der damaligen Mehrheit 
der Osterreichischen Volkspartei nicht nur der 
zuständige Minister, sondern auch sein Ver­
treter nicht anwesend waren und daß die 
Osterreichische Volkspartei damals trotz des 
Antrages der Minderheit der Sozialisten die­
sem Antrag nicht stattgegeben hat. (Bundesrat 
Dr. G i s  e 1: Sehr interessantl) 

Meine Damen und Herrenl Herr Professor 
Schambeckl Das unterscheidet uns eben in 
der demokratischen Auffassung von Ihrer 
Seite. (Beifall bei der SPO. - Bundesrat Dok­
tor S c h a m  b e c k: Wie war es im Aus­
schuß?) kb. werde Sie gerne anhören. 

Ich bin ehrlich froh - ich möchte auch das 
sagen -, daß Frau Kollegin Egger, auch wenn 
sie zu anderen Schlußfolgerun'gen gekommen 
ist als ich und wir, nicht in ähnlicher Art 
argumentiert hat, sondern daß sie wieder zu 
einer sachlichen Diskussion, wenn aueb. von 
einem anderen Standpunkt aus, zurückgefun­
den hat. Ich möeb.te dafür herzlich Dank sagen, 
weil wir alle wissen, welche Bedeutung dem 
Krankenpflegefachdienst bei der ordnungs­
gemäßen Versorgung der Patienten zukommt. 

Die leider viel zu früh von uns gegangene 
Abgeordnete zum Nationalrat, Frau Staats­
sekretär Wondrack, hat 1961 anläßlich der 
Behandlung des Gesetzes, das nunmehr 
novelliert wird, diese Bedeutung sehr anschau­
lich unterstrichen, als sie gesagt hat: 

"Es ist bekannt, daß ein Krankenhaus ohne 
Chefarzt vielleieb.t vier Wochen auskommen 
kann, ohne die Arbeit des Oberarztes vier 
Tage, ohne Stationsarzt zur Not vier Stunden, 
daß es aber ohne Krankenseb.wester nicht ein­
mal eine Viertelstunde gehen könne." 

Keinesfalls soll damit eine Wertigkeit der 
Dienste im Krankenhaus vorgenommen wer­
den, denn nur ein harmonisches Ineinander­
greifen der Arbeit aller, die in und um das 
Krankenhaus tätig sind, ermöglicht einen 
einigermaßen reibungslosen Betrieb in einer 
modernen Krankenanstalt. 

Aueb. in Osterreich sind aus einfach ge­
gliederten Spitälern überaus komplizierte, 
arbeitsteilige und in zunehmendem Maße 
teeb.nisierte Einrieb.tungen geworden. Und 
damit sind wir bereits bei einer der Haupt­
ursachen der Schwierigkeiten, mit denen wir 
uns im konkreten Fall auseinanderzusetzen 
haben, nämlieb. mit dem Mangel an Pflege­
personal. Mangel an Pflegepersonal, obwohl 
sich die Zahl der Pflegekräfte in den letzten 
20 Jahren mehr als verdoppelt hat! 

Nach dem nunmehr vorliegenden Bericht 
über das Gesundheitswesen in Osterreich im 
Jahre 1 97 1  betrug der Stand per 3 1 .  Dezember 
197 1  15.025 Diplomkrankenpflegerinnen und 
8061 Personen der Sanitätshilfsdienste. Hiezu 
kommen 57 Ausbildungsstätten mit 1 54 Lehr­
gängen und 4636 Schülern, wobei lediglich 
- auch das sei erwähnt - 243 männliche 
Bewerber aufscheinen. 

Neben der exorbitanten Entwicklung der 
medizinischen Wissenschaft hat sieb.er audl die 
Verkürzung der Arbeitszeit von 60 auf 54, 
auf 48, dann auf 45 und schließlidl auf 43 und 
42 Stunden zu einer wesentlichen Steigerung 
des Bedarfes geführt. 

Die lange Arbeitszeit und die geringe Be­
zahlung werden auch heute noeb. immer wieder 
als Hauptursaeb.en für den Seb.westernmangel 
angeführt, obwohl sieb. hier doch einiges 
grundlegend geändert hat. 

Von der wirtschaftlichen Seite jedenfalls ist 
der Krankenpflegeberuf heute sicher attraktiv 
geworden, erhält doch eine Diplomkranken­
schwester auch ohne Naeb.tdienstzulagen ein 
höheres Einkommen als ein Maturant und 
erreicht in gehobener Verwendung als 
Stations- und Operationsschwester Akademi­
kerbezüge. Der sicherlich nicht leichte Dienst 
am Krankenbett wird also nicht nur gewürdigt, 
sondern auch honoriert. 

Dies entsprechend zu publizieren, wäre ein 
sinnvollerer Beitrag zum Thema Kranken­
pflegeberuf als die vor kurzem ausgestrahlte, 
ausgesprochen negative "Panorama" -Sendung 
des ORF. 

Es gibt in j edem Beruf Probleme und 
Schattenseiten, und man soll sie keineswegs 
verniedlidlen oder verschweigen. Hat denn 
aber nicht gerade der Pflegeberuf auch viele 
Aspekte - die Frau Kollegin hat darauf hin­
gewiesen -, die ihn bei aller Realitäts­
bezogenheit, die man unserer Jugend nach­
sagt, auch für die jungen Menschen von heute 
attraktiv machen? Dies herauszustellen wäre 
ein positiver Beitrag, eine echte Werbung und 
zugleich eine sachlieb.e Information der Offent­
lichkeit. 

Damit könnte man auch ein Publikum, an 
dem wir interessiert sind, nämlich ein anderes 
Publikum anspreeb.en als mit dem Pornomach­
werk "Schwesternreport", dem man auch im 
Nationalrat eine Prestigeabwertung und eine 
Attraktivitätsschmälerung zugesprodlen hat 
und damit bestimmt zu viel Ehre angetan hat. 
Alle sidler gut gemeinten Aktionen waren 
letzten Endes Wasser auf die Mühlen der 
Propaganda dieser "Filmwerke". In unserer 
Stadt ist dieser Sdlund, ohne daß die Frau 
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Minister eingreifen mußte, dank dem Ent­
gegenkommen der Kinobesitzerin abgesetzt 
und durch einen anderen Streifen ersetzt wor­
den. Aber hören Sie, meine Damen und Her­
ren, an Stelle des "Schwesternreports" wurde 
dem Publikum der "Lehrmädchenreport" vor­
gesetzt. Dafür dürfte dann allerdings Herr 
Minister Staribacher kompetent sein ! ?  

Was kann aber wirklich getan werden, um 
den Krankenpflegeberuf anziehender zu 
machen? Diese Frage steht im Hintergrund 
dieser vorliegenden Novellierung. 

Bei dem erst kürzlich über Einladung von 
Frau Minister Dr. Leodolter abgehaltenen 
Symposion über den Krankenpflegedienst in 
Krankenanstalten wurden eine ganze Reihe 
von Verbesserungshinweisen gegeben, obwohl 
die Meinungen der Fachleute hier, wie sich 
zeigte, noch sehr divergieren. 

Gewiß muß der Unterbringung des Pflege­
personals erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. Die Landeskrankenpflegeschule in 
Sankt Pölten etwa kann aus Platzmangel gar 
nicht alle Bewerberinnen aufnehmen. Ein Aus­
bau ist hier geboten und auch vorgesehen. 
Die finanziellen Mittel wurden aber in den 
vergangenen Jahren gerade von den Stellen 
nie bewilligt, die jetzt anklagend feststellen, 
daß dies alles schon längst hätte geschehen 
müssen! 

Es fehlen vielfach auch ausreichende zeit­
gemäße Unterkünfte für das diplomierte 
Pflegepersonal, aber nicht erst heute, nicht 
erst seit 1 910 oder 1912 ! Auch hier ist ein 
großer Nachholbedarf, obwohl, wie Beispiele 
aus der Bundesrepublik zeigen, selbst Luxus­
appartements mit geheiztem Swimmingpool 
- so wurde mir berichtet - das Schwestern­
manko in Deutschland von 30.000 bis 40.000 
nicht wettmachen konnten. 

Bei uns in der Stadt Sankt Pölten hat sich 
gezeigt, daß Schwesternheime vor allem als 
Ubergang nach der abgeschlossenen Ausbil­
dung zur Verfügung gestellt werden sollen, 
daß Schwestern aber erst dann richtig "seß­
haft" werden, wenn sie die Möglichkeit er­
halten, sich eigene Wohnungen, die nicht in 
eigenen, abgesonderten Wohnblock.s zusam­
mengefaßt sind, zu schaffen. Dies gilt interes­
santerweise für ledige Schwestern in beson­
derem Maße. 

darf aber dabei nie vergessen, daß bei aller 
fachtechnischen Berücksichtigung der mensch­
liche Aspekt nicht vernachlässigt werden darf. 
Technik und Humanität sind ja an sich nichts 
Gegensätzliches. Eine technisierte Heilkunde 
bleibt dann dem humanitären Grundauftrag 
verhaftet, wenn nicht Organe und Organ­
systeme behandelt werden, sondern der 
Mensch an sich, wenn ein verständnisvolles 
persönliches Verhältnis zwischen Patient und 
Betreuung gewahrt bleibt. 

Hier mag die sogenannte Gruppenpflege 
wertvolle Voraussetzungen liefern. Die Pflege­
einheit der Station, die in der Regel 30 bis 
35 Betten umfaßt, soll demnach in zwei Pflege­
gruppen aufgegliedert werden. Damit könnte 
erreicht werden, daß der naturgemäß beson­
ders sensible Patient mehr als bisher von ver­
trautem Personal umgeben ist und ihm damit 
die notwendige Ruhe und das Gefühl der 
Geborgenheit vermittelt wird. 

Das bedeutet aber Abkehr vom sogenann­
ten "Radldienst", der, wie die Untersuchung 
des Instituts für Höhere Studien und Wissen­
schaftliche Forschung gezeigt hat, nur b ei 
einem Drittel des Pflegepersonals ankommt. 
Er ist obendrein sehr personalaufwendig, und 
es kann weder Rücksicht auf die Belagsver­
hältnisse noch auf die Schwere der Krank­
heitsfälle genommen werden. 

Da auch der bei uns noch wenig bekannte 
Schichtdienst im Hinblick auf die 40-Stunden­
Woche sehr aktuell werden wird, ist eine 
Umstrukturierung des Pflegedienstes unbe­
dingt notwendig, glaube ich. Die sogenannte 
progressive Pflege muß mehr in den Vorder­
grund treten. Neben der Intensivbehandlung 
auf einer Intensivstation, die ja zunächst nur 
der Erhaltung der Vitalwerte, also Kreislauf 
und Beatmung dient, sollte unterschieden wer­
den in Intensivpflege, Normalpflege und Kurz­
zeit- beziehungsweise Langzeitpflege. Hier 
wird ein unterschiedlicher Einsatz von Pflege­
kräften notwendig sein, was aber letztlich 
auch zu einer Einsparung von diplomierten 
Pflegekräften führen kann und führen wird. 

Weitere Möglichkeiten zur Rationalisierung 
können auch durch die Einführung von Tag­
und Nachtstationen erzielt werden. 

Daß Reinigungsarbeiten heute nicht mehr 
vom Pflegepersonal besorgt werden, ist selbst-

Es wird Aufgabe des neuen Osterreichischen verständlich. Auch die ISanitätshilfsdienste 
Instituts für das Gesundheitswesen sein, prak-
tische Möglichkeiten für eine weitere Ver­
besserung der Pflegesituation zu ermitteln. 

Man erwartet sich von einer weiteren 
Rationalisierung des Krankenpflegedienstes 
auf den Stationen eine gewisse Entlastung, 

haben sich bewährt, können doch eine Reihe 
von Tätigkeiten ohne weiteres von entspre­
chend gut geschultem Hilfspersonal durchge­
führt werden. (Bundesrat Edda E g g e r: Ist 
das in der Ausbildung vorgesehen?) Ich glaube 
schon, daß die Möglichkeit hiefür besteht. 
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Vielleicht würde die Bezeichnung "Pflege­
helferin" oder "Hilfsschwester" mehr Anklang 
als "Stationsgehilfin" finden. Von der Praxis 
her gesehen ist es jedoch nicht notwendig, 
wie gefordert wurde, eine zusätzliche Pflege­
kategorie zu sChaffen. Das führte nur dazu, 
daß, wie iCh glaube, der Pflegedienst immer 
pflegeferner wird, wie Beispiele etwa aus 
Amerika zeigen, wo es schon ratsam und 
gebräuchlich ist, sich für eine zwe<k.mäßige 
Pflege die Krankenschwester ins Spital mit­
zubringen. 

Auch eine Entlastung von den Verwaltungs­
arbeiten, wie sie angeregt wurde, hat Grenzen. 
Denn die Ubertragung der m�diziniscben 
Dokumentation auf sogenannte Stationssekre­
tärinnen etwa, wie das in den nordischen 
Ländern versucht wurde, führt leicht dazu, 
daß das ausgebildete Krankenpflegepersonal 
in den Hintergrund gedrängt wird und seine 
Weisungen plötzlich von pflegerisch unge­
schulten Personen erhält. 

Ein eigenes Problem stellt die Verwendung 
von Teilzeitkräften dar, was heute schon an­
geführt wurde. Die Verwendung von Teilzeit­
kräften wird wahrscheinlich mehr als bisher 
forciert werden, da die Arbeitszeit auf 
40 Stunden herabgesetzt werden wird. Dabei 
darf aber nicht übersehen werden - und das 
ist ein wichtiger Faktor -, daß ein ansehn­
licher Teil des derzeit voll beschäftigten 
Pflegepersonals gerne auf Teilzeitbeschäfti­
gung ausweichen könnte und würde. Es ist 
daher ein ungemein beweglicber Personale in­
satz erforderlich. 

In diesem Zusammenhang ist auch scbon 
sehr viel über die Schaffung von Kindergärten 
gesprochen worden. Eine gewisse Erleichte­
rung kann mit einer solchen Einrichtung unter 
Umständen erreicht werden. Eine wirkliche 
Lösung ist aber wahrscheinlich nur dann zu 
erreichen, wenn es möglich ist, Kinderkrippen 
in Vereinigung mit Kindergärten durch 
24 Stunden zu führen, da gerade die Ver.;. 
sorgung der Nachtdienste und der Dienste 
am Wochenende und zu Feiertagen erhebliche, 
ja die größten Schwierigkeiten bereitet. Wel­
che Probleme damit verbunden sind, brauche 
ich nicht zu erläutern. 

Im Krankenhaus Sankt Pölten wurde die 
Einrichtung eines Kindergartens geprüft. Alle 
ehemaligen Schwestern, die ausgeschieden 
waren, weil sie sich verehelicht oder Kinder 
bekommen hatten, wurden angeschrieben. Von 
den 60 Schwestern haben sich nur sieben mit 
Einschränkung allenfalls bereit erklärt, Dienst 
an Wochentagen zu versehen. Wenn man be­
rü<k.siChtigt, daß für die Betreuung der Kinder 
wieder Schwestern oder Kindergärtnerinnen 

eingesetzt werden müssen, so zeigt dieses 
Beispiel, daß gründliche Untersuchungen in 
jedem Fall notwendig sind, wenngleich die 
Verhältnisse in j eder Anstalt unterschiedlich 
gelagert sein können. 

Beachten sollte man meiner Meinung nach 
auch die Tatsache, daß bisher der Pflege beruf 
ein reiner Frauenberuf ist ; 1 972 besuchten nur 
2 Prozent männliche Anwärter die Ausbil­
dungsschulen. Dabei hat sich der Einsatz von 
Pflegern dort, wo er vorgenommen werden 
konnte, bestens bewährt. 

Die wirksamste Werbung wird vom Pflege­
personal selbst ausgehen müssen. Wenn die 
Schwestern und die Pfleger die Erfüllung in 
diesem Beruf finden, die sie sich erhofft haben, 
werden sie in positivem Sinn "ansteckend", 
mitreißend wirken. 

Wir laden in Sankt Pölten regelmäßig die 
Polytechnischen Lehrgänge und die Hauswirt­
schaftsschülerinnen zu einem ganztägigen Be­
such in unsere Schwesternschule ein. Hier 
können sie sich in einem ungezwungenen Ge­
spräch mit Schwestern und Schwestern­
schülerinnen ein eigenes Bild vom Kranken­
pflegewesen machen. 

Ich lade sehr gerne auch Sie, Frau Kollegin 
Egger, zu einem Informationsbesuch in unsere 
Krankenschule, in unsere Vorschule ein. Viel­
leicht können hier einige Mißverständnisse, 
die bestehen, ausgeräumt werden. 

Wir leiden, wie gesagt, nicht an Nachwuchs­
mangel, sondern zurzeit leider noch an Raum­
mangel. Wir konnten auch den Dienstposten­
plan, allerdings unter der prozentuellen An­
rechnung der Schwesternschülerinnen, wie sie 
ja im Gesetz vorgesehen sind, voll erfüllen. 

Was die übergroße Abwanderungsquote be­
trifft, so seien die Zahlen, die heute der Herr 
Kollege Ing. Gassner angeführt hat, in Erinne­
rung gerufen. Demnach stehen 31 Prozent der 
Männer und 68 Prozent der Frauen nicht mehr 
in ihrem ursprünglichen Beruf; dabei handelt 
es sich nicht allein um den Krankenpflegefach­
dienst. Die Berufsrnobilität ist eben ein Faktor, 
mit dem zu rechnen ist. 

Die Novene, die so heftig kritisiert und 
von der Opposition abgelehnt wurde, weil es, 
ich möchte fast sagen, heute anscheinend zum 
guten Ton der Opposition gehört, nicht nur 
zu kritisieren, sondern zu negieren, wird 
sicher dazu beitragen, das Ausbildungsniveau 
zu heben und dem Schwesternmangel abzu­
helfen. 

Wir haben in unserer Schwesternschule, wie 
ich schon angedeutet habe, die Wartezeit zwi­
schen PflichtsChule und Krankenpflegeschule 
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durch eine Vorschule überbrückt, in der Er­
kenntnis, daß die wenigsten lernbegierigen 
jungen Menschen diese Zeit einfach abwarten. 
Wenn sie aber einmal in einem Beruf Fuß 
gefaßt haben, dann werden sie auch bei aller 
ideellen Einstellung für den Dienst am 
Krankenbett meist verloren sein. 

Da decken sich unsere Erfahrungen keines­
falls mit den Bedenken, die im Nationalrat 
und vor allen Dingen auch in Stellungnahmen 
etwa der Oberösterreichischen Landesregie­
rung vorgebracht wurden. Man befürchtet die 
mangelnde Reife und damit eine höhere Schul­
austrittsquote und übersieht bei der derzeit 
langen Wartezeit die bis zu einem gewissen 
Grad verständliche negative Auslese, die sich 
eben aus den von mir angeführten Gründen 
sicherlich ergibt. Mit der Vorverlegung des 
Ausbildungsalters wird diesem Umstand Rech­
nung getragen. 

Auch seitens des familienpolitischen Refe­
rats im Bundeskanzleramt wurde das vor­
liegende Gesetz vom familienpolitischen 
Standpunkt durchaus positiv beurteilt, da ja  
dadurch die Schülerinnen und die Schüler, die 
sich für den Krankenpflegefachdienst interes­
sieren, zu einem möglichst frühen Zeitpunkt 
in die Berufsausbildung gelangen und sie ent­
sprechend früher abschließen können. 

Man weist auch auf die Schockwirkung hin, 
die sich aus der Konfrontation mit der Krank­
heit, mit dem Sterben ergeben könnte und 
die ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem ge­
wählten Pflegeberuf zur Folge hätte. Es wird, 
glaube ich, bei einigem guten Willen über­
haupt kein Problem darstellen, durch eine 
entsprechende Ausbildungseinteilung psychi­
sche Belastungen, die mit der Pflege Schwerst­
kranker und Sterbender besonders für junge 
Menschen verbunden sind, zu vermeiden. 

Es ist nicht nur interessant, es ist bezeiCh­
nend, daß jene Stellen, die in dieser Richtung 
besonders empört taten, überhaupt keine Be­
denken hatten, 15jährige als Hausarbeiterin­
nen ans Krankenbett zu stellen. ICh möchte 
auch das hier klarstellen. 

und gegen eine breite gemeinsame Basis, und 
hier will man einen momentanen Mangelberuf 
einer schweren Konkurrenz aussetzen. Denkt 
man hier wirklich nur an die notleidenden 
Krankenanstalten, und sind die finanziellen 
Erwägungen und Bedenken, die da angeklun­
gen sind, wirklich so gravierend? 

Gewiß sind die Belastungen - und ich kann 
das wiederum von der Stadt Sankt Pölten 
als Krankenhausträgerin sagen - der Kran­
kenhausträger schon schier unerträglich. Aber 
während alle früheren Finanzminister außer 
leeren Versprechungen nichts zu bieten hatten 
- wir haben in all den Jahren mehr als 
ein Dutzend einstimmig verabschiedete Reso­
lutionen eingebracht, ohne Erfolg -, hat Mini­
ster Androsch zumindest 240 Millionen Schil­
ling im Rahmen des Finanzausgleiches als 
erste Hilfe - und so fassen wir es auf -
bereitgestellt. Es ist unverständlich, wenn 
Landesfinanzreferenten dafür entspreChende 
Kürzungen der Budgetmittel dieses Ressorts 
vornehmen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin kein 
Jurist. Ich möChte mich auch keiner juridi­
schen Arroganz befleißigen, wie sich Kollege 
Gisel ausgedrückt hat. ICh glaube aber, daß 
ich doch ein paar Worte noCh zu der juristi­
sChen Seite von unserer Sicht her sagen soll ; 
die Frau Minister hat das ja schon sehr ein­
deutig und klar unterstriChen. 

Zu dem vorgebrachten Einspruch hinsichtlich 
der verfassungsrechtlichen Bedenken möchte 
ich noch einmal feststellen: Dieser Ansicht 
stehen eben auch andere, anderslautende Auf­
fassungen juristisCher Experten gegenüber. 
Durch die Formulierung, daß das erste Aus­
bildungsjahr der Vertiefung der Allgemein­
bildung und der Vorbereitung auf die Aus­
bildung im Krankenpflegefachdienst gilt und 
zu führen ist, und zwar naCh den einschlägigen 
schulrechtlichen Vorschriften, soll lediglich 
eindeutig darauf verwiesen werden, daß eben 
die Vorschriften des Privatschulgesetzes An­
wendung finden sollen. Dies ist auch in den 
Erläuternden Bemerkungen zur Regierungs­
vorlage so ausgeführt. Es wird aber das Privat­
schulgesetz selbst in keiner Weise abgeändert, . 
sondern es werden in § 6 Abs. 2 nur die 
Begriffsbestimmungen umschrieben, die eben 
Voraussetzungen für die Anwendung des 
Privatschulgesetzes sind. Damit scheint eine 
Anwendung des Artikels 14 Abs. 10 Bundes­
Verfassungsgesetz auf die Beschlußfassung 
dieses Gesetzes nicht gegeben. 

Eine sozialistische Ressortleiterin kann 
allem Anschein nach nicht recht haben - so 
jedenfalls ihre Meinung. Daher erscheint der 
Osterreichischen Volkspartei auch der Umweg 
über die Schule für Sozialberufe, sosehr - und 
das möchte ich unterstreichen - dieser Schul­
typ an sich begrüßenswert, · ja notwendig ist, 
als geeigneter, obwohl damit sicher nicht 
mehr, sondern eher noch weniger Pflege­
personal erzielt werden könnte. Bei dem Passus "gemäß den einschlägigen 

Bei den mittleren und höheren Schulen ist schulrechtlichen Vorschriften" handelt es sich 
man für eine möglichst frühe Differenzierung lediglich um eine Verweisung, in der ausge-
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drückt werden soll, daß eben die entsprechen- bereit sein. Es muß gelingen, die organisa­
den schulrechtlichen Vorschriften Anwendung torischen, die finanziellen und die juridischen 
finden sollen. Schwierigkeiten, die ja bei jeder Neuerung 

Das Krankenpflegefachdienstgesetz ermäch­
tigt nur die Spitalserhalter, eine solche Schule 
zu führen. 

Die Frage, ob auch eine Gebietskörperschaft, 
sofern sie nicht als gesetzlicher Schulerhalter 
auftritt, eine solche Schule führen kann, wurde 
von den Experten bejaht. 

Ich darf noch einmal sagen, es handelt sich 
bei den Krankenpflegefachschulen um eine 
weiterführende, also um keine Pflichtschule. 
Der Bund scheidet demnach als Gebietskörper­
schaft, die eine solche Privatschule führen 
könnte, aus. Damit ändert sich aum an der 
derzeitigen Praxis nichts, da der Bund auch 
derzeit keine Krankenpflegeschulen betreibt 
beziehungsweise führt. 

Um den angeführten Bedenken des Verfas­
sungsdienstes Rechnung zu tragen, wurden 
auch eingehende Besprechungen - die Frau 
Minister hat darauf hingewiesen - mit dem 
Bundesministerium für Unterricht geführt und 
ausdrücklich klargestellt, daß das erste Aus­
bildungsjahr nicht im Rahmen der Kranken­
pflegeschule geführt wird. Eine Zweidrittel­
mehrheit ist daher - und das möchte ich 
noch einmal klar betonen - nicht erforderlich. 

Meine Damen und Herrenl Das ist eben 
unsere Meinung - auch auf Grund von juristi­
schen Auskünften. Wenn unser Klubsekretär 
Fischer, wie hier angeführt wurde, auf die 
hohen Gerichtshöfe zur Klarstellung verwie­
sen hat, so unterscheidet auch das unsere 
GrundeinsteIlung. Wir sind nämlich zum 
Unterschied von Herrn Professor Schambeck 
nicht so vermessen zu behaupten, daß wir die 
absolute Wahrheit gepachtet haben. Wir wer­
den aber auch nicht zur Kenntnis nehmen, 
daß nur das wahr ist und wahr sein darf 
(Bundesrat .  Dr. S c  h a m b  e c k: . . . was in 
der Verfassung stehtl), was die Osterreichische 
Volkspartei festlegt. (Beifall bei der SPO. -
Bundesrat Ing. M a d e  r: Der Verfassungs­
dienst des Bundeskanzleramtes!) 

Es wäre wünschenswert und wird sicher 
von allen anzustreben sein, daß die von mir 
schon angeführten notwendigen finanziellen 
Entlastungen der Spitalsträger auf anderen, 
vor allen Dingen auf gravierenderen Gebieten 
wirksam und möglichst bald wirksam werden. 
Die notwendige Novellierung der Kranken­
pflegefachdienstausbildung sollte dadurch je­
doch nicht verzögert werden. 

Es müssen alle Stellen, denen es ehrlich 
um eine Situationsverbesserung, um eine echte 
Lösung dieser Probleme zu tun ist, zu Opfern 

auftreten, zu überbrücken. Voraussetzung 
allerdings ist, daß das Allgemeininteresse 
nicht parteitaktischen Uberlegungen geopfert 
wird. 

Wir Sozialisten werden Uns j edenfalls von 
unseren Zielen, die wir in samUcher Arbeit 
anstreben, nicht abbringen lassen. Da die vor­
liegende Gesetzesnovelle eine wesentliChe 
Verbesserung darstellt, werden wir, wie schon 
festgestellt wurde, die Zustimmung geben. 
(Beifall bei der SPo.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sim 
noch Herr Bundesrat Heinzinger. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Heinzinger (OVP) : Hoher Bundes­
ratl Frau Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir haben hier heute im 
Hohen Haus das Vergnügen gehabt, eine 
Stunde in spannender Erwartung zu verbrin­
gen auf den Auftritt der Frau Bundesminister. 
(Bundesrat B ö  c k: Was heißt in diesem Zu­
sammenhang "Auftritt" ?  Das ist eine Frech­
heit!) Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sie werden im Laufe meiner Aus­
führungen noch begründeter Gelegenheit 
haben, sidl aufzuregen. Ich würde Sie bitten, 
Ihre Energien für diese Augenblicke und l'as­
sagen meiner Rede aufzuheben. (Bundesrat 
W a l l  y: Er hat noch immer keine parla­
mentarischen Manieren! Was heißt "au/zu­
regen"?) 

Nachdem diese Stunde abgelaufen war und 
wir die Sitzung wieder aufnehmen konnten, 
hat Ihnen Herr Professor Schambeck in einer 
sehr brillanten Rede die großen Bedenken, 
die unsere Fraktion im Zusammenhang mit 
der Verfassung hat, vorgetragen. (Bundesrat 
W a l  I y: Dafür hat er bei den anderen nicht 
zugehörtl) 

Ich glaube, daß immer dann, wenn Probleme 
der Verfassung hier zur Diskussion stehen, 
in erster Linie das Parlament als Schöpfer, 
als Beschließer dieser Verfassung berufen ist, 
auch die Interpretation dieser Verfassung vor­
zunehmen. Sosehr Expertenmeinungen zu 
sdlätzen sind, ist es höchst problematisch, 
dann, wenn es opportun ersCheint, zu sagen: 
Ich bitte sehr, da ist dieser oder jener Experte 
zuständig. Noch problematischer wird es aber 
dann, wenn man zur Schützenhilfe auf wei­
sungsgebundene Beamtenexperten zurück­
greift. (Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
W a l l  y: Aber der Herr Schambeck hat sich 
doch die ganze Zeit auf die Experten berufen, 
auf den Verfassungsdienst! Haben Sie das 
nicht gehör!?) 
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Wenn Sie sorgfältig aufgepaßt haben und 
wenn Sie den beruflichen Werdegang des 
Herrn Professors Schambeck kennen, wenn Sie 
in seiner umfangreichen Verfassungsliteratur 
gelesen haben werden, wissen Sie, daß Herr 
Professor Schambeck. auf diesem Spezialgebiet 
keinen so besonderen Nac:hhilfeunterricht 
braucht. (Zwischenrufe.) 

Ich möchte aber darauf zurückkommen, daß 
wir mit Recht erwarten durften, daß die Frau 
Bundesminister auf diese vehementen Beden­
ken meines Kollegen Schambeck eingehen 
wird. MitniChten. Die Frau Bundesminister las 
uns mehrere "Papierchen" vor, die irgend­
wann zuvor, bevor noch jemand wußte, was 
Schambeck sagen konnte, fabriziert wurden. 

Und zum Schluß, verehrte Frau Bundes­
minister, meinten Sie, dem - nämlich dem 
Vorgelesenen - haben Sie nichts mehr hinzu­
zufügen; für Sie ist damit der Tag abgeschlos­
sen. Ich halte ein solches Vorgehen - und 
es ist eine Rüge oder etwas Ähnliches des 
Vorsitzenden fällig - für ausgesprochen arro­
gant und in diesem Hohen Hause unpassend. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich darf es als rühmlich hervorheben, daß 
es Herr Dozent Dr. Gisei, ein Mann beson­
derer vornehmer Freundlichkeit, auf sich ge­
nommen hat, das Fernbleiben der Frau Bun­
desminister zu entschuldigen, weil das die 
Frau Bundesminister nicht für notwendig be­
funden hat. Und jetzt komme ich auf den 
guten Ton, den der Herr Kollege Schickel­
gruber gefordert hat, und auf das, was unter 
Menschen unserer Breiten selbstverständlich 
ist, daß, wenn man sich sehr lange verspätet, 
man dafür jenen, die warten dürfen, und wenn 
sie es nicht schon uns zuliebe macht, dann 
zumindest Ihnen zuliebe, erklärt, warum und 
wieso und daß das eigentlich unangenehm 
wäre, nicht aber zu sagen, daß man dem 
nichts mehr hinzuzufügen hat. (Bundesrat 
P r  e c h t 1: Lesen Sie als Propagandist keine 
Zeitungen? Sie wissen, daß die Umweltschutz­
konferenz ist! Das dürfte Ihrer Aufmerksam­
kei t entgangen sein!) 

Wissen Sie, ich möchte j a  jetzt nicht fern 
von der Tagesordnung einen Zusammenhang 
zwischen d-en Aktivitäten von Umweltschutz 
und dem Ministerium anziehen; wir kommen 
sonst vom Thema ab, aber es wäre lohnend. 
Danke schön! (Beifall bei der OVP. - Bundes­
rat Hella H a  n z 1 i k: Note "überflüssig"!) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich stelle die Frage, ob sich zu diesem 
Tagesordnungspunkt noch jemand zum Wort 
meldet. - Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter das Schlußwort 
gewünscht? - Das ist der Fall. 

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter um 
sein Schlußwort. 

Berichterstatter Schlpani (Schlußwort) : 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Außergewöhnliche Aktionen erford·ern außer­
gewöhnliche Reaktionen. 

Ich habe Ihnen - Sie werden davon über­
zeugt sein, daß ich ausschließlich zum Thema 
spreche - in meiner Eigenschaft als Bericht­
erstatter über die Arbeit im Ausschuß be­
richtet und einen Antrag gestellt. Herr Doktor 
Schambeck und Genossen haben demgegen­
über einen schriftlichen Antrag eingebracht. 

Herr Dr. Schambeck hat auch mich zitiert, 
und zwar im Zusammenhang mit der Aus­
schußtätigkeit, und hat hier wörtlich gemeint 
- Sie können das dann im schriftlichen Proto­
koll nachlesen, ich habe mir das ganz genau 
notiert -, daß ich in meiner Eigenschaft als 
Berichterstatter in etwa die Frage gestellt 
hätte: Wie hat der Verfassungsdienst red­
giert? 

Dazu, meine Damen und Herren, muß ich 
feststellen, daß es ausschließlich Aufgabe des 
Berichterstatters ist, der ich ja auch im Aus­
schuß war, den Ausschuß zu informieren. Ich 
mache es mir durchaus nicht so leicht, wie 
Sie vielleicht glauben, daß ich das mir von 
der Parlamentsdirektion in die Hand gedrückte 
Papier zur Vorlesung bringe und es dabei 
bewenden lasse. 

Sie werden zugeben müssen, Herr Dr. Scham­
beck, daß ich genau, und zwar dezidiert ge­
sagt habe, daß dieses Gesetz so wie j edes 
andere ordnungsgemäß ausgeschrieben und 
aufgelegen ist und daß auch vom Verfas­
sungsdienst des Bundeskanzleramtes dagegen 
keine Einwände erhoben wurden. Das ist die 
Richtigkeit. 

Eine zweite Behauptung Ihrerseits, nä..mlich 
wo Sie die Stellungnahme des Verfassungs­
dienstes des Bundeskanzleramtes zitiert haben, 
veranlaßt mich ebenfalls, hier eine Richtig­
stellung vorzunehmen, weil Sie das nach 
meinem Dafürhalten lückenhaft vorgetragen 
haben. 

Ich glaube, es ist notwendig, den Damen 
und Herren den vollen Inhalt dieses Satzes 
zur Kenntnis zu bringen, weil er sonst, wie 
Sie es gemacht haben, doch verzerrend sein 
könnte. (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e c k: Das 
ist unwahr!) Ich werde Ihnen das vorlesen, 
und Sie können, wenn Sie es nicht glauben, 
das dann von mir haben, Sie haben das 
gleiche. 
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Sie haben aber das, was dazu in Klammern 
steht, nicht angeführt, und zwar wo auf § 10  
Abs. 2 Bezug genommen wird, und haben 
zitiert : "Damit ist jedoch eine Reihe von Pro­
blemen zu klären." So Ihre Worte, Sie werden 
das nachlesen können. Und genau geschrieben 
steht: 

"Damit ist jedoch eine Reihe von Problemen, 
insbesondere hinsichtlich der Schulaufsicht . . .  " 
(Bundesrat Dr. S c  h a m b e  c k: Moment, das 

is1 ein Einschub!) Hier besteht also meiner 
Meinung nach dieser Irrtum, der unter Um­
ständen dazu führen könnte, daß sich die 
Herrschaften . . .  (Bundesrat Dr. S c  h a m­
b e  c k: Das ist beispielsweise angetührtl) Das 
hätten Sie eben zitieren müssen. (Bundesrat 
Dr. S c h a m b e c k: Aber das ist in diesem 
Zusammenhang nicht notwendig!) " . . .  hin­
sichtlich der Schulaufsicht (Artikel 81  a ff. 
B-VG) , zu klären." So ist der volle Wortlaut 
dieser Stellungnahme. 

Lassen Sie mich zum Ende kommen. Hier 
steht also mein mündlich gestellter Antrag 
dem schriftlich gestellten Antrag der Herren 
Bundesräte Dr. Schambeck. und Genossen 
gegenüber. Ich darf abschließend auf Grund 
der abgeführten Spezialdebatte, in der wir 
zwei Rechtsmeinungen vorgetragen bekom­
men haben, und es wurden auch schon ver­
sdliedene Lexnamen gegeben, meinen Antrag 
wiederholen, gegen den vorliegenden Ge­
setzesbeschluß keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Idl danke dem Herrn Bericht­
erstatter für sein Schlußwort. 

Wir kommen jetzt zur A b s t i m  m u n g. 

Es liegt sowohl der Antrag der Bundesräte 
Dr. Schambeck. und Genossen vor, gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates Einspruch zu erheben, als auch der 
Ausschußantrag, keinen Einspruch zu erheben. 

Ich werde zunächst über den Antrag, Ein­
spruch zu erheben, abstimmen lassen. 

Falls sich kein Widerspruch erhebt, lasse 
ich über diesen Antrag samt der angeschlos­
senen Begründung unter einem abstimmen. ­
Widerspruch wird nicht erhoben. 

über den Ausschußantrag, keinen Einspruch 
zu erheben, abstimmen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag, gegen den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben, zustimmen, um ein 
Händezeichen. - Es ist dies die Stimmen­
mehrheit. Der Antrag, k e i n  e n E i n­
s p r u c h zu erheben, ist somit angenommen. 

Ich begrüße den inzwischen im Hause er­
schienenen Herrn Staatssekretär Doktor 
Veselsky. (Allgemeiner Beifall.) 

1 1 .  Punkt: Bericht der Bundesregierung betref­
fend Elektronisdle Datenverarbeitung im 
Bundesbereicb (EDV -Beridlt 19'12, Bedarfs­
prognose 1972 bis 1975) (111-3'1 und 933 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 1 . Punkt der Tagesordnung: Bericht der 
Bundesregierung betreffend Elektronische 
Datenverarbeitung im Bundesbereich. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Frau Bundes­
ministerl Herr Staatssekretär! Hoher Bundes­
rat! Der vorliegende Bericht enthält vor allem 
eine Bestandsaufnahme über den Einsatz elek­
tronischer Datenverarbeitung im Bundes­
bereich zum 1 .  Jänner 1972. Diese umfaßt ins­
besondere eine Darstellung über den Umfang 
und die Struktur des eingesetzten Personals, 
die Art der eingesetzten Anlagen und der 
verwendeten Betriebssysteme sowie über die 
Kosten des Einsatzes. Weiters enthält der 
Bericht eine Prognose über die Entwicklung 
auf dem Gebiet der elektronischen Datenver­
arbeitung im Bundesbereich in den Jahren 
1972 bis 1975. 

Nach Beratung im Ausschuß stelle ich 
namens des Ausschusses für Verfassungs- und 
Rechtsangelegenheiten den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bericht der Bundesregierung betreffend 
Elektronische Datenverarbeitung im Bundes­
bereich (EDV-Bericht 1972, Bedarfsprognose 
1972 bis 1975) wird zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Bundes­
rates, die dem Antrag der Bundesräte Doktor 
Schambeck und Genossen ihre Zustimmung 
geben, gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates mit der vorge­
sdllagenen Begründung Einspruch zu erheben, 
um ein Handzeichen. - Es ist dies die Minder­
heit. Der Antrag, Einspruch zu erheben, ist 
somit abgelehnt. Bei der A b s t i m  m u n g wird der Bericht 

Da der Antrag, Einspruch zu erheben, keine der Bundesregierung e i n  s t j m m i g zur 
Mehrheit gefunden hat, lasse ich nunmehr K e n n t n i s genommen. 
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12. Punkt: Wahl der Vertreter österreichs in 
der Beratenden Versammlung des Europarates 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 12. Punkt 
der Tagesordnung: Wahl der Vertreter Oster­
reichs in der Beratenden Versammlung des 
Europarates. 

Osterreich entsendet sechs Mitglieder und 
sechs Ersatzmitglieder. Vom Nationalrat wur­
den fünf Mitglieder und fünf Ersatzmitglieder 
gewählt. Vom Bundesrat sind ein Mitglied 
und ein Ersatzmitglied zu wählen. Die Wahl 
erfolgt für ein Jahr. 

Ich ersuche somit jene Damen und Herren, 
die dem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben , um ein Handzeichen. - Es ist dies 
Stimmeneinhelligkeit. Der Wahlvorschlag ist 
somit angenommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Dienstag, der 
22. Mai 1913, in Aussicht genommen. Die ent­
sprechenden Ausschußsitzungen sind für den 
Tag vorher ab 1 6  Uhr vorgesehen. 

Es liegt mir folgender W a h I v o r  s c h i  a g Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom-
vor: als Mitglied Bundesrat Dr. Goess und men jene Vorlagen in Betracht, die der 
als Ersatzmitglied Bundesrat Dr. Reichi zu Nationalrat bis dahin verabschiedet haben 
nominieren. wird, soweit sie dem Einspruchsrecht des 

Ich werde die Wahl unter einem durch Bundesrates unterliegen. Ein diesbezügliches 

Handzeichen vornehmen lassen. Wird dagegen Aviso wird noch schriftlich ergehen. 

Einspruch erhoben? - Das ist nidlt der Fall. Die Sitzung ist g e  s c h i 0 s s e n. 

SchluJi der Sitzung: 15 Uhr 50 Minuten 

Berichtigung 

In der Rede des Bundesrates Dr. Schambeck. 
in der 3 1 9. Sitzung vom 22. Feber 1973 soll 
es auf Seite 9321 in der linken Spalte in der 
sechsten Zeile des vorletzten Absatzes statt 
"Spann" richtig "Spanner" heißen. 

österreichische Staatsdruckerei L61 15203 
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